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den 28. Juni 1847. 


Berlin den 25. Juni. Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt geruht: 
Dem Rittergutsbefiger, Hauptmann a. D. von Puttlammer auf Kremerbruch, 
Kreis Rummelsburg, den St. Johanniter-Orden; ſo wie dem Seidenwaaren-Fa⸗ 
brikanten Friedrich Ludwig Rimpler sen. zn Berlin den Charakter als Kommer— 
zien⸗Rath zu verleihen; und den Landgerichts⸗Direktor Borries zu Karthaus zus 
gleich zum Kreis⸗Juſtizrath des Kreiſes Karthaus zu ernennen. 


Se. Durchlaucht der General der Infanterie und General» ouverneur von 
Neu⸗Vorpommern, Fürſt zu Putbus, iſt nach Putbus abgereiſt. 


Berlin den 25. Juni. Bekanntlich hat auch die hieſige Kaufmannſchaft 
die Einrichtung von Handelsgerichten nicht für angemeſſen gehalten, ehe 
nicht ein Haudelsgeſetzbuch da ſei, das nothwendig dem Richter für feine 
Ausſprüche zur Grundlage dienen muß, fo wie um der anderen Beſtimmung wil⸗ 
len, daß Juden von der Theilnahme an dem Gericht ausgeſchloſſen waren. Es 
iſt nun zu hoffen, daß beiden Beſchwerdepunkten von Seiten unſerer Behörden 
bald werde Abhülfe geſchafft werden, da die Einrichtung von Handelsgerichten 
ſelbſt alle Tage ein dringenderes Bedürfniß wird, und man die Uebertragung von 
Aemtern an Juden überall leicht geſtatten kaun, wo dieſelbe auf der Wahl der 
Betheiligten beruht; denn ein jüdiſcher Handelsrichter kann doch nicht unangemeſ⸗ 
ſen ſcheinen, ſobald ihn die Kaufleute ſelbſt erwählen. — In der Sitzung der 
Herren» Kurie vom 16. Juni wird (Allg. Preuß. Ztg. Nr. 172. Seite 1227. 
Sp. 3.) von Se. Königl. Hoheit dem Prinzen von Preußen an Se. Exc. den Hru. 
Kultusminiſter die Frage gerichtet: „ob bei den jüdiſchen Schulen, welche in Ber- 
Jin errichtet wurden, chriſtliche Lehrer angeſtellt find,” worauf Se. Exc. erwiederte: 
„Nein, blos jüdiſche.“ Wenn hier nicht der Ausdruck „augeſtellt“ auf eine Weiſe 
urgirt werden ſoll, die wenigſtens bei Privatſchulen nicht ſtatthaft erſcheint, ſo 
mag zur Steuer der Wahrheit die Bemerkung erlaubt fein, daß an den fünf jü⸗ 
diſchen Schulen Berlins vier chriſtliche Lehrer unterrichten, nämlich: 
am jüdiſchen Seminar Hr. Hinze in der Naturwiſſenſchaft, an der jüdiſchen 
Gemeinde⸗Knabenſchule Hr. Delz im Zeichnen, und Hr. Schauen im Geſang 
und an der Nauen'ſchen Erziehungsanſtalt Hr. Tilge im Zeichnen (letzterer ſeit 
beinahe 20 Jahren.) — Es verdient Anerkennung, daß auf Veraulaſſung des 
Hrn. Chefs der Sechandlung bei deren in Moabit befindlichen, großen Maſchi⸗ 
nen⸗Bauanſtalt und Eiſengießerei, welche über vierhundert Arbeiter beſchäftigt, 
der Bau von vorläufig drei bequem einzurichtenden Wohnhäuſern noch in dieſem 
Jahre zu dem Zweck begonnen werden ſoll, um darin dreißig der ſittlichſten, flei⸗ 
Bigften und geſchickteſten Arbeiter der Auſtalt, ſammt deren Familien, eine ſehr 
billige und bequeme Wohnung zu verſchaffen. Die Anhänglichkeit und das In- 
tereſſe der Arbeiter für gedachte Anſtalt muß unter ſolchen Umſtänden immer mehr 
zunehmen. — Fr. Vorſig, dem Preußen in induſtrieller Beziehung ſchon jo 
viel verdankt, läßt jetzt in Moabit an der Spree ein Walzwerk zum Walzen von 
Giſenplatten errichten, das eins der großartigſten dieſer Art zu werden verſpricht. 
— (publiciſt.) Die Verhandlungen in der Tumultſache find nunmehr, bis 
auf einen Angeklagten, ſämmtlich beendet. Es ſtanden überhaupt 107 Ange⸗ 
llagte in 58 Gruppen vor Gericht, von denen 86 beſtraft, 13 von der Anklage 
entbunden und 8 für nicht ſchuldig erklärt worden ſind. Unter den Angeklagten 
befanden ſich 17 Frauenzimmer. Das höoͤchſte erkannte Strafmaß waren 10 Jahre. 
— Auf das von dem zum Tode verurtheilten Wildhändler Hannemann einge⸗ 
reichte Begnadigungsgeſuch iſt eine Entſcheidung Sr. Maj. des Königs noch nicht 
erfolgt, dieſe dürfte vielmehr höͤchſt wahrſcheinlich von dem Ausfall neuerdings 
noch erſt angeſtellter Ermittelungen abhängig fein. — Die reichliche Zufuhr von 
Lebensmitteln aller Art hat auch hier endlich ein Zurückgehen der Getreidepreiſe 
bewirkt, und der Wispel Roggen ward auf dem geſtrigen Markt bereits zu 92 
Thaler angeboten, fand aber nur wenige Abnehmer. Auch die anderen Getrei⸗ 
dearten waren billiger zu haben. N 


von den Grenzen des Deutſchen Vaterlandes eingeſchloſſen iſt, hat, nach der neue⸗ 
ſten Bekanntwerdung, 33 Deutſche Haupt» Vereine, welche in die General⸗Ver⸗ 
ſammlung (das nächſte Mal nach Darmſtadt) 65 Deputirte zu ſchicken haben. 
Preußen hat nach der Anzahl ſeiner Provinzen 8 Hauptvereine, von dieſen ſchicken 
die Provinzen Brandenburg, Schleſien, Preußen und Sachſen jede 4, Rhein⸗ 
land, Weſtphalen und Poſen jede 2, und Pommern endlich 3 Abgeordnete zur 


General⸗Verſammlung. Von den übrigen Deutſchen entſenden 13 Hauptvereine 
jeder blos einen Deputirten. Von den acht vaterländiſchen Hauptvereinen hat 
Brandenburg 66 Ortsvereine, Schlefien 16, Sachſen 29, Rheinland 18, Weſt⸗ 
phalen 21, Pommern 14, Poſen 15 und Preußen endlich 10. Da im Preu⸗ 
ßiſchen Staate viele evangeliſche Gemeinden mitten in einer kathol. Bevölkerung 
leben und der Uunterſtützung bedürftig ſind, fo iſt zur Vermittelung derſelben vor 
Kurzem ein Geſammtausſchuß der Preußiſchen Provinzial⸗Vereine ins Leben getre⸗ 
treten, der ſeinen Sitz in Berlin und immer zwei Deputirte jedes Preußiſchen 
Haupt⸗Vereins zu ſeinen Mitgliedern hat. — Es iſt hier ein allgemeines Gerücht 
verbreitet, daß Herr v. Vincke ſchon wieder einmal gefordert worden ſei. Dies⸗ 
mal iſt die Partei jedoch nicht aus dem Adel, ſondern dieſelbe ſoll aus einem 
Achlichten Studenten jüdiſchen Glaubens beſtehen. Letzterer will die Ehre feiner 
Religionsgenoſſen, von deren Geſammtheit der berühmte Redner vor Kurzem ge⸗ 
ſagt: obgleich fie einft vor Jeruſalem für ihre Freiheit tapfer gefochten, ſei ſie jetzt 
doch feig, durch ſeinen perfönlichen Muth retten. Mehrere jüdiſche Studenten 
ſollen einen Bund geſchloſſen haben, den beredten Ritter aus Weſiphalen nach 
der Reihe zu fordern. — Bei der letzten Abſtimmung über die Zuläſſigkeit der 
Juden zu Staatsämtern haben ſich 98 Mitglieder durch Entfernung ihres Vo⸗ 
tums enthalten. — Die eingetretene Oeffentlichkeit unſerer politiſchen und focia- 
len Verhältniſſe beginnt auch ſchon auf die Kunst ihre Wirkung auszuüben. Ein 
dramatiſcher Dichter hat ſich dieſer Tage ſeinen Stoff zunächſt aus einer Criminal⸗ 
Gerichts⸗Sitzung zu wählen gewußt, die durch den Publieiſten zu allgemeiner 
Kenntniß gekommen und wegen ihres komiſchen Inhalts große Aufmerkſamkeit auf 
ſich gezogen hat. Der Dichter hat das Stück: „Das öffentliche Gerichts⸗Verfah⸗ 
ren“ betitelt, und daſſelbe iſt mehreremale in der Koͤnigsſtadt zur Aufführung ge⸗ 
kommen. 

Breslau, den 26. Juni. Die frohe Botſchaft, welche wir vorgeſtern nur 
anzudeuten wagten, konnen wir unſeren Leſern heute mit Beſtimmtheit verkünden. 
Se. Majeſtät der König wird heute (Sonnabend) zwiſchen 6 
und 7 Uhr Abends von Berlin hier eintreffen. Aus allen Klaſ⸗ 
ſen der Bevölkerung ſchlagen dankbare Herzen dem Landesvater, dem Schöpfer 
des erſten Vereinigten Landtages, entgegen. 

Köln, den 22. Juni. Heute Vormittag begaun vor dem hieſigen Zuchtpo⸗ 
lizeigericht, in Gegenwart einer zahlreichen Zuhörerſchaft, der bereits früher er- 
wähnte Prozeß gegen acht unſerer Mitbürger, welche der Theilnahme an den im 
Auguſt v. J. bei Gelegenheit der Martins-Kirmeß hier ſtattgehabten Unruhen be⸗ 
ſchuldigt find. Das Gericht beſchäftigte ſich noch am Nachmittage mit der Vers 
nehmung der Zeugen. a 

Ju Folge der Beſchwerde, welches das Dekanat Erpel über Verletzung der 
Rechte in der Dekanats⸗Wahl, bei dem Päpſtlichen Stuhl geführt hat, ift der 
Erzbiſchoſ von Rom aus, zur Rechenſchaft aufgefordert worden. Ein Geiſtlicher, 
der ws der Graͤflich Hatzfeldſchen Familie in Beziehungen ſtand, ift ſuspendirt 
worden. : 

Aachen. — Am 20. iſt J. Durchl. die Frau Fürſtin von Liegnitz hier ein⸗ 
getroffen. 5 


— 
Ausland. 
’ DIE: u Er n : 


München. (N. C.). Das in den jüngflen Tagen bekannt gewordene So⸗ 
nett unſeres erhabenen Königlichen Dichters eirkulirt in hundert und hundert Ab⸗ 
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ſchriften in unſerer Stadt und hat, vielleicht mit Ausnahme einiger ſehr enger 
Kreiſe, allenthalben den freudigſten Eindruck gemacht. * 

Aus Bayern. (Krlsr. Z.) Fortwährend wandern viele Familien aus dem 
ſüdlichen Deutſchland nach Rußland und Polen aus, beſonders ſeitdem die Preiſe 
der Ueberfahrt nach den Vereinigten Staaten eine ſo bedeutende Steigerung erfah⸗ 
ren haben. Es ſind aber in dieſem Jahre auch bereits wieder Familien aus Ruß⸗ 
land und Polen zurückgekehrt und zwar in den traurigſten, beklagens⸗ 
wertheſten Verhältniſſen, Sie hatten zum Theil durch grobe Betrügereien all 
ihre Habe eingebüßt und konnten uur durch fremde Unterſtützung zurück in ihre 
Heimath gelangen. Die Aufnahme, die ſie und ihre Landsleute in Polen fanden, 
war am wenigſten geeignet, ſie ihr altes Vaterland vergeſſen zu machen, indem 
man ihnen überall mit offenem Haß und Verachtung entgegentrat. Nach dieſer 
abermaligen Erfahrung und bei der gegen die Deutſchen dort herrſchenden Geſin- 
nung werden die Zeitungen ein gutes Werk thun, wenn ſie gegen jede Aus⸗ 
wanderung nach Rußland und Polen ſtets von neuem ihre war⸗ 
nende Stimme erheben. 

Stuttgart, den 20. Juni. (S. M.) Der Großfürſt Thronfolger von 
Rußland iſt geſtern Abend zum Beſuche bei der Königlichen Familie hier einges 
troffen. 2 

Kiel, den 18. Juni. Die Regierung hat nach langem Zaudern jetzt wie⸗ 

der einen entſchiedenden und folgenreichen Schritt gethan. Ich habe vor Abgang 
der Poſt nut wenige Augenblicke Zeit, um Ihnen zu melden, daß mit dem eben 
von Kopenhagen ankommenden Dampfſchiff die Nachricht anlangt, daß zwei der 
im vorigen Jahre den Ständen vorgelegten, aber von dieſen nicht berathenen 
Geſetzentwürfe jetzt als Geſetze erlaſſen find. Man hatte ſich allge⸗ 
mein der Hoffnung hingegeben, daß die Regierung dieſen gewagten Schritt nicht 
thun werde; denn wenn Geſetze, welche Perſonen- und Eigenthumsrechte, oder 
Steuern betreffen und von den Ständen nicht berathen find, dennoch mit rechtli⸗ 
cher Gültigkeit erlaſſen werden konnen, fo iſt es klar, daß dadurch die geringen 
Befugniſſe, welche bisher noch unſeren berathenden Ständen zuftanden, gänzlich 


vernichtet ſein würden. Wahrſcheinlich wird dieſe Maßregel eine energiſche und 


allgemeine Oppoſition im ganzen Lande hervorrufen; man wird die Ungültigkeit 
dieſer beiden auf verfaſſungswidrige Weiſe erlaſſenen Geſetze wenigſtens für Hol— 
ſtein zur Anerkennung bringen wollen. Denn von den Schleswigſchen Stän⸗ 
den ſind dieſe beiden Geſetze allerdings berathen; von den Holſteiniſchen aber nicht. 

Am letzten Montage find in Flensburg einige unerhebliche Ruheſtorungen vor⸗ 
gekommen, die indeſſen nicht durch die Lebensmitteltheuerung veranlaßt find, ſon⸗ 
dern mehr politiſcher Natur waren. Bei Gelegenheit eines Bürgervogelſchießens 
zog am Abend eine Anzahl von Leuten mit dem Volteled „Schleswig- Holfein “ 
durch die Straßen. An dieſem unſchuldigen und erlaubten Vergnügen nahmen 
einige fanatiſche Dänen Anſtoß und wollten den Geſang mit Gewalt verhindern. 
Durch den auf ſolche Weiſe enftandenen Tumult, bei welchem die Angreifer von 
den angegriffenen Schleswig⸗Holſteinern ziemlich unſauft zurückgewieſen zu fein 
ſcheinen, war die Direktion der Däniſchen Filialbank in eine unnöthige Angſt ver⸗ 
fest, fo daß fie felbft mitttäriſchen Schutz für die Bank requirirte. Die Maſſe 
verlief ſich am Abend ganz ruhig, nachdem dem bekannten Schleswig-Holſteiniſch 
geſinnten Advokat Bremer ein Hoch gebracht war. 

5 Seiter ti ch. 

Wien, den 22. Juni. Se. Kaiſ. H. der Erzherzog Albrecht hat, einige 
Tage nach feiner Ankunft, fein hieſiges General-Kommando wieder übernommen. 
Hiermit ſind alle Gerüchte, nach welchen er einen Urlaub auf ein Jahr erhalten 
haben ſollte, widerlegt. — Die Wahl des Präſideuten der Akademie der Wiſſen⸗ 
ſchaften findet erſt am 27. d. M. Statt. Der Erzherzog Johann iſt hier einge 
troffen und wird dem Wahlakte beiwohnen. — Der Graf v. Münch Vellinghau— 
ſen wird in dieſen Tagen die Bundesverſammlung in Frankfurt wieder eröffnen 
und die Aufhebung der Karlsbader Veſchlüſſe, in der Art wie wir ſie 
vor zwei Monaten meldeten, beantragen. Von Seiten Preußens dürfte 
hierauf der Vorſchlag zu einem neuen Preßgeſetze erfolgen, welches die Ma- 
jorität der Deutſchen Bundesfürſten zu haben ſcheint. Auch ein, die Ausfuhr von 
Getreide in allen Deutſchen Bundesſtaaten betreffendes eigenes Bundesgeſetz, nach 
welchem das Getreide in allen Bundesſtaaten zollfrei verführt werden kann, ift 
beantragt und wird vermuthlich als Geſetz verkündet werden. Man erwartet 
demnächſt die neueſten Nachrichten hierüber aus Frauffurt. 

a 0 Frankreich. 

Paris den 21. Juni. Geſtern ift ein Miniſterrath gehalten worden, dem 
auch der Kanzler Pas quier und Decazes beiwohnten. Es ſollen verſchiedene, 
Girardin's Angelegenheit betreffende Fragen berathen worden ſein, da der Prozeß 
nächſten Dienſtag vor der Pafrstammer beginnt. 

Mit Spannung ſieht man hier der Eröffnung der Schweizerifchen Tagſatzung 
entgegen. Alles läßt vorausſehen, daß fie eine ziemlich ſtürmiſche werden wird. 
Die Mehrheit für Auflöfung des DSonderbundes und die Entfernung der Jeſuiten 
aus der ganzen Schweiz ſcheint bereits feſigeſtellt. Ju dieſer Beziehung befinden 
wir uns am Vorabend großer, bewegender Ereigniſſe. 

Auf ihrer letzten Italieniſchen Reiſe hat die Königin Maria Chriſtine in Flo— 
zenz den herrlichen Palaſt des verſtorbenen Orafen von St. Leu, Exkönigs von 
Holland, in Augenſchein genommen und ſoll einen dortigen Banquier beauftragt 
haben, denſelben in ihrem Namen zu kaufen. Seit ihrer Rückteher ſcheint die 
Königin ſehr miedergeſchlagen; man erzählt ſich, der Empfang von Seiten ihrer 
Familie in Neapel ſei nicht ſehr erfreulich geweſen. f 


Man ſchreibt aus Zamora, daß der Spaniſche General Concha am 11. 
Juni mit einer Heerabtheilung Braganza alkupirt hat. 

Ein mächtiges Doppelintereſſe hat die Verhandlungen, des Brittiſchen Parla⸗ 
ments über die Portug. Angelegenheiten belebt. Die Abſtiſ mung iſt ganz entſchieden 
zum Vortheil des Miniſteriums ausgefallen. i alle Einzeluheiten einzu⸗ 


Ohne Ein 

treten, welche dieſe Debatte vorzugsweiſe charakteriſixt haben, legen wir das Haupt⸗ 
ſächlichſte wieder. Der Hof von Liſſabon iſt mit verdienter Strenge beurtheit wor⸗ 
den. Man hat den fteiſiunigen Abſichten des Engliſchen Kabinets Gerechtigkeit 
widerfahren laſſen. Die Nothwendigkeit, die Unve lei: ichtei der Intervention 
war allein in Frage. „Wir haben die Einmiſchung mmer abgelehnt, “ ſagten 
die Miniſter und ihre Anhänger; wir haben ſie bis zum letzten Augenblicke be⸗ 
tämpft; endlich haben wir der Nothwendigkeit nachgeben müſſen. Spanien und 
Frankreich, weit entfernt, ich durch unfere Weigerung abhalten zu laſſen, auf 
moraliſche Weiſe zum Vortheil der Königin und gegen die Freiheit zu interveniren, 
haben ſich vielmehr beharrlich gerüſtet, in entſcheidender Weiſe in obigem Sinne 
einzugreifen. Um ſie davon abzuhalten, hätten wir aus der Einmiſchung einen 
Casus belli machen müſſen. Wir haben vorgezogen, ſelbſt zu interveniren, um 
die Portugieſiſchen Freiheiten zu retten und die Inſurgenten zu beſchützen. Wagt 
man es, Hand an eine einzige dieſer Freiheiten zu legen, wagt man es, einen ein⸗ 
zigen Juſurgenten zu mißhandeln, fo wird England den Krieg erklären.“ — Die 
fen Satz haben, mit Lord John Ruſſell und Macaulap, der Herzog von Welling 
ton, Sir Robert Peel und Duncombe vertheidigt. In beiden Häuſern des Par⸗ 
laments fand der Glaube unbeſtrittenen Kredit: 1) daß in dem Streite zwiſchen 
der Königin Maria und der Junta von Oporto Recht und Gerechtigkeit auf Seite 
der letzten geweſen; 2) daß das Britiſche Miniſterium bei feiner Einmiſchung 
keine andere Abſicht gehabt, als die Portugieſiſche Staatsverfaſſung zu retten und 
den Inſurgenten ihr Leben zu ſichern; 3) daß das Franzöſiſche Miniſterium und 
fein Werkzeug, das letzte Spaniſche Kabinet, nur intervenirt hätten, um den Tris 
umph der Königin und ihres Hofes über die Geſetze des Landes und die nationa⸗ 
len Freiheiten zu ſichern. — In England ſcheint man jetzt die Anſicht der Franzö⸗ 
ſiſchen Oppofition zu theilen, indem man aunimmt, „daß die Franzöſiſche Regie⸗ 
rung in ihren Maßregeln gegen die öffentliche Freiheit zu weit gehen könne und 
man ſie auf die Uebelſtaͤnde eines ſolchen Verfahrens durch eine kräftige Maßregel, 
wie die des Engliſchen Kabinets in der Portugieſiſchen Angelegenheit, habe auf⸗ 
merkſam machen müſſen, um ähnliche Schritte, wie die gegen Portugal, mit Ber 
zug auf die Schweiz zu vermeiden.“ 

Spanien. . 

Madrid, den 15. Juni. Die Gacetta veröffentlicht heute nach dem 
Portugteſiſchen Diario do Goberno zwei wichtige Aktenſtücke: die Prokla⸗ 
mation der Königin Donna Maria an das Portugieſiſche Volk, und das Amne⸗ 
ſtiedekret. Die Proklamation iſt aus dem Palaſt Neceſſidades den 9. Juni datirt 
und von der Königin wie von den Miniſtern Tavares de Almeida, Roenza, Du⸗ 
arte Leitaon, Graf del Tojal, Baron de la Puente de la Barca und Leopold 
Vapardo unterzeichnet. Die allgemeine und vollftändide Amneſtie, datirt Neceſ⸗ 
ſidades den 28. April 1847 iſt von der Königin Donna Maria da Gloria un— 
terzeichnet; über alle politiſche Vergehen ſeit dem 6. Oktober v. J. erſtreckt ſich 
der Akt; alle Titel, Grade Ehren und Würden werden denjenigen wieder herge⸗ 
ſtellt, die fie in Folge der Ereigniſſe ſeit dem 6. Oktober eingebüßt haben, und 
alles Vorgefallene ſoll in ewiges, abſolutes Stillſchweigen begraben ſein. 

Der geſtern in dem Clamor publico veröffentlichte Artikel über die Hei⸗ 
rath der Königin hat große Senſation gemacht, da er in beſtimmter Weiſe die 
gegen Marie Chriſtine erhobene Anklage wiederholt, um derentwillen unter andern 
das Eco del Comereio, wie das Gerücht wiſſen will, belangt werden ſoll. 
Der Clamor ſagt freilich nicht, daß die Königin Mutter ihre Tochter Iſabella 
geradezu gezwungen habe, ihren Vetter Don Franeisko zu heirathen; jedoch wird 
von einer moraliſchen Nöthigung geſprochen, und wenn ſich die Sache wirklich fo 
verhält, wie ſie der Clamor publico darſtellt, ſo fällt allerdings die ganze 
Verantwortlichkeit auf Marie Chriſtine zurück. Indeſſen muß auch bemerkt wer⸗ 
den, daß zwei Oppoſitionsblätter die Thatſache ganz und gar in Abrede ſtellen. 
Sollte die erwähnte gerichtliche Verfolgung des Eco del Comereio wirklich 
ſtattfinden, fo wird wenigſteus das Publikum in Stand geſetzt, ſich eine richtigere 
Anſicht über den Ausgangspunkt der Palaſtfrage zu bilden, als die, welche ſich 
auf die mannigfachen Gerüchte gründen, die hier in Umlauf ſind. Ein hieſiges 
Blatt will wiſſen, daß die Spannung zwiſchen Iſabellen und ihrem Gemahl ohne 
Pacheco's und Bulver's Einfluß längſt würde beigelegt fein. Der Minifter hat 
ſich gegen dieſe Anſchuldigung verwahrt, der Eugliſche Geſandte aber hat gar 
keine Notiz davon genommen; doch behaupten Perſonen, die man für gutunter⸗ 
richtet zu halten pflegt, daß der letztere ſich niemals, weder direkt noch indirekt, 
in dieſe Angelegenheit eingemiſcht habe. f f 

Abermals Gerüchte von miniſteriellen Modifikationen; Narvaez ſoll wieder 
einmal Pacheco erfegen und es wäre ſogar ſchon ein Bote an denſelben nach Paris 
abgegangen, um ihm Eröffnungen zu machen. Poſitives iſt nicht bekannt. 

In den letzten Wochen beſchäftigte ſich die hieſige periodiſche Preſſe lebhafter 
als je mit der Frage, ob auf den Fall des kinderloſen Abſterbens der Königin 
Jaabella die Herzogin von Montpenfier, ohne auf Schwierigkeiten zu ſtoßen, den 
Spaniſchen Thron beſteigen konne. Ein progreſſiſtiſches Blatt (der Clamor 
vom 12.) behauptete, die Königin wäre nicht nur zu ihrer eigenen Heirath, ſon⸗ 
dern auch dazu gezwungen worden, ihre Einwilligung zu der Vermählung ihrer 
Schweſter zu ertheilen und letztere Einwilligung dürfe deshalb nicht als gültig be⸗ 
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trachtet werden. Daſſelbe Blatt warf die Frage auf 5 ob der Franzöſiſchen Regie⸗ 
rung das Recht zuerkannt werden würde, falls die Königin keine dirette Nachkom⸗ 
menſchaft hinterließe, die Herzogin von Montpenſier mit den Waffen in der Hand 
auf den Thron zu ſezen. Der Heraldo, das Blatt der Frauzöſiſchen Partei, 
erklärte darauf, die Negierung wäre verpflichtet, jeden Spanier, der vermittelſt 
der Preſſe die Throufolge-Rechte der Herzogin von Montpenſier in den Kreis ſei⸗ 
ner Erörterungen zöge, als Hochverräther vor Gericht zu ſtellen. 
ö Belgien. 

Brüſſel, den 20. Juni. Das Miniſterium hat ſich, nach längerem 
Schwanken, genöthigt geſehen, ſeine Entlaſſung zu geben. Der Moni teur 
hat dieſelbe freilich noch nicht mitgetheilt, allein die plötzliche Aenderung in der 
Sprache der beiden miniſteriellen Journale bejtätigt, was von Wohlunterrichteten 

N m e verſichert wird. 
= N na 1 Bruxelles, das Organ des Hauptes des katholiſchen 
Ministeriums, giebt dieſen Morgen die Erklärung, daß die Miniſter ihre Entlaſ⸗ 
ſung eingereicht haben und vor der Einberufung der Kammern (im Nov.) abtre⸗ 
ten würden. Es geht alſo daraus hervor, daß die Miniſter noch einige Zeit zu 
bleiben gedenken. Es heißt das aber der wirklichen Verwaltung eben ſo viel Zelt 
rauben, und doch giebt es der Maßregeln genug in allen Gebieten, die jetzt für 
die nächſte Seſſion vorzubereiten wären. N 

Das Korn iſt hier plötzlich wieder bedeutend aufgeſchlagen, wir glauben aber 
hauptſächlich in Folge der ſchlechten polizeilichen Maßregeln, die gar keine richtige 


Feſtſetzung des Preiſes auf den Märkten möglich machen. Dem Wucher und Ber . 


truge in Korn und in Brod iſt hier, wie vielleicht in keinem Lande, Vorſchub ge⸗ 
geben, und an ſolche Uebel denken die Parteien am wenigſten. 

Brüffel, den 21. Juni. (K. 3.) Die Brodunrnhen dauern fort und wir 
haben zu gleicher Zeit über neue Erceſſe in Antwerpen und Oſtende zu be⸗ 
richten. In letzterer Stadt war die Erhöhung des Brodpreiſes die Veranlaſſung. 

S wa. = U 

Die zur Prüfung der Tagfabungsinftruftion niedergeſetzte Großrathskom⸗ 
miſſion von Luzern bringt den Antrag an den großen Rath, die Geſandtſchaft 
habe an der Tagſatzung zu erklären, daß der Stand Luzern jedwede Einmiſchung 


einer Zwölfſtändemehrheit in die ſogenannte Sonderbunds- und Jeſuitenangele⸗ 


genheit von ſich ablehne und einer mit Gewalt verſuchten Vollziehung ſich mit Ge⸗ 
walt widerſetzen werde. 

Die al „Zeitung ſagt: „Aus Privatbriefen entnehmen wir, daß C. Hein⸗ 
zen, der ſich ſchon ſeit längerer Zeit in Genf niedergelaſſen hat, ſich der beſon⸗ 
dern Protektion des Präſidenten Staatsraths James Sayy zu erfreuen hat. Die 
Erlaubniß zu feinem bleibenden Aufenthalt in Genf iſt ihm von Seiten der Be⸗ 
hörde beſtimmt zugeſichert. James Fazy ſelbſt ſoll großes Wohlwollen für ihn 
zeigen. Wir befürchten und glauben faſt beſtimmt vorausſetzen zu tonnen, daß 
es dieſes Verhältniſſes wegen zu einem Notenkriege zwiſchen den Deutſchen Hoͤſen 
und der Schweiz kommen wird. 

Aus der Schweiz, den 19. Juni. Wir haben gegenwärtig in der Schweiz 
zwei große Parteien, die ſich feindlich gegenüber ſtehen. Kein geringer Theil der 
unparteliſch Zuſchauenden iſt der Meinung, es werde zu einem Waffentampfe 
kommen. Die beiden Extreme, die Radikalen und der Sonderbund, behaupten 
dieß unverholen; jene, indem ſie zum Bürgerktiege auffordern, große Hoffnungen 
auf deſſen Folgen ſetzen; dieſe, indem ſie ruhig abwarten und auf ihr gutes (for⸗ 
melles) Recht vertrauend, im Stillen rüſten. Es iſt ein Prinzipienkampf. Aber 
ſonderbar, daß in unſerer aufgeklärten, bis zur dünnſten Sentimentalität vergei⸗ 
ſtigten Zeit ein Prinzipienkampf mit Waffen geführt werden ſoll. Wahrlich ich 
komme immer mehr zur Ueberzeugung, es geſchehe dieß aus lauter Bequem⸗ 
lichteit! Denn der Muth zum Sturme einer Batterie iſt wahrhaftig ein leichter 
Ding als im endloſen geiſtigen Kampfe, im Kampfe mit den labyrintiſch in ein⸗ 
ander verſchlungenen Anſichten, ja Extremen, im Kampfe gegen geheime und of⸗ 
fene bösgemeinte N nor Kopf noch Herz zu verlieren. 

* a, Fügen; 

Ferrara den 16. Juni. Geſtern Abend um halb 10 Uhr wurde der Ba⸗ 
ron Flaminio Baratelli auf offener Straße meuchlings ermordet. Er erhielt einen 
Stockſchlag auf den Kopf und 4 Dolchſtiche in die Bruſt. Man behauptete, daß 
derſelbe wenige Tage vorher vor dem ihn bedrohenden Unglück heimlich gewarnt 
worden ſei. An dem Orte der Unthat iſt ein Hut gefunden worden; die Juſtiz 
hat ihre Unterſuchung eingeleitet. i 5 

e Rußland und Polen. 
St.Petersburg, den 15. Juni. Der Statthalter im Kaukaſus hat Sr. 
Majeftät dem Kaiſer berichtet, daß am 29. April, dem Geburtsfeſte Sr. Kaifer- 
lichen Hoheit des Großfuͤrſten Thronſolgers, die Gouvernements⸗Behöͤrden in dem 
neuen Gouvernements Kutaiß durch den dazu beorderten General⸗Lieutenant Reutt, 
Mitglied des Conſeils der Ober⸗ Verwaltung Trauskaukaſiens, eröffnet worden ſind. 

Dem Kriegs⸗Miniſter, General Tſchernyſcheff, iſt auf ſein Geſuch ein zwei⸗ 
monatlicher Urlaub ins Ausland zur Herſtellung feiner Geſundheit bewilligt und 
der General Adlerberg während deſſen Abweſenheit mit Leitung des Kriegs Mini⸗ 
ſteriums beauftragt. : 

Ueber den Stand der Saaten in verſchiedenen Gouvernements zu Anfange des 
Maimonats theilt die hieſige Landwirthſchaftliche Zeitung folgende Nach⸗ 
richten mit: „Im Gouvernement Woroneſch war das Wintergetreide in Folge ei⸗ 
niger warmen Tage im April ſchnell aufgegrünt. Das darauf folgende kalte 
Wetter hat ihm aber ſehr geſchadet, fo daß es im Ganzen keine günſtigen Ausſich⸗ 


ten gewährt. Hier und da ſind die Winterfelder umgepflügt und mit Sommer⸗ 
getreide beſtellt. Um Mitau herum war das Ausſehen der Winterſaat beftiedi⸗ 
gend, ſo daß man bei einigermaßen gutem Wetter dort einer reichen Erndte ent⸗ 
gegen ſieht. Mittelmäßig waren die Felder in den Gouvernements Wladimir und 
Jaroslaw beſtanden. Um Twer war die Vegetation noch weit zurück. Im Gou⸗ 
vernement Kamenez-Podolsk hatten die Dürre und heftige Winde die anfänglich 
befriedigend ſich entwickelnden Winterſaaten im Fortwachſen aufgehalten. Die 
Sommerung erſcheint nur ſpärlich. Im Gouvernement Mohilew ſtand die Win⸗ 
teiung mittelmäßig, eben jo im Gouvernement Pskow, befriedigend aber in 
Eſthland. 
Vereinigte Staaten von Nord-Amerika. 

Einem Blatte in Neuorleans wird geſchrieben, Oberſt Doniphan ſei 
halbwegs zwiſchen Saltillo und Chihuahua, bei Sierra Gordon, von einem Mer 
rikauiſchen Heerhauſen von Durango, unter den Befehlen des General Rieſo, an 
gegriffen und mit Verluſt von ſieben Mann und aller ſeiner Artillerie geſchlagen 
worden. 

Griechenland. 

Nach vor uns liegenden Berichten aus Athen vom 6. Juni that der Grie⸗ 
chiſche Premierminiſter dem Oeſterteichiſchen Vermittelungsvorſchlage gemäß den 
nächſten Schritt, der die völlige Wiederausgleichung mit der Pforte anbahnen ſoll. 
Die Rückſicht, nicht durch voreilige Veröffentlichung ſtörend in die Verhandlungen 
einzugreifen, deren baldige friedliche und ehrenvolle Beendigung jo wünſchenswerth 
iſt, hält uns ab, vorerſt weiteres über deren neueſte Geſtaltung mitzutheilen. 

„ RR BE FE er 

Die Karlsruher Zeitung berichtet von der Donau vom 12. Juni: „Die 
neueſten Nachrichten aus Konſtantinopel ſind vom 2. Juni. Die von Grie⸗ 
cheuland angeſprochene und auf Diskretion angenommene Vermittelung Oeſterreichs 
hat der Pforte die Rückkehr des Hrn. Muſſurus nach Athen zugeſtanden. Das 
ſelbſt wird derſelbe eine Entſchuldigung aus dem Munde des Hrn. Kolettis (oder, 
wenn dieſer ſich zu einem ſolchen Schritte nicht ſollte eutſchließen können, eines ſei⸗ 
ner Kollegen) entgegennehmen, demnächſt aber durch die Pforte zurückbetufen 


werden.“ = — 
Vermiſehte Nachrichten. 

Die Berliner Zeitungen enthalten folgenden Aufruf an die Juden des 
Preußiſchen Staates. Es iſt von hoher Stelle herab die Behauptung auf⸗ 
geſtellt worden, „die Religion der Juden, deren Glaube, ſei mit ihrer Nationa⸗ 
lität in einer untrennbaren Weiſe verwachſen, die Juden könnten nicht Preußen, 
nicht Deutſche fein, von Grund der Seele“ ze. Meines Wiſſens enthält die Re⸗ 
ligion der Juden nichts zur rechtlichen Begründung obiger Behauptung, und 
um dieſe faktiſch zu entkräften, fordere ich alle Juden des Preußiſchen Staa⸗ 
tes auf, ſich bei nachſtehender Erklärung betheiligen zu wollen; 
Ausführung mag ſpäteren ſpeziellen Erörterungen vorbehalten bleiben. 

Sommerfeld, im Juni 1847. Dr. Goldſcheider, pract. Arzt ac. 

Erklärung. | 

Wir erklären hierdurch feierlichst, dass wir kein besonderes natio- 
nales Interesse, als das des Deutschen resp. Preussischen Vaterlandes ken- 
nen; dass wir den Preussischen Staat, für den wir im Befreiungskriege un- 
ser Blut vergossen haben, als unser eigentliches Vaterland betrachten und 


keine Sehnsucht nach Jerusalem fühlen; dass wir unserem angestammten 


Herrscherhause treu anhängen und für König und unseres Preussisches Va- 
terland leben und sterben; dass wir auf keinen anderen Messias hoffen, als 
auf unsere Freiheit; dass die Idee des Messias im Judenthume und die unse- 
rer endlichen Erlösung vom Drucke identisch ist; und dass Alle, welche 
diese Ansichten nicht theilen, den wahren Geist des Judenthums nicht er- 
fasst haben. a 

Breslau, den 25. Juni. Am Sonnabend und Sonntag werden auf dem 
hieſigen Niederſchleſiſch-Märkiſchen Bahnhöfe drei Extrazüge von Berlin erwartet. 
— Der geſtrige Waſſerſtand der Oder iſt am hieſigen Ober-Pegel 20 Fuß 6 Zoll 
und am Untere Pegel 11 Fuß 5 Zoll, mithin iſt das Waſſer ſeit vorgeſtern nur 
am Unter Pegel um 3 Zoll gefallen. a 

Der berühmte Joachim Lelewel, welcher ſeit 15 Jahren in Brüſſel lebt 
und ſich durch ſeine wiſſenſchaftlichen Arbeiten kümmerlich ernährt, erbte von feinem 
kuͤrzlich in der Schweiz verftorbenen Bruder 8560 Fr. Davon hat er blos 560 
Fr. behalten, das Uebrige den Kindern eines in der Nähe Warſchau's noch leben⸗ 
den Bruders überlaſſen, und auch die kleine Summe behielt er nur, um die 
Herausgabe ſeiner Geſchichte der alten und neuern Geographie möglich zu machen! 
(Das melden Belgiſche Blätter und ſtellen dadurch den Verlegern in Belgien eben 
kein rühmliches Zeugniß aus.) 

Das Einfangen der Eidergänfe in Island iſt durch eine Verordnung 
gänzlich verboten. Es iſt nämlich dieſen nützlichen Vögeln in der letzten Zeit ſo 
nachgeſtellt worden, daß man ihre gänzliche Ausrottung befürchtet. 

Köln, den 23. Juni. Wir können Ihnen berichten, daß ſich unſer Urtheil 
über Dem. Rachel durch die Theilnahme des Publikums beſtätigt hat. Ihre 
zweite Vorſtellung war ſchon weniger beſucht und bei der dritten, welche zu ihrem 
Vortheile angekündigt war, wurde Reläche gegeben, der Umſtand, daß keine 
Billete verkauft waren, in eine Krankheit der Künſtlerin überſetzt. Uebrigens wie⸗ 
derholen wir das früher Geſagte, daß Deutſchland manche Schauſpielerinnen hatte 
und hat, die in jeder Beziehung bedeutender als die Rachel, aber nur nicht ſo 
weit her ſind. 


das Wie der 


Bekanntmachung. 

Am 30ſten d. Mts. Nachmittags 4 uhr 
ſollen auf der ſogenannten Graffower Wieſe, 
welche der Kämmerei gehört, mehrere Haufen Heu 
an den Meiftbietenden gegen gleich baare Zahlung 
öffentlich verſteigert werden. 

Kaufluſtige 79 N en: 
ae 6. Juni . 
Es u Der Magiſtrat. 


A ! 8 
Nothwendiger Verkauf. 
Ober⸗Landesgericht zu Poſen. 


Das im Adelnauer Kreife belegene adelige Rit⸗ 
tergut Wegry J. Antheils, Wawroſzezyzna 
genannt, den Valerian und Maryanna v. We⸗ 
gierskiſchen Erben gehörig, gerichtlich abgeſchätzt 
auf 11,634 Rehlr. 20 Sgr. 6 Pf. zufolge der nebſt 
Hypothekenſchein und Bedingungen in der Regiſtra⸗ 
tur einzuſehenden Taxe, ſoll zum Zwecke der Ausein- 
anderſetzung 

am Aten Oktober 1847 Vormittags 

um 10 Uhr 
an ordentlicher Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden. 

Alle unbekannten Realprätendenten werden auſge⸗ 
boten, ſich bei Vermeidung der Präkluſion ſpäte⸗ 
ſtens in dieſem Termine zu melden. 

Nachſtehende dem Aufenthalte nach unbekannten 
Perſonen: 

Anton v. Wegierski, Camilla v. We⸗ 
gierska, verehelichte v. Tarnowska und 
deren Ehemann, 

Thecla feparirte v. Brochocka geborne v. We⸗ 
gierska, 8 

Angela verwittwete Oberſtlieutenant v. Debi⸗ 
cka, geborne v. Wegierska, 

Nepomucena verwittwete v. Zaboklicka, ges 
borne v. Wegierska, 

Ferdinand Auguſt v. Wegierski, 

Ferdinand v Wegierski, 

Carl v. Wegierski, 

Alexander v. Wegierski, 

Wladislaus v. Wegierski, 

Albertine verehelichte Hildebrand, geborne 

v. Wegierska, 

Ludwig v. Wegiersti, 

Roſa verehelichte v. Fiſcher, geborne v. We» 
gierska, 

Pelagia verwittwete v. Cielecka, geborne 
v. Wſtowska, 

Stephan v. Rudnicki, 

Au guſt ev Rudnicki, 

Ignatz v. Rudnicki, 

Joſeph v. Rudnicki, und 

Maryanna v. Rudnicka, 
als Erben der eingetragenen Mitbeſitzer, Anton, 
Thecla verehelichte v. Rudnicka, Joſeph, 
Theodor, Johann, Clemens, Adam und 

Johanna, Geſchwiſter v. Wegierski, werden zu 
dem vorgedachten Termine öffentlich vorgeladen. 
Poſen, den 28. Februar 1847. 


Bekanntmachung. 

Der verwittweten Frau Prediger Wilhelmine 
Metzner in Kozmin iſt angeblich am 30ſten Ok⸗ 
tober v. J. der Großherzoglich Poſenſche 43 
Pfandbrief No 28/8567. Kamieniec Kreis Kos 
ften, über 100 Rthlr. nebſt den dazu gehörigen 
Zinscoupons von Weihnachten 1846 ab, geſtohlen 
worden, und derfelbe foll auf den Antrag der Dam⸗ 
niſicatin amortiſirt werden. i 

Indem wir das Publikum, der Vorſchrift der Alle 
gemeinen Gerichtsordnung §. 125. Tit. 51. Theil 1. 
gemäß, hiervon benachrichtigen, fordern wir zu⸗ 
gleich den etwanigen Inhaber des erwähnten Pfand⸗ 
briefs auf, ſich bei uns zu melden und feine Eigen— 

thumsrechte nachzuweiſen. 

Sollte eine ſoſche Meldung bis zum Ablaufe der 
geſetzlichen Friſt, das iſt bis zum Weihnachtstermin 
1840, nicht eingehen, ſo Hat der Inhaber zu gewär- 
tigen, daß ſodann das weitere Verfahren wegen 
Amortiſation des aufgerufenen Pfandbriefs einge⸗ 
leitet werden wird. 

Poſen, den 11. Juni 1847. 

General⸗Landſchafts⸗Diecktion. 


Wagen⸗Auktion. 


Außer dem bereits in der Zeitung No. 137. ange 
kündigten Kutſchwogen kommt Mittwoch 12 n 
30 ſten Juni Mittags 12 Uhr vor dem Heng e 
ienne noch ein ganz bedeckter Wagen mit Fenſtern 
und Auſſatz, eine offene Britſchke und ein Holzwa⸗ 
gen mit zur Werfleigerung. Anſchütz 
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Auktion. 


Donnerſtag den Iſten Juli Vormittags von 
9—11 und Nachmittags von 3 Uhr ab, ſollen im 
Hintergebäude des von Zakrzewskiſchen Grund⸗ 
fſücks Königsſtraße No. 17. mehrere Möbels, Bet⸗ 
ten, Haus- und Küchengeräthſchaften, ein komplet⸗ 
tes Tiſchler-Werkzeug nebſt verſchiedenen ande⸗ 
ren Gegenſtänden zum Gebrauch gegen baare Zah- 

ſchũ tz. 


lung verſteigert werden. An 


Auktion. 


Montag den dten Juli Vormittags von 10 
und Nachmittags von 3 Uhr ab follen wegen Wohn⸗ 
orts⸗Veränderung Friedrichsſtraße No. 23. im zwei⸗ 
ten Stock mehrere gut erhaltene Möbel von Maha⸗ 
goni und Birkenholz, beſtehend in Tiſchen, Stüh⸗ 
len, Kommoden, Sopha, Schreib⸗Sekretair, 1 Tru⸗ 
meau und 2 Spiegeln in Mah.⸗Rahmen, Kleider⸗ 
und Waſchſchränken, Bettſtellen, einem Kronleuch⸗ 
ter ac. nebſt verſchiedenen Haus- und Küchengeräthen, 
gegen baare Zahlung verſteigert werden. 

Anſchü gz. 


77 

Landgüter 
mit gutem Boden, maſſiven Gebäuden und Wal⸗ 
dungen werden in verſchiedenen Größen zum vor⸗ 
theilhaften Ankaufe in meinem Commiſſtons⸗ 
Bureau nachgewieſen, und wird daſelbſt die nähere 
Auskunft ertheilt. J. P. Lieboff, 

s Friedrichsſtraße No. 33. 

vis à- vis der Landſchaft. 


Ein Vorwerk, 4 Meilen von Poſen belegen, mit 
einem Areal von 406 Morgen und ſämmtlichem In- 
ventarium, iſt zu jeder Zeit aus freier Hand unter 
billigen Bedingungen zu verkaufen. — Die nähere 
Auskunft ertheilt der Commiſſionair Mendel Ra⸗ 
dziejewski im Hotel à la ville de Rome, Bress 
lauerſtraße No. 16. 


Niederlage von Ackergerä- 


then aus Regenwalde. 


In meiner Eisen- Waaren-Handlung, im Ba- 
zar, befindet sich von heute ab eine Niederlage 
von Ackergeräthen aus Regenwalde, wie Säe- 
maschinen, Pflüge, Eggen u. dgl. Alle Bestel- 
lungen an die Direktion der Ackergeräthe-Fa- 
brik in Regenwalde werden von nun an durch 
weine Vermittelung gemacht und schleunigst 
ausgeführt. — Posen, den 25. Juni 1847. 

H. Cegiels ki. 


Für ein Material⸗Geſchäft wird zum Iſten Juli 
d. J. ein Lehrling, der Deutſchen und Polniſchen 
Sprache mächtig, geſucht. F 

Das Nähere Walliſchci No. 25. q 


Lotterie. 
Die Ziehung der Iften Klaſſe 96ſter Lotterie findet 
am I4ten Juli c. ſtatt. Looſe dazu find vorrä⸗ 
thig bei Fr. Bielefeld. 


Bei der am 20ſten Juli c. ſtattfindenden Jubel⸗ 
Feier der Berliner Schützengilde dürfte es wün⸗ 
ſchenswerth ſeyn, wenn ſich die löbl. Schützengilden 
des Großherzogthums Poſen recht zahlreich betheilis 
gen, und eine gemeinſchaftliche Uebereinkunft aller 
hierauf bezüglichen Vorkehrungen treffen wollten. 

Indem wir uns die ergebenſte Anzeige erlauben, 
daß unſere Deputation am 19ten Juli c. in Ber: 
Lin im „Hotel zum Bairiſchen Hof“, Charlotten⸗ 
Straße No. 44. eintreffen wird, erſuchen wir ſämmt⸗ 
liche löbl. Schützengilden des Großherzogthums Po= 
ſen, einen Abgeordneten der betreffenden Deputirten 
am gedachten Tage und im genannten Lokale Vor⸗ 
mittags um 9 Uhr zu den erforderlichen Berathun— 
gen gerälligft abſenden zu wollen. 

Die Vorſteher der Poſener Schützengilde. 
Opitz. Pawlowski. f 


In meinem Haufe am alten Markte No. 38., 
dem Nathhauſe gegenüber, ift die erſte auch zum Ge⸗ 
ſchäft geeignete Etage vom Iſten Oktober c. zu ver⸗ 
miethen. Das Nähere beim Eigenthümer. 

Poſen, den 26. Juni 1847. 

M. J. Mozart. 


Sapieha-Platz Nro. 3. 2 Treppen hoch iſt ein 


St Martinſtraße No. 25. und 26. find von Mi⸗ 
chaeli d. . ab in allen Etagen große und kleine 
Wohnungen zu vermiethen; erforderlichen Falls 
auch Pferdeſtall und Wagenremiſe. 


D. Mönnich, pr. Zahnarzt, Schloßſtr. No. 2. 


In meinem Haufe alten Markt No. 82. iſt von 
Michaeli d. J. an eine Bäckerei nebſt Wohnung, 
ſo wie auch eine Stelle vorn am Markte an demſelben 
Kaufe zum Verkauf der Badwaaren zu vermiethen. 
Die Bäckerei hat einen Eingang vom Markte und 
einen von der Schloßſtraße; dieſelbe exiſtirt ſchon ſeit 
33 Jahren hintereinander. Auch ſind bei mir von 


Johanni an noch einige andere Wohnungen zu 
vermiethen. 


Poſen, den 22. Juni 1847. 
D. Goldberg. 


für 

“ HERRRRN, 
55 Breslauer⸗Str. Nro. 2., 2 
e im Haufe d. Herrn Kaufmann Briske, 2 
habe ich mit den neueſten Mode-Erzeug⸗ 
niſſen für die jetzige Saiſon beſtens aſſor⸗ & 

> tirt, und empfehle hiermit daſſelbe der ge- 
eh neigten Beachtung eines hohen Adels und 38 
hochgeehrten Publikums. 8 


S. Lipſchütz. 
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Gänzlicher Ausverkauf, — 
Wegen Räumung des Lokals ſollen die feinſten 
Berliner Sopha's, Chaiſelongues mit Maſchinerie, 
Cauſeuſen, Schlafſopha's, neue Arten Stühle und 
Fauteuils, Patent⸗Matratzen ꝛc. billig verkauft were 
den. L. Neumann, Tapezier, 
Neue⸗ und Schulſtraßen⸗Ecke No. 14. 


Aecht Bayonner Fleckwaſſer. 


Mittel zur gänzlichen Vertreibung aller Flecken aus 
ſeldenen und wollenen Stoffen 2c., Preis pro Flacon 
74 Sgr., iſt wieder vorräthig bei 

J. J. Heine, Markt 85. 


Allerbeſte neue Matjes⸗ Heringe 
zu 1 Sgr. das Stück, Schockweiſe 
billiger, und die beliebten friſchen S ahnkäſe hat 
wieder erhalten und offerirt 
J. Appel, Wilhelmsſtr. Poſtſeite No. 9. 


Beſien fetten geräucherten Lachs à 74 Sgr. pro 
Pfund, bei Parthieen billiger, offerirt 


B. L. Präger, 
Waſſerſtraße im Luiſengebäude RD, 30. 
Thermometer⸗ und Varometerſtand fo wie Winde 
richtung zu Poſen, vom 20. bis 26. Juni. 
... —⁰etß/XL ̃ͤ Ä, zn u > 2 > on TE DEZ 


Barometer] Wind. 
Stand. 55 


20. Juni 

21. 

22 

24. 10,0% + 173 127 = 

25. 11,0° 18,4° 127 - 11,213. 
26. 9,1% + 19,0 127 - 11.8. W. 


(Hierzu drei Beilagen.) 


147. 


Erſte Beilage zur Zeitung für das Großherzogthum Poſen. den 28. Juni 1847. 


Landtags „Angelegenheiten. 


Sitzung der Herren Kurie am 16. Juni. 
(Schluß.) 

Graf Dyhrn (fährt fort): Ich habe in meiner vierjährigen Studien⸗ 
zeit hier zu Berlin den Saal manches Professoris ordinarüi leer geſehen, 
und ich habe den Saal des eben zum Chriſtenthum übergetretenen Privat⸗ 
Dozenten Ganz nie leer, ſondern gewöhnlich ſo voll geſehen, daß ein Theil 
der Zuhörer zum Fenſter hineinſehen mußte, wenn es die Witterung erlaubte. 
Was nun den Ausſſpruch anbetrifft, daß es eine Klauſel fein würde, wenn 
man ihnen die Armter des Rektorats und Dekanats verſchlöſſe und man ſte da⸗ 
rum gar nicht erſt zu ordentlichen Profeſſoren ernennen wolle, ſo ſcheint mir 
das ſo viel zu ſein, daß man eine ſtrengere Klauſel will, um eine laxere 
auszuſchließen. Die Rektoren haben übrigens exekutive Gewalt, alfo würden 
wir nach der geſtrigen Abſtimmung ihnen dieſes Amt heute nicht mehr zuſpre⸗ 
chen können; ich ſehe aber nicht ein, warum ihnen dadurch die ordentlichen 
Lehrſtühle verſchloſſen fein ollen. ' za 

Fürſt Lynar: Ich halte es für eine gewiſſe Inkonſequenz und Härte, 
wenn man einerſeits Alles anwendet, um die Juden auf eine höhere Bil- 
dungsſtufe zu ſtellen, wenn man ſich überzeugt, daß dieſer Zweck zum Theil 
erreicht iſt, und man andererfeits die Mittel abſchneidet, das fo mühſam gei⸗ 
ſtig Erworbene in Anwendung zu bringen, wenn man fie zwingt, den zuſam⸗ 
mengebrachten Schah ihrer Wiſſenſchaft in ſteriler Abgeſchloſſenheit zu bewah⸗ 
ren, und ihnen nicht mit der den Chriſten gebotenen Freiheit die Wege er- 
eröffnet, jene Schätze zum Gemeingut zu machen. Ich ſchließe mich daher der 
Majorität der Abth. vollkommen an. g 

Graf Pork: Nicht allein die Könige aus dem Haufe Hohenzollern, fon- 
dern alle Fürſten dieſes Hauſes haben von jeher mit hohem Sinne die gei⸗ 
flige Bildung als das unſchätzbarſte Kleinod ihres Volkes angeſehen. Es iſt 
dies kaum nöthig , zu erwähnen, denn es Ihnen Allen wohl bekannt. Dieſe 
Fürſten haben es aber auf die geiſtige, nicht allein geiſtliche Bildung abgeſe⸗ 
hen; je höher ſie den Werth der den Geiſt bildenden Anſtalten ſtellten, deſto 
geifig freier wurden fie hingeſtellt. Wenn uns England als Beiſpiel ange⸗ 
führt wird, ſo möchte ich nicht wünſchen, daß man dieſem Beiſpiele folge; 
denn es herrſcht in England in dieſer Beziehung eine geiſtige Knechtſchaft, 
von der wir uns frei gehalten haben. Das liegt, meines Erachtens, darin, 
daß man die Univerſitäten von der hohen Stufe, die fie einnehmen ſollen, 
herabgeſetzt und fie in England zu Dienerinnen beſtimmter konfeſſtoneller An⸗ 
ſichten gemacht hat. Je mehr wir dieſen Boden einnehmen, deſto mehr wird 
der Wirkungskreis der Univerſität als einer allgemein alle Konfeſſionen er⸗ 
ziehenden Anſtalt verloren gehen. Wir müſſen auch anerkennen, daß gerade 
in 
das Beiſpiel anzuführen, deſſen ich bei der Berathung dieſes Gegenſtandes in 
der Kommiſſton ſchon gedachte. Als Fichte verfolgt wurde als Irrlehrer, als 
Gefährlicher, da war gerade unſer hochſeliger König derjenige, der ihn an die 
W e Univerſttät Berlin berief und ihm das Recht verlieh, zu lehren, 
was et wollte. Welche Folgen dieſe Lehren gehabt haben, welch' eine Wir⸗ 
kung, davon iſt der Beweis die hohe Bildung, deren wir uns in Preußen er: 
freuen, und auf die wir ſtolz ſein können. Alle, die nachher an der hieſigen 
Univerſität lehrten, alle berühmte Namen, Hegel — und ich ſchließe den noch 
hier lebenden und lehrenden Schelling nicht aus, ſondern ausdrücklich mit ein 
— ſind Nachfolger und weitere Entwickeler Fichteſcher Lehre und in gewiſſem 
eiftigen Sinne Univerſitätslehrer geweſen, aber nicht in dem Sinne wie in 

gland, wo die Univerſität nur einer beſtimmten Richtung einer Kirche ge⸗ 
dient hat. Ich bin überzeugt, daß auch nur in dem Sinne die Univerfität 
den Zweck erfüllen kann, den fie zu erreichen ſich zur Aufgabe ſtellen muß. 
Wenn nun in Preußen die Statuten der meiſten Univerſttäten, trotz der von 
mit für ſie vindizirten geiſtigen Freiheit, dem entgegenſtehen, ſo hat dies ſei⸗ 
nen wahren Grund darin, daß fie zu einer Zeit begründet wurden, in der die 
Menſchen noch nicht zu einer vollkommenen Geiſtesfreiheit gelangt waren. Als 
aber des hochfeligen Königs Maj. hier in Berlin eine neue Univerſität grün⸗ 
dete, geſtand er, ohne Rückſicht auf die Religion, einem Jeden, der geiſtig 
ebenbürtig iſt, das Recht zu, an ihr zu lehren, und ich muß im Gegenſatz ge⸗ 
gen die Meinung des Königl. Herrn Kommiſſars behaupten, daß die Worte, 
welche im Geſetze ſtehen „ſich geſchickt machen“, nichts Anderes heißen, als den 
Beweis ſeiner geiſtigen Tüchtigkeit und Fähigkeit darzuthun, daß der Ausdruck 
überhaupt nicht nur für die Juden berechnet war, ſondern eine ganz allge— 
meine Bedeutung hat, nämlich daß jeder Jude wie jeder Chriſt zu einem fol- 
chen Amte ſich geſchickt gemacht haben, d. h. feine Präſtanda präſtirt haben 
muß. Damit iſt alſo nichts Anderes ausgeſprochen, als daß er dieſe Ver⸗ 
pflichtung erfüllen ſoll und er frei iſt von jedem konfeſſtonellen Zwange. Wenn 
angeführt worden iſt, daß die Univerſität ein organiſches Ganze ſein ſoll, ſo 
gebe ich dies gern und vollſtändig zu; aber wenn fie es fein ſoll, fo muß fie 
die Fähigkeit haben, alle geiſtigen Notabilitäten in ſich aufnehmen zu können. 
Oder wäre es denkbar, um den ausgezeichneten Namen, die ein verehrtes 
Mitglied an meiner Linken genannt hat, noch einen und den hellleuchtendſten 
ee oder wäre es denkbar, daß Spinoza nicht an einer preußiſchen 
Univerſttät Philoſophie lehren könnte, weil er ein Jude wäre? Ich glaube, 
ich dieſen Namen nur zu nennen brauche, um der hohen Kurie und des 
Herrn Kultus⸗Miniſters Zuſtimmung ſelbſt gewiß zu fein, daß dies gerade⸗ 
hin undenkbar wäre. Dieſe Univerſität, die nach der Anſicht des Gouverne⸗ 
ments und nach Meiner eigenen ein organiſches Ganze fein ſoll, muß auch die 
Fan de haben, in ſich ein Leben zu entwickeln, und damit fie dieſe habe, 
muß fie nicht äußerlich deſchränkt fein in der Aufnahme ihrer Mitglieder durch 
irgend konfeſſtonelle Gründe. Daß auch auf preußiſchen Univerſitäten man 
es fo angeſehen hat, davon liegt mir der Beweis vor, weil ohne Aufhebung 
der Statuten, nachdem das Geſetz von 1812 erſchienen war, an Univerfitä- 
ten, die nicht von dem chriſtlichen Vekenntniſſe abſtrahiren, wie die hieſige, 
Juden akademiſche Lehrer geworden ſind. Es iſt in Breslau, einer paritäti⸗ 
ſchen Universität, der Fall zweimal, wenn ich nicht irre, ſogar dreimal vor⸗ 
gekommen. Zwei dieſer Lehrer ſind, wenn ich nicht irre, ſpäter zum Chriſten⸗ 
thum übergetreten. Der dritte, ein noch in Breslau lebender angeſehener Arzt, 
Hat ſich von der akademiſchen Wirkſamkeit zurückgezogen, als nachher das 


daß ich 


Preußen im entgegengeſetzten Sinne gehandelt worden iſt. Ich erlaube mir, 


Geſetz erſchien, welches ihm unmöglich machte, höhere akademiſche Würden zu 
erlangen. Wenn nach dem bereits gefaßten Beſchluſſe der hohen Kurie die 
Juden von den höchſten akademiſchen Würden, wie das Rektorat, ausge⸗ 
ſchloſſen ſind und ausgeſchloſſen bleiben müſſen, ſo iſt dies, nachdem dieſer 
Beſchluß feſtſteht, nicht zu ändern, und ich muß dies anerkennen, ſo ſehr ich 
es bedaure. 1 

Fürſt Wilhelm v. Radziwill: Ich habe mich der Majorität der 
Abth. dahin angeſchloſſen, die Juden zu ordentlichen Profeſſuren in den na⸗ 
turwiſſenſchaftlichen, mediziniſchen und mathematiſchen Lehrfächern zuzulaſſen; 
ich habe mich aber gleichzeitig dagegen ausſprechen müſſen, ſie zu philoſophi⸗ 
ſchen Profeſſuren zuzulaſſen. i 

Graf Botho zu Stolberg: Ich glaube, daß wir uns darauf be⸗ 
ſchränken können, daß wir fie zu außerordentlichen Profeſfuren zulaſſen. Da 
aber die Juden, die ſich auszeichnen, meiner Meinung nach, ſich immer auch 
dann auszeichnen, wenn ſie ſich dem chriſtlichen Standpunkte zu nähern ſu⸗ 
chen, ſo glaube ich, daß ihnen dann immer noch ein freies Feld ihrer Wirk⸗ 
ſamkeit bleibt, daß wir aber nicht weiter zu gehen brauchen. a 

Graf zu Solms⸗ Baruth Auch ich ſtimme vollſtändig dem bei, was 
ein geehrter Redner aus Schleſten zum Lobe unſerer preußiſchen Univerſitä⸗ 
ten geſagt hat; aber ich mache gerade darauf aufmerkſam, daß dieſe Univer⸗ 
ſitäten chriſtliche Bildungs-Anftalten find, und daß fie als ſolche diefen großen 
Ruhm ſich erworben haben und ihn ſich erhalten müſſen. Aus dieſem Grunde 
möchte ich der hohen Verſammlung anrathen, ſich den Vorſchlägen der Abth. 
geneigteſt anzuſchließen, nach welchen den jüdiſchen Glaubensgenoſſen das Recht 
gegeben wird, an denjenigen Fakultäten Theil zu nehmen, welche mit dem 
chriſtlichen Glauben in keinen Widerſpruch treten können; das iſt die philo⸗ 
ſophiſche und die mediziniſche Fakultät. Rückſichtlich der beiden anderen Fa⸗ 
kultäten aber glaube ich entſchieden mich widerſetzen zu müſſen und will ihnen 
eine Theilnahme an den Fakultätsrechten nicht einräumen. Eben ſo folgt aus 
den Beſchlüſſen, die geſtern hier gefaßt worden find, daß wir den Juden ein 
Anrecht an das Rektorat, Prorektorat, Dekanat und an die Mitgliedſchaft 
des Senats nicht zugeſtehen dürfen, weil dieſen Funktionen gewiſſe Gewalten 
anhängen, welche mit den gefaßten Beſchlüſſen unverträglich find. f 

Graf zu Dohna⸗Lauck: Auch ich bin ſchon lange der Meinung ge⸗ 
wefen, daß kein weſentliches Hinderniß entgegenſtehe, um die Juden au zu 
den ordentlichen Profeſſuren in der mediziniſchen und philoſophiſchen Fakultät 
an den Univerſitäten zulaſſen zu können. Ich ſtimme in dieſer Hinſicht ganz 
dem Antrage der Abth. bei. Auch im Uebrigen muß ich mich ganz für den 
Antrag der Abth. erklären, namentlich bin ich auch der Meinung, daß im 
Geſetze ganz genau beſtimmt werde, daß die jüdiſchen Profeſſoren von dem 
Amte eines Rektors und Prorektors ausgeſchloſſen bleiben. 

Marſchall: Die Berathung über dieſen Punkt halte ich für erſchöpft. 
Wir kommen zur Abſtimmung über den Gegenſtand. Es hat die Abth. dar: 
auf angetragen, daß die Juden auch als ordentliche Profeſſoren der medizi⸗ 
niſchen und philoſophiſchen Fakultät zugelaſſen werden möchten. Dabei iſt fie 
davon ausgegangen, daß ihnen das Amt eines Dekans und Rektors, in Folge 
der früher ſchon ſtattgefundenen Abſtimmung, nicht wird zuerkannt werden 
können. Sie hat dies zum Theil für Faſſungsſache gehalten und, nachdem 
die Anſicht der Verſammlung unzweifelhaft feftgeftellt fein wird, die ſpätere 
Faſſung der Redaction des Geſetzes vorbehalten. Sie iſt weiter von der An⸗ 
ſicht ausgegangen, daß auch die Statuten der Univerfitäten unberührt bleiben 
müſſen und es der Regierung zu überlaſſen ſei, in welcher Weiſe eine Ver⸗ 
einbarung zwiſchen dieſen Statuten und den Beſchlüſſen, welche von der Ver⸗ 
ſammlung beantragt und von der Regierung gefaßt werden, zu erreichen ſein wird. 
Wir kommen alſo zur Abstimmung über den Antrag, welchen die Abtheilung 
geſtellt hat. * . . 

ag en W muß mir über die 
merkung erlauben, daß die Minorität ſich doch n ä 
über ihre Anſicht abſtimmen zu laſſen, Bu 99 eee 
Juden für den Lehrſtuhl der Philoſophie entſchieden widerſetzt. 0 

Marſchall: Die Abſtimmung wird zuerſt auf den Antrag gerichtet, der 
von der Majorität der Abtheil. ausgegangen iſt. In der Abſtimmung über 
dieſe Frage wird die andere ſchon enthalten ſein „denn es wird der Antrag 
der Minvrität der Abth. dadurch entweder angenommen oder abgelehnt. Eine 
weitere Frage wird ſpäterhin noch auf den Antrag zu richten ſein, der von 
dem Grafen v. Pork gemacht worden iſt, daß die Juden auch als ordentliche 
Profeſſoren zugelaſſen werden möchten zu einem Theil des Lehrfachs der ju⸗ 
riſtiſchen Fakultät, nämlich zu demjenigen, welcher zu dem kanoniſchen Rechte 
nicht in Beziehung ſteht. Die erſte Frage wird auf den Antrag gerichtet, 
der von der Majorität der Abth. geſtellt iſt und dahin lautet daß die u⸗ 
den auch als ordentliche Profeſſoren der mediziniſchen und philoſophiſchen a⸗ 
kultät zuzulaſſen ſeien. Wir werden zuerſt über dieſen Antrag und zwar in 
der Weiſe abſtimmen, daß diejenigen, welche dem Antrag der Abth. beiſtim⸗ 
20 5 durch e zu erkennen geben. Dem Antrage der Abth. iſt 
nicht zugeſtimmt, ſomit iſt auch keine weit uf den f. 

Grafen v. De zu richten. 5 0 Stage er Vorſclag en 

Prinz Biron v. Kurland: Da gezählt worden iſt, fo wä 
erwünſcht, das Stimmenverhältniß zu e N Tr 

Marſchall: Mit Nein haben 31, mit Ja haben 28 geſtimmt. Die 
zweite Frage: „Tritt die Verſammlung dem Vorſchlage bei, daß Juden zu 
ordentlichen Profeſſoren der mathematiſchen, naturwiſſenſchaftlichen und me⸗ 
diziniſchen Lehrfächer zuzulaſſen ſeien?“ Und diejenigen, welche dieſe Frage 
bejahen, würden das durch Aufſtehen zu erkennen geben. (Die Mehrzahl der 
Mitglieder erhebt ſich.) Der Antrag iſt angenommen. ; 

Graf York: Ich würde mir nun den Antrag erlauben, daß unter den 
ſpeziell angeführten Lehrfächern noch die alten Sprachen aufgeführt würden 
Es iſt mir doch nicht recht erklärlich, wie man dir römiſchen und griechiſchen 
Schriftſteller gerade von einer chriſtlichen Weltanſchauung aus anſehen müſſe 
um ſie richtig vortragen zu können. Ich würde alſo darauf antragen, daß 
die hohe Kurie noch das Wort „linguiſtiſche“ hinzuſetze. e 

Marf Hall: Es kommt zunächſt darauf an, ob dieſer Vorſchlog die 
gefeglihe Unterſtüzung von 6 Mitgliedern findet? (Es erheben ſich mehr N 
6 Mitglieder.) Der Vorſchlag wird alſo zur Abſtimmung kommen, und ir 
Frage würde alfo heißen: „Beantragt die Verſammlung, daß die Juden — 


Frageſtellung die Be⸗ 
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ordentliche Profeſſoren in dem philologischen Lehrfache zuzulaſſen ſeien?“ Und 


diejenigen, die dieſem Vorſchlage beitreten, würden das durch Aufſtehen zu 
erkennen geben. (Nach einer Pauſe): Dem Vorſchlage iſt von der Majorität 
beigeſtimmt. 


Fürſt Lichnowsky: Beigeſtimmt? Ich bitte Euer Durchlaucht, zählen 
zu laſſen. Von dieſen Plätzen aus kann man nicht unterſcheiden, ob der 
Vorſchlag angenommen iſt. A 

Marſchall: Wir werden alſo zählen. Ich bitte nochmals, daß dieje⸗ 
nigen aufſtehen, welche die Frage bejahen wollten. (Nach einer Pauſe, wäh⸗ 
rend welcher die Secretaire zählen): Mit Ja haben 31, mit Nein 23 ges 
ſtimmt. Der Vorſchlag iſt alſo angenommen. Wir kommen nun zu dem 
letzten Abſatze des §. 35. 

Referent Graf Itzenplitz lieſt: „5) Rückſichtlich der Anſtellung der Ju⸗ 
den bei Schul⸗Anſtalten endlich ſagt das Edikt von 1812 denſelben auch die 
Schul⸗Aemter zu, und das Publicandum von 1822 hat (ungeachtet der Bun⸗ 
des⸗Akte) auch dieſe Beſtimmung aufgehoben. Die vorentwickelten Gründe 
und Rückſichten walten auch hier ob, und eine beſtimmte allgemeine Gejegge- 
bung, welche gern das Mögliche gewährt, aber das in einem ſehr überwiegend 
von Chriſten bewohnten Lande Unthunliche abſchneidet, iſt auch hier wün⸗ 
ſchenswerth. Dieſen Anſichten und Grundſätzen folgend, ſchlägt die Abtheil. 
mit 6 gegen 1 Stimme vor: 1) die Juden, abweichend vom Geſetz-Entwurf, 
als Lehrer bei Gymnaſten, Progymnaſten, höheren Bürgerſchulen und Ger 
werbeſchulen für anſtellungsfähig zu erklären; ſie dagegen vom Amte eines 
Directors ſolcher Anſtalten, wegen der mit dieſem verbundenen erheblicheren 
Strafgewalt über chriſtliche Schüler, auszuſchließen. 2) Die Anſtellung der 
Juden bei Elementarſchulen auf die jüdiſchen Schulen zu beſchränken. 

Graf Botho zu Stolberg: Ich will mich gegen die Faſſung des An⸗ 
trages, wie er hier ſteht, erklären. Als Lehrer für Gymnaſien und andere 


Schulen ſcheinen mir die Juden im Allgemeinen nicht ganz geeignet. Ich 


habe nichts dawider, daß fie ſich zu Lehrern in der Mathematik, Phyſik und 
was dergleichen iſt, namentlich aber auch als Lehrer von neuen Sprachen und 
im Zeichnen⸗Unterricht qualifiziren mögen; ob. fie. aber als Religionslehrer 
fungiren könnten, wenn ſie im Allgemeinen als Lehrer anerkannt find, dem. 
muß ich widerſprechen. Ich glaube auch nicht einmal, daß ſie überhaupt als 
Lehrer angenommen werden können, weil wir im Weſentlichen auf dem Stand⸗ 
punke der chriſtlichen Jugenderziehung ſtehen und dann dem Juden Gelegen 
heit gegeben würde, ganz der chriſtlichen Geſinnung entgegen zu wirken, und 
dagegen muß ich mich auf das entſchiedenſte ausſprechen. 


Fürſt Boguslaw Radziwill: Wenn ich mich ſchon bei den Univer⸗ 


fitäten gegen die Zulaſſung von Juden zu Lehrſtühlen erklärt habe, ſo muß 
ich dies bei den Schulen auf das entſchiedenſte thun. Bei der Univerſität iſt 
die Gefahr nicht fo groß, denn es kommen junge Männer hin, deren Cha— 
rakter bereits eine gewiſſe Feſtigkeit erlangt hat, und die ſchon mehr oder 
minder entſchiedene Meinungen in verſchiedenen Richtungen haben. Das iſt 


bei den Schulen nicht der Fall.“ i 

Dom⸗Kapitular v. Brandt: Ich fimme ganz für den Vorſchlag der 
Abth., um ſo mehr, als ich gerade aus Erfahrung weiß, daß es wohl mög⸗ 
lich iſt, daß ein jüdiſcher Lehrer auch bei chriſtlichen Kindern ein guter und 
moraliſcher Lehrer ſein kann. Aus meinem eigenem Wahrnehmen weiß ich 
dies und fühle mich daher veranlaßt, es hier zur allgemeinen Kenntniß zu 
bringen. 

Graf zu Dohna-Lauck: Ich muß hier dem Antrage der Minorität 

beitreten. Auch ich glaube, das Prinzip der chriſtlichen Jugenderziehung ges 
ftatte nicht, daß bei Gymnaſien jüdiſche Lehrer angeſtellt werden können. 
Fürſt zu Lynar: Ich kann mich nicht überzeugen, daß das Judenthum 
zu dem Chriſtenthume in einem fo diametralen Widerſpruche ſtehe, als vor- 
ausgeſetzt wird. Die jüdiſche Religion hat — auch nach unſerem Glauben 
— ebenfalls den Urſprung göttlicher Einſetzung; ſie iſt die Unterlage, worauf 
der herrliche Bau des Chriſtenthums gegründet wurde; unſer Heiland ſagt 
ſelbſt, er ſei nicht gekommen, um das Geſetz aufzulöſen, ſondern um es zu 
erfüllen. Es kommt mir nicht in den Sinn, daß jüdiſche Lehrer auch Diszi⸗ 
plinen vortragen ſollten, welche mit dem chriſtlichen Unterrichte im Zuſam⸗ 
menhange ſtehen, wenn auch auf das entfernteſte; allein ich glaube, wir wür⸗ 
den zu weit gehen, wenn wir im Allgemeinen den Grundſatz ausſprächen, daß 
ein Jude nicht Lehrer ſein könne, da es viele Wiſſenſchaften giebt, in welchen 
er nützlich wirken kann, ohne dem chriſtlichen Lehrbegriffe irgendwie zu nahe 
u treten. 
r Fürſt Wilhelm v. Radziwill: Sie nehmen auf den Gymnaſien die 
allerwichtigſte Bedeutung in Anſpruch. Es handelt ſich nämlich um die Ent⸗ 
wickelung des Geiſtes, der Einbildungskraft, ſie ſind eine lebende Logik. Den 
Einfluß, den dieſe Einwirkung auf das Gemüth, den Verſtand der Jugend 
ausüben muß, könnte ich nicht mit Vertrauen in den Händen von jüdiſchen 
Lehrern ſehen. Das iſt der allgemeine Geſichtspunkt; ich komme, auf den be⸗ 
ſonderen. Ich glaube, daß das Chriſtenthum das Fundament für die Gym⸗ 
naſtal⸗Budung iſt. In dieſer Beziehung ſind die Gymnaſien größtentheils 
konfeſſtonelle Gymnaſten. Ich muß der Anſicht des Referats von meiner 
Stellung aus entgegentreten. Ich glaube nicht, daß die Gymnaſien keinen 
beſtimmten konfeſſtonellen Charakter haben ſollen. 

Fürſt Lichnowsky: Ich kann mich nur mit allem dem, was mein ver⸗ 
ehrter fürſtlicher Kollege aus Poſen geſprochen hat, vollkommen einverſtanden 
erklären und bitte die dohe Kurie, das, was von der Abth. hier ad a. vor- 
geſchlagen iſt, vollſtändig zu verwerfen. f 
Graf E. zu Stolberg⸗ Wernigerode: Ich habe zu denjenigen ge⸗ 
hört, die dafür geſtimmt haben, daß unter gewiſſen Bedingungen jüdiſche Pro⸗ 
feſſoren angeſtellt werden können. Wenn es ſich aber darum handelt, Juden 
auch bei den Gymnaſien anzuſtellen, fo bin ich ganz dagegen. Man hat zwar 
geſagt, daß ſie in den neueren Sprachen recht gut Unterricht geben könnten; 
es würde mir aber nicht angenehm ſein, wenn Jemand von meinen Bekann⸗ 
ten bei einem Juden Unterricht in dieſen Sprachen nähme und dann mit dem 
jüdiſchen Dialekte nach m. 

Juden gehalten würde. elächter. 
| pie Radzimill; Es wurde gefagb. bag der Ovid 
nicht aus dem chriſtlichen Standpunkte vorgetragen werden e Das iſt 
gewiß; aber aus dem antichriſtlichen Standpunkte könnte Vieles darüber, ge- 


ſagt werden. 


oder England käme, wo er ſelbſt für einen 


Se. Königl. Hoheit der Prinz v. Preußen: Ich wollte bemerken, daß 
die hohe Kurie in der bisherigen Diskuſſion fo. viele Beweiſe von Toleranz 
gegeben hat, daß es uns nicht zum Vorwurfe gereichen wird, wenn wir Ju⸗ 

KR Lehrer Ku Anſtalten ngen welche zur Erziehung der Ju⸗ 
ge ienen, und ich ſtimme ganz der Anſicht bei, daß wi mna- 
ſtallehrer nicht anſtellen. 5 ic „ne EUR) % 
Mar ſchall: Die Frage if, nachdem der Referent dem Vorſchlage des 
Fürſten Radziwill beigetreten iſt, nicht mehr allein auf den Vorſchlag der 
Abth. zu richten, ſondern ſie würde folgende Faſſung erhalten können: „Tritt 
die Verſammlung dem Antrage der Abth. mit der Beſchränkung bei, daß die 
Anſtellung jüdiſcher Lehrer auf Gymnaſten, mit Ausnahme der Stelle eines 
Direktors und Ordinarius, für die mathematiſchen und naturwiſſenſchaftlichen 
e und für die neueren Sprachen zuzulaſſen ſei?“ Darin iſt Alles 
enthalten. 

Se. Königl. Hoheit der Prinz v. Preußen: Wenn das nicht ange⸗ 
nommen wird, ſo würde wohl die Frage zu fiellen fein, ob fie als Lehrer auf 
Gymnaſien gar nicht zuzulaſſen ſeien? 

Marſchall: Wenn dieſe Frage verneint wird, iſt zu einer weiteren 
Fragſtellung keine Veranlaſſung vorhanden. Dann würde eintreten, daß der 
Anſicht der Minorität der Abth. Folge gegeben wird, wonach es bei der Faſ⸗ 
ſung des Geſetzes ſein Bewenden hat. Alſo die Frage wird hinreichend ver⸗ 
ſtanden ſein: „Tritt die Verſammlung dem Antrage der Abth. mit der Be⸗ 
ſchränkung bei, daß die Anftellung jüdiſcher Lehrer auf Gymnaſien, mit Aus⸗ 
nahme der Stelle eines Direktors und Ordinarius, für die mathematiſchen 
und naturwiſſenſchaftlichen Lehrfächer und für die neueren Sprachen zuzulaſ⸗ 
ſen ſei?“ Diejenigen, welche die Frage bejahen, würden das durch Aufſtehen 
zu erkennen geben. (Es erheben ſich 9 Mitglieder.) Die Verſammlung hat 
ſich dahin entſchieden, daß dem Antrage nicht beizutreten ſei. Es hat alſo 
bei der Faſſung des Geſetzes fein Bewenden. a 

Graf Pork: Da würde ich mir noch eine Frage erlauben. Vis jetzt iſt 
alſo abgelehnt, daß bei den Gymnaſien, Progymnaſten, Bürgerſchulen, über⸗ 
haupt bei allen Schulen, wo das erziehende Moment der hohen Kurie wich⸗ 
tig erſchienen iſt, jüdiſche Lehrer angeſtellt werden. Ganz anders ſcheint es 
ſich mir bei den Gewerbeſchulen zu verhalten, und ich würde darauf antra⸗ 
gen, daß die hohe Kurie ſich darüber ausſpräche, ob nicht jüdiſche Lehrer bei 
Gewerbe-Schulen anzuſtellen ſeien. 

Marſchall: Die Frage würde heißen: „Beſchließt die Verſammlung 
die Zulaſſung von Juden als Lehrer an den Gewerbeſchulen, mit Ausnahme 
der Stelle von Direktoren, zu befürworten?“ und diejenigen Mitglieder, 
welche dieſe Frage bejahen, würden dies durch Aufſtehen zu erkennen geben. 
Den, Vorſchlage ift beigetreten. Wir kommen nun zum nächſten Paragraph, 


Referent Graf Itzenplitz (lieſt vor): „§. 36. In Betreff der ſtändiſchen 
Rechte verbleibt es bei der beſtehenden Verfaſſung, und ſoweit deren Aus⸗ 
übung mit dem Grundbeſitz, zu deſſen Erwerbung die Juden nach 8. 1 überall 
berechtigt ſind, verbunden iſt, ruhen dieſelben während ihrer Be it. ie 
Verwaltung der Gerichtsbarkeit, wie des Patronats, desgleichen die Aufſicht 
über die Kommunal⸗Verwaltung und über das Kirchen-Vermögen wird, wo 
eine ſolche Aufſicht der Gutsherrſchaft zuſteht, von der betreffenden Staats⸗ 
und kirchlichen Behörde ausgeübt. Die Staats-Behörde hat den Gerichts⸗ 
halter und den Verwalter der Polizei- Gerichtsbarkeit zu ernennen. Der 
Beſitzer bleibt zur Tragung der damit verbundenen Koſten und ſonſtigen 
Laſten verpflichtet. Wo das Patronat einer Kommune zuſteht, können die 
jüdiſchen Mitglieder derſelben an deſſen Ausübung keinen Theil nehmen; ſte 
müſſen aber die damit verknüpften Real-Laſten von ihren Beſitzungen gleich 
anderen Mitgliedern der Kommune tragen, auch find fie als anſaͤſſige Dorfs⸗ 
oder Stadt-Gemeinde-Mitglieder verpflichtet, von ihren Grundſtücken ſowohl 
die darauf haftenden kirchlichen Abgaben als auch die nach Maßgabe des 
Grundbeſitzes zu entrichtenden Beiträge zur Erhaltung der Kirchen-Syſteme 
zu tragen.“ Das Gutachten zu §. 36. lautet: „Der § 36. handelt zunächſt 
von den ſtändiſchen Rechten der Juden. Es könnte dieſe Frage auch zu den 
zweifelhaften gerechnet werden. Wenn den Juden die Rechte anderer Unter⸗ 
thanen zugeſtanden werden, fie Gewerbe treiben, Grundſtücke beſitzen, im Heere 
dienen, Abgaben zahlen und Kommunalämter bekleiden, ſo könnte man ſagen, 
daß folgerecht ihnen auch geſtattet werden könne und müſſe, ihre Rechte in 
den Kreis- und Landtagen ſo gut, wie in der Stadtverordneten-Verſammlung 
zu vertreten. Aus dieſen Gründen verlangt auch die Minorität der Abtheil. 
daß ihnen dieſe Rechte zugeſtanden werden. — Der Geſetzentwurf verweist 
hier wieder auf die beſtehende Verfaſſung. Das iſt der Weg, der zur Unbe⸗ 
ſtimmtheit, Unklarheit und Kaſuiſtik führt. Die Abth. hat ſich hiergegen ein⸗ 
ſtimmig ausgeſprochen und wünſcht eine beſtimmte Anordnung durch dies Ge⸗ 
feg. Die Majorität acceptirt aber ſonſt mit 4 gegen 3 Stimmen die Anſicht 
des Geſetzes dahin, daß die Juden von Land- und Kreistagen ausgeſchloſſen 
bleiben müſſen. Es rechtfertigt ſich dies dadurch, daß die Stände in Preußen 
nunmehr einen weſentlichen Einfluß auf die Geſetzgebung ausüben. Dieſe 
wirkt aber unmittelbar auf die Staats-Regierung zurück, und da die Juden 
nicht einen Staat regieren können, der in dem Verhältniß von 2— 150 über⸗ 
wiegend von Chriſten bewohnt wird, ſo können ſie auch an Händijcben ech⸗ 
ten nicht Theil nehmen. Daß die Juden von der Wahrnehmung des Patro⸗ 
nats über chriſtliche Kirchen ausgeſchloſſen bleiben müſßen, versteht ſich von 
ſelbſt und wird, dem Geſetz entſprechend, von der Abth, befürwortet; eben fo 
kann ein Jude auch als Gutsherr nicht Polizeirichter ſein. Dagegen iſt die 
Abth. mit 5 gegen 2 Stimmen der Anſicht, daß die Präſentation des Ge⸗ 
richtshalters und Polizei-Verwalters dem jüdiſchen Gutsherrn zugeſtanden 
werden kann und keine Nachtheile befürchten läßt, da der Gerichtshalter oh⸗ 
nehin ein geprüfter, zum Richteramt geeigneter Mann ſein muß und die Kö⸗ 
nigliche Regierung und der Landrath auch jeden ungeeigneten Polizei-Ver⸗ 
walter zurückweiſen kann. Es wird daher die Aufnahme einer hierauf bezüg⸗ 
lichen Vorſchrift in das Geſez beantragt. Mit dem übrigen Inhalt dieſes 
Paragraphen iſt die Abth. einverſtanden und empfiehlt deſſen Annahme. Be⸗ 
vor die Berathung weiter vorſchreiten kann, muß ich bemerken, daß nach der 
langen Debatte über §. 35 im Augenblicke des Schluſſes derſelben vergeſſen 
worden iſt, noch eines Zufages zu §. 35 zu gedenken, der in der Abth. zur 
Sprache gekommen iſt, und auf den ich jetzt aufmerkſam machen muß. Er 
lautet ſo: „Endlich iſt bei dieſem Paragraphen noch bei der Abth. der An⸗ 
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trag formirt worden, daß bei einer der preußiſchen Staats-Univerfitäten ein 
beſonderer Lehrſtuhl der jüdiſchen Theologie auf Koſten der Juden errichtet 
werden möchte, und die Majorität hat dieſen Antrag mit 1 gegen 3 Stim⸗ 
men zu dem ihrigen gemacht. — Es wird für denſelben angeführt, daß es 
im Intereſſe des Staats liege, die Religions-Anſichten der Juden öffentlich 
zur Sprache zu bringen, damit ſolche dem Staate bekannt und den Juden 
ſelbſt mehr bewußt würden. — Die Minorität glaubt, daß es den Juden, 
wie anderen geduldeten Religions⸗Geſellſchaften, zwar überlaffen bleiben könne, 
ſich einen ſolchen jüdiſch⸗theologiſchen Lehrſtuhl zu begründen, daß ein ſolcher 
aber nicht zu den Staats⸗Univerſitäten gehören könne. Geſchieht dies, fo wer⸗ 
den die Mennoniten, die Herrenhuther und die katholiſchen Diſſidenten mit 
demſelben und noch mehrerem Rechte Lehrſtühle für ihre Glaubenslehren in 
Anſpruch nehmen können. — Außerdem würde durch eine ſo exceptionelle 
Maßregel zu Gunſten der jüdiſchen Theologie diefe gewiſſermaßen vom Staate 
befonders in Schutz genommen und dadurch unfehlbar wieder indirekt das 
Abſonderungs⸗Prinzip der Juden genährt und gepflegt werden.“ Ich erlaube 
mir noch die Bemerkung, die ſich ſchon vielleicht aus dem Inhalte des Gut⸗ 
achtens ergeben wird, daß diesmal die Majorität der Abth. aus anderen Per⸗ 
ſonen beſtand, als bei den früheren und ſpäteren Paragraphen. 

Miniſter Eichhorn: Wenn die Juden wünſchen, einen eigenen Lehr- 
ſtuhl zu gründen, um gelehrte Juden zu bilden, ſo wird dem kein Bedenken 
entgegenſtehen, die Gründung mag dann auch an einem Univerſitätsorte, z. 
B. Berlin und Königsberg, geſchehen. Iſt es ihnen darum zu thun, auch einen 
Titel für einen ſolchen Lehrer jüdiſcher Theologie zu erhalten, ſo glaube ich 
nicht, daß derſelbe von Sr. Maj. werde verſagt werden. Wenn aber, ich will 
dieſen Lehrer einmal Profeſſor der jüdiſchen Theologie für jüdiſche Theologen 
nennen, wenn dieſer, ſage ich, in Verbindung mit der Univerſität gebracht 
und in dieſes organiſche Ganze aufgenommen werden ſoll, dann treten aller— 
dings große Schwierigkeiten entgegen. Welcher Fakultät ſoll er angeſchloſſen 
werden, der philoſophiſchen oder theologiſchen? und mit welchen Rechten? 

Referent Graf Itzenplitz: Ich muß um Entſchuldigung bitten, un⸗ 
terſtützt iſt er, glaube ich, ſchon. 

Marſchall: Es würde zur Frageſtellung kommen. Diejenigen, die 
dem Antrage, wie er geſtellt iſt, beitreten, werden das durch Aufſtehen zu er⸗ 
kennen geben. (Die Majorität erklärt ſich gegen den Antrag.) Wir kom⸗ 
men alſo zur Berathung des F. 36. 

Referent Graf Itzenplitz: Da nun eine kleine Pauſe entſtanden iſt, 
fo erlaube ich mir zu erinnern, daß §. 36. von den ſtändiſchen Rechten han⸗ 
delt, und es würden dabei zwei Gegenſtände, fo viel ich mir unmaßgeblich zu 
bemerken erlaube, zu verhandeln ſein, erſtlich, ob überhaupt Juden zu Land⸗ 
und Kreistagen zuzulaſſen ſind, und der zweite Gegenſtand würde ſich auf 
die Patronats⸗ und gutsherrlichen Rechte beziehen. ö 

Prinz Biron von Kurland: Das Geſetz vom 11. März 1812 hat 
bereits in feinem Eingange den Juden den Namen der Preußiſchen Staats- 
Bürger beigelegt; die Deutſche Bundesakte vom 8 Juni 1815 hat dies in 
ihrem 16. Paragraphen beſtätigt. Gleiche Pflichten bedingen gleiche Rechte 
und n in unſerem ſtaatlichen Leben. Ich habe nun einen ſo hohen 

von dem Rechte, das aus dem Beſitze hervorgeht, daß ich es als eine 
Abnormität bis jetzt betrachtet habe, daß die Juden, die das Recht haben, 
Rittergüter zu erwerben, nicht das Recht haben ſollten, auch in unſeren kreis⸗ 
ſtändiſchen Verſammlungen Sitz und Stimme zu haben. Ich glaube, daß 
es weſentlich zu dem allgemeinen Beſten beitragen würde, daß es das Inter⸗ 
eſſe der kreisſtändiſchen Verſammluugen auch weſentlich heben würde, wenn 
andere Elemente mit in die kreisſtändiſche Verſammlung eintreten dürften. 
Wenn von dem Eintritte in die kreisſtändiſche Verſammlung der Eintritt in 
die landtäglichen Verſammlungen die Folge ſein würde, ſo erlaube ich mir 
die Frage, ob, wenn ein Jude die Befähigung hätte und das Ver⸗ 
trauen genöſſe, von den ſämmtlichen Ständen des Kreiſes zum Landtage 
gewählt zu werden, ob ein ſo begabter und talentvoller Mann dann 
nicht weſentlich auch mit zu einer ſegensreichen Berathung über die uns dann 
vorliegenden Fragen beitragen würde? Von dieſem Geſichtspunkte aus habe 
ich mich im Ausſchuſſe in der Minorität befunden, und wenn ich auch leider 
erwarten muß, auch in dieſer hohen Vrrſammlung mich in der Minorität zu 
beſinden, ſo habe ich es doch für meine Pflicht erachtet, meiner Anſicht und 
meinem Gerechtigkeitsgefühl hier von dieſer Stelle, wenn auch nur in weni- 
gen Worten, einen Ausdruck zu verleihen. l 

Fürſt Lichnowsey: Ich bedaure mit meinem verehrten Kollegen in 
Allem, was er eben angeführt hat, mich durchaus nicht einverſtanden erkär⸗ 
ren zu können. Gewiſſe Emaneipations⸗Punkte der Juden habe ich als. eine 
nothwendige Folge der fortſchreitenden Zeit angeſehen. Das Land beſteht in 
ungeheurer Majorität aus Chriſten. Wenn Se. Majeſſät einmal befehlen 
wird, daß die zweimal Hundert Tauſend Juden, die innerhalb des Preußi⸗ 
ſchen Staats ſich aufhalten, eigene Vertreter haben ſollen, ſo werde ich dieſe 
Vertreter hier begrüßen — wenn auch nicht in dieſer Verſommlung, — 
(Heiterkeit.) aber ich werde ſie doch begrüßen. Wie will ein Jude aber, der 
von ein paar Juden und von einer außerordentlich großen Anzahl Chriſten 

ewählt ſein kann, die Chriſten vertreten? Ich habe ſelbſt die Ehre gewählt 
deen, bin alſo ganz überzeugt, daß überall die Würdigſten gewählt wer⸗ 

„ (Heiterkeit.) ich muß ſchon aus Selbſtliebe davon überzeugt fein; 
ich kann ich aber auch von der Idee nicht trennen, die ſchon die natürliche 
Beſcheidenhen gebietet, daß in einzelnen Fällen auch ein minder Würdiger 

ewählt werden könnte, und zu dieſen Fällen kann auch einmal eine jüdiſche 
Wahl gehören. Ich habe allerdings die Ueberzeugung, daß bei einem Wahl⸗ 
tage, wo ſich mehrere chriſtliche und ein jüdiſcher Kandidat melden, wohl 
auch der letztere und mu gleicher Würdigkeit gewählt werden könnte. Doch, 
was ſoll denn der jüdiſche Kandidat hier vertreten, namentlich in den vielen 

ällen, wo es nothwendig it, Chriſt zu fein? Soll er da hinausgehen? 

ch würde es für ein unvollkommenes Geſetz halten, welches möglich machte, 
daß in einer Verſammlung, wo 16 Millionen Chriſten und 200,000 Juden 
vertreten find, ein Jude ſitzt und Chriſten vertritt. 

Graf v. Pork: Mir ſcheint die Wahl das wichligſte Moment zu ſein, 
und ich glanbe allerdings, wenn ein Jude von einer großen Anzahl von 
Chriſten gewählt würde, daß er dann nicht allein für gleich würdig mit An⸗ 
deren, ſondern für den Befähigtſten und Talentvollſten müßte gehalten wer- 
den und zugleich für einen Mann, deſſen ſittliche Würdigkeit in hohem Grade 


anerkannt ſein muß. Ich kann mir nicht denken, daß ſonſt eine Wahl vor⸗ 
zugsweiſe auf einen Juden fallen würde. f vo 

Graf v. Burghaus: Ich wollte mir erlauben, zu dem, was det Herr 

Fürſt Lichnowsky angeführt hat, noch zu bemerken, daß ein Landtags⸗Depu⸗ 
urter nach meiner Anſicht mit den Ehren ausgeſtattet fein muß, die der 
Jude nicht hat. Er muß Inhaber der Gerichtsbarkeit ſein, er muß das Pa⸗ 
tronatsrecht ausüben können u. dgl. m. Ich kann nicht glauben, daß es 
Abſicht ſein kann, dieſe Auszeichnung den Juden auch mitzuverleihen. Aus 
dieſem Grunde ſtimme ich gegen die Aufnahme der Juden. 
Graf Solms ⸗Baruth: Ich kann nicht glauben, daß die hohe Ver⸗ 
ſammlung geneigt ſein möchte, darauf anzutragen, daß die hohe Stellung, 
welche der Landſtandſchaft in unſerem Vaterlande eingeräumt iſt, einer blos ge⸗ 
duldeten Religionsſekte eingeräumt werde 

Marſchall: Wir kommen zur Abſtimmung. Die Abtheilung ſchlägt 
vor, daß im Weſentlichen der Zuſtand erhalten werde, welcher jetzt beſteht; 
ſie ſchlägt nur eine vollſtändigere Faſſung des Paragraphen vor. Außerdem 
aber trägt ſie auf Annahme des Geſetz-Entwurſes an. Diejenigen Mitglie⸗ 
der alſo, welche dem Antrage der Abtheilung beitreten, werden dieſes durch 
Aufſtehen zu erkennen geben. (Niemand will ſich erheben.) Die Frageſtel⸗ 
lung ſcheint mißverflanden worden zu fein. Die Frage iſt gerichtet auf den 
Beitritt zum Antrage der Abtheilung, welcher Antrag dahin geht, daß dem 
Geſetz-Entwurfe beizuſtimmen ſei. 

Referent: Der Antrag der Majorität der Abtheilung geht dahin: 
„Daß die Juden von den Land- und Kreistagen auszuſchließen ſeien. Wer 
alſo für die Majorität der Abtheilung ſtimmt, ſchließt ſie aus.“ 

Marſchall: Dem Antrage der Abtheilung, und ſomit dem Paragra⸗ 
phen des Geſetz-Entwurfes, iſt beigeſtimmt. x 

Referent: Es iſt alfo ſchon angenommen, daß während der Beſttzzeit 
eines Juden die Polizei-Gerichtsbarkeit nicht von ihm wahrgenommen werden 
könne. Der Geſetz⸗-Entwurf jagt aber auch, daß der jüdiſche Gutsbeſttzer 
nicht die Gerichtshalter und die Verwalter der Polizei präſentiren ſoll, 
ſondern daß dies von den Behörden geſchehen fol. Davon abweichend, be⸗ 
antragt die Abtheilung, daß die Präſentation des Gerichtshalters und Poli⸗ 
zei-Verwalters ſeitens des jüdiſchen Gutsherrn geſchehen könne. 

Marſchall: Wir kommen alſo zur Abſtimmung, und es iſt nach 
dem erfolgten Widerſpruch eine formellere Abſtimmung nothwendig. Es wer⸗ 
den alſo diejenigen, welche dem Antrage der Abtheilung beiſtimmen, das durch 
Aufſtehen zu erkennen geben. Dem Antrage der Abtheilung iſt beigeſtimmt. 

Graf Dyhrn: Ich erlaube mir nur die Frage, ob ſomit über den 
ganzen Paragraphen 36 ſchon abgeſtimmt oder ob noch ein Antrag erlaubt 
iſt, der nicht eher geſtellt werden konnte, weil erſt das Reſultat der Abſtim⸗ 
mung erfolgen mußte. (Marſchall: Ich habe nichts dagegen.) Den Ju⸗ 
den ſind alſo alle politiſchen Rechte, Gerichtsbarkeit und Patronatsrechte ab⸗ 
geſprochen; ich frage nun, ob es nicht der chriſtlichen Liebe und Gerechtigkeit 
entſprechend wäre, wenn nun auch die letzten zwei Zeilen des Paragraphen 
geſtrichen würden und man ihnen die Kirchen-Abgaben zu tragen erließe. 
Marſchall: Es fragt ſich, ob der Vorſchlag Unterſtützung von 6 Mitgl. 
findet. Da es nicht geſchieht, kommen wir zum nächſten Paragraphen. §. 37. 

Referent: Dieſer Paragraph enthält zwei Abſätze; gegen den erſten 
iſt von Seiten der Abtheilung nichts zu erinnern, der Vorſchlag im zweiten 
betrifft die Faſſung, alſo geht der Antrag der Abtheilung eigentlich dahin, 
den Paragraphen pure anzunehmen. i 

Marſchall: Wenn keine Bemerkung erfolgt, iſt der Paragraph nach 
dem Antrage des Ausſchuſſes angenommen. f 

Referent Graf v. Igenplig (lieſt vor): „F. 38. Die Juden find zur 
Führung feft beſtimmter und erblicher Familien-Namen verpflichtet. Sie ha⸗ 
den ſich bei Führung ihrer Handelsbücher entweder der Deutſchen oder der 
ſonſtigen, unter der Bevölkerung ihres Wohnorts üblichen Landesſprache und 
Deuſcher oder Lateinischer Schriftzüge zu bedienen. Handlungsbücher, in 
welchen gegen dieſe Vorschrift verſtoßen iſt, haben für den Juden keine Be⸗ 
weiskraft. Bei Abfaſſung von Verträgen und rechtlichen Willens⸗Erklärun⸗ 
gen, wie bei allen vorkommenden ſchriftlichen Verhandlungen, iſt ihnen nur 
der Gebrauch der Deutſchen oder einer anderen lebenden Sprache und Deut⸗ 
ſcher oder Lateiniſcher Schriftzüge geſtattet. Im Uebertretungsfalle trifft ſte 
eine ſiskaliſche Geldſtrafe von 50 Rthlrn. oder ſechs wöchentliches Gefängniß.“ 
Der F. 38. wird unbedingt zur Annahme empfohlen. Eben ſo der §. 39., 
welcher lautet: „F. 39. Was die Verpflichtung zur Ablegung eidlicher Zeug⸗ 
niſſe und die dieſen Zeugniſſen beizulegende Glaubwürdigkeit betrifft, fo fin⸗ 
det ſowohl in Civil- als Kriminal⸗Sachen zwiſchen den Juden und Unſeren 
übrigen Unterthanen kein Unterſchied ſtatt.“ 

Marſchall: Wenn keine Bemerkung erfolgt, ſo i 0 
Abtheilung angenommen. Es wird nothwendig 8 bi a 5 
morgenden Sitzung auszuſetzen. Ich habe der Verſammlung noch eine Kö⸗ 
nigliche Botſchaft bekannt zu machen, welche mir im Laufe der heutigen Siz⸗ 
zung 8 ir en bee dannen: (Bei dem Verleſen dieſer 

otſchaft, welche die Ve es La immt⸗ 
BEER rad von en Plagen.) ndtags betrifft, erheben ſich ſämmt 

„Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. entbieten Unſeren zum Erſten Vereinigten Landtage verſam⸗ 
melten getreuen Ständen Unſeren gnädigen Gruß. 

Da ſchon jetzt mit Sicherheit vorauszuſehen iſt, 
der drei Stände in Bezug auf Unſer Patent und die 
Februar d. J. beſchloſſenen, gegenwärtig der Herren-Kurit zur Berathung 
vorliegenden Anträge bis zum 19ten d. M. ihre Erledigung nicht finden wer⸗ 
den, ſo wollen Wir für dieſe Verhandlungen des Erſten Vereinigten Land⸗ 
tages hierdurch noch auf ſo lange Friſt ertheilen, bis die Berathungen Unſe⸗ 
rer getreuen Stände über jene Anträge beendigt und die Befehle, zu denen 
Wir Uns durch das Reſultat dieſer Verathungen bewogen finden möchten 
von Unſeren getreuen Ständen erledigt fein werden. Wir haben Unferen 


daß die von der Kurie 
Verordnungen vom 3. 


Landtags⸗Kommiſſarius beauftragt, Uns anzuzeigen, an welchem Tage hier⸗ 


nach die Schließung des Erſten Vereinigten Landtags wird 

Uebrigens bleiben Wir Unſeren getreuen Ständen in 
Gegeben Sansſouci, den 16. Juni 1847. 

ez.) Friedrich Wilhelm. 


] 1 (9 
An die zum Vereinigten Landtage verſammelten Stände.“ 


erfolgen können. 
Gnaden gewogen. 
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Auf die Verhandlungen der Abtheilung, welcher die Mittheilung der an⸗ 
deren ae at l Alge auf Abänderung. e er vom 3. Fe⸗ 
bruar überwieſen worden iſt, hat es Bezug, wenn ich bemerke, daß die Siz⸗ 
zung morgen um 11 Uhr flattfinden wird, damit die Abtheilung wahrſchein⸗ 
lich die letzte Sitzung über den Gegenſtand vorher zu halten im Stande ſei. 
Alſo die nächſte Sitzung iſt Ban Vormittag 11 Uhr, und ſie wird ſich, 
außer der Bekathung über den heute abgebrochenen Gegenſtand, der fortge⸗ 
ſetzt und zu Ende Ne werden wird, mit der Berathung derjenigen Be⸗ 
richt⸗Erſtattungen zu beſchäftigen haben, welche die Mitglieder der Verſamm⸗ 
lung ſchon gedruckt erhalten haben. Es find dies unter Anderem: Bericht 
über die Interpretation der Sonderung in Theile, Bericht über die Abände⸗ 
rung der gesetzlichen Beſtimmung über die Wahlſähigkeit von Mitglitdern 
aus Landgemeinden zu Kreistagen, über die Ertheilung ſtändiſcher Rechte an 
Alle, welche ſich zur chriſtlichen Religion bekennen, über die Oeffentlichkeit 
der Sitzungen der Stadtverordneten u. ſ. w., über die Aufhebung der Be- 
zahlung von Gebühren für Aufenthaltskarten, über Ausdehnung des neuen 
Sttaf⸗Verfahrens auf alle Theile der Monarchie, in welchen die allgemeine 
Kriminal⸗Ordnung gilt. Ich habe zu bemerken, daß blos der letzte Bericht noch 
nicht zur Vertheilung gekommen, die übrigen ſind ſämmtlich vertheilt und 
werden Gegenſtand der nächſten Berathung fein. 

(Schluß der Sitzung nach 44 Uhr.) 


Sitzung der Kurie der drei Stände am 18. Juni. 
Die Sitzung beginnt um 10 Uhr, unter Vorſitz des Landtags⸗Marſchall 


von Rochow, mit Vorleſung des Protokolls über die geſtrige Sitzung, welches 
nach einigen kleinen Bemerkungen über die Wortfaſſung von dem Marſchall, 
da man ſich gegenſeitig über die erhobenen Zweifel verſtändigt hat und nichts 
weiter bemerkt wird, für genehmigt erklärt wird. 

Marſchall: Es find bei mir verſchiedene Anträge eingegangen auf Be- 
vorzugungen von Gutachten bei der Tagesordnung. Zuerſt iſt das Gutachten 
über verſchiedene Gnadengeſuche vielfach unterſtützt worden. Da es ſchon auf 
der Tagesordnung ſteht, ſo wird wohl kein Bedenken ſein, es darauf zu laſſen 
und zuerſt mit vorzubringen. Ein Gutachten ferner, welches auch vielfache 
Unterſtützung gefunden hat, iſt dasjenige über die Errichtung eines Kredit⸗ 
Inſtituts für Ackerbeſitzer; dieſes iſt jedoch noch nicht aus der Druckerei zu⸗ 
rück; ſobald es von dorther an mich kommt, wozu ich eine Aufforderung er⸗ 
laſſen habe, wird wohl nichts dagegen zu erinnern ſein, daß ich auch dieſes 
vorzugsweiſe zum Vortrage bringe. Außerdem iſt noch die Bevorzugung des 
Antrages auf Preßfreiheit mehrfach unterſtützt worden. Bei anderen Gut⸗ 
achten find nut einzelne Wünſche geäußert worden; ich werde daher erwarten, 
ob dieſe noch von mehreren Seiten unterſtützt werden. Dieſe drei erwähnten 
Gutachten werden, wenn die hohe Verſammlung nichts dagegen hat, den Vor⸗ 
zug in der Tagesordnung erhalten. Noch eine kleine Bemerkung habe ich zu 
machen in Beziehung auf den ſtenographiſchen Bericht, der in der geſtrigen 
Zeitung ſtand. Als nämlich der Herr Abgeordnete Schumann anfing, eine 
Rede zu perleſen, und man ihn daran zu verhindern verſuchte, bemerkte ich, 
daß Se. he der Hola unterthänigſt gebeten worden ſei, zu geſtatten, 
daß künftig diejenigen Mitglieder, welche der deutſchen Sprache nicht mächtig 
feien, ihre Reden vorlefen dürften, und daß die hohe Verſammlung wohl 
nichts dagegen einzuwenden haben werde, dieſe Beſtimmung ſchon vorläufig 
in Ausführung zu bringen. Es ſteht aber in der Zeitung ſtatt deſſen: Die 
Hohe Verſammlung würde wohl einſtimmig dafür fein. Eine ſolche Vor⸗ 
ausſetzung würde von meiner Seite anmaßend geweſen ſein. Ich habe fie 
ai ausgeſprochen. Wir können nun in der geſtrigen abgebrochenen Bera⸗ 
thung fortfahren, und in Beziehung auf den geſtern zuletzt gefaßten Beſchluß 
hat der Abgeordnete Hanſemann das Wort. 8 

Abg. Hanfemann: Meine Herren! Der Antrag der Abtheilung, den 
Juden alle ſtändiſchen Rechte gleich den Chriſten beizulegen, hat nicht die 
uſtimmung der Majorität erhalten. Das Wenigſte nun, was ihnen von 
Fange Rechten bewilligt werden möge, ſcheint mir zu ſein, daß ſie das 
Recht, an den Wahlen, ſo wie an den Kreistagen, Theil zu nehmen, erlan⸗ 
gen. Dieſet Vorſchlag wird, ich hoffe es, den Anſichten aller derjenigen ver⸗ 
ehtlichen Mitglieder entſprechen, die ihren Hauptgrund gegen die Zuſtimmung 
zu dem Antrage der Abtheilung darin gefunden haben, daß es noch nicht an 
der Zeit ſei, die Juden in dieſe Verſammlung zu bringen. Mein Antrag 
geht alſo dahin, daß, mit Ausnahme der Wählbarkeit zu den Stellen als 
Provinzial⸗Landtags⸗Abgeordnete, den Juden die übrigen ſiändiſchen Rechte 
gleich den Chriſten bewilligt werden mögen. Bei dieſer Frage verſteht es ſich 
von ſelbſt, daß, ſo wie bei der früheren, auch die Frage über die Patronats⸗ 
rechte vorbehalten bleibe, weil nach dem Gutachten darüber noch beſonders zu 
berathen iſt. 
ga: Das ift ein neues Amendement, und ich muß fragen, ob 
es Unterſtützung findet? (Viele Stimmen: Darüber iſt bereits abgeſtimmt.) 

Abg. v. Byla: Nachdem geſtern bereits ganz allgemein darüber, ob den 
Juden 10 Rechte bewilligt werden ſollen, abgeſtimmt worden, dieſe Rechte 
auch in den Motiven des Gutachtens genau bezeichnet find, glaube ich, daß 
heute ein ſolches Amendement, welches den Juden wiederum einen Theil dieſer 
Rechte zuwenden will, nicht mehr zuläſſig iſt. Es würde dadurch unſer ge⸗ 
ſtriger Beſchlal kpeitweife umgeſtoßen werden. Ich erkläre mich alſo dagegen. 

Abg. Hanſemann: Das Amendement hat die Unterstützung gefunden, 
wegen welcher der Derr Marſchall die Verſammlung befragt hat, und es ſteht 
deshalb eegleitentsmäßig ur Verhandlung; ich bin alſo in meinem vollen Rechte. 

Marſchall: Meine Meinung geht dahin, daß durch dit Beantwortung 
der geſtrigen Frage ſelbſt das Amendement nicht ausgeſchloſſen ſei, weil es 
tin Minus deſſen iſt, was in der Frage lag. 

Abg. Dittrich: Ich halte das Amendement für zuläſſig. Es iſt geſtern 
nicht gefragt worden: ſollen den Juden keine ſtändiſchen Rechte gewährt wer⸗ 
den? ſondern nur: ſollen ihnen a! lle ertheilt werden? Sodann würden auch 
diejenigen, welche Juden in der Stadtvererdneten Verſammlung wählen, hier 
nicht vertreten ſein, meh aut ih Hi Recht Hätten an den Wahlen der 

ändtags⸗ Abgeordneten Theil zu nehmen. E . 
Landta 5 Kartei 05 11 f dem geſtellten Amendement des geehrten Ab⸗ 
5 der Stadt Aachen ebenfalls beitreten, d. N 115 ge aber 
nicht 8 er Begründung. Der verehrte Herr Redner 4 Aachen hat es 

als fl 8 Recht in Anfpruch genommen, bei den Wahlen innerhalb der 


Stadtverordneten⸗Verſammlung theilnehmen zu dürfen. Dies iſt, fo viel i 
davon verſtehe — und ich habe ſchon lange die Ehre, F e — 
ſein — ein Recht der Stadtverordneten⸗Verſammlung, und als ein Recht der 
Stadtverordneten-Verſammlung nehme ich es auch für den Juden in An⸗ 
ſpruch, ſobald er Stadtverordneter ift. N 

Referent Sperling: Ich mut dies berichtigen. Die Juden ſind nicht 
berechtigt, in den Stadtverordneten-Verſammlungen an den Wahlen der Land⸗ 
tags-Abgeordneten Theil zu nehmen. Vor Kurzem hat noch darüber zwiſchen 
der Königlichen Behörde und dem Magifirate zu Königsberg eine Verhand⸗ 
lung ſtattgeſunden, und dies gereicht ſelbſt den Bürgern chriſtlicher Konfeſſton, 
welche die Juden für die Stadtverordneten⸗Verſammlung wählen, zum Nach⸗ 
theile, indem ſie bei der Wahl der Landtags⸗Abgeordneten unvertreten bleiben. 

Abg. Naumann: Ich habe nur zu bemerken, daß, wie ſchon der Herr 
Referent bemerkte, das aktive Wahlrecht in den Stadtwerordneten⸗Verſamm⸗ 
lungen für die Juden allerdings nicht exiſtirt, und daß gerade für die Stadt, 
von der ich hierher geſendet worden bin, erſt in neueſter Zeit eine dies beſtä⸗ 
tigende Allerhöchſte Entſcheidung ergangen ifi, die auch in den Gefegen ihre 
Begründung findet, weil dort geſagt iſt, daß in Beziehung auf ſtändiſche 
Rechte das Wahlrecht, ſowohl das aktive, als das paſſive, an das chriſtliche 
Glaubensbekenntniß gebunden ſein ſoll. Daher würde es, meines Erachtens, 
wohl darauf ankommen, das Amendement des Abgeordneten von Aachen zu 
unterſtützen. Ich glaube nicht, daß es im Widerſpruch ſteht mit dem geſtrigen 
Beſchluß. Denn ich ſtimme dem geehrten Abgeordneten aus der Provinz Sachſen 
ganz bei, daß man nach der Intention der Berathung den Beſchluß von ge- 
ſtern beurtheilen müſſe. Die Intention des geſtrigen Beſchluſſes ging dahin, 
daß man die Juden ausſchließen wolle von dem Rechte, in den ſtändiſchen 
Verſammlungen Sitz und Stimme zu haben; es iſt aber dabei die Frage 
nicht zur Erörterung gezogen worden, ob ein Jude das Wahlrecht mit aus⸗ 
üben könne. Ich erkläre mich für den Antrag des verehrten Abgeordneten 
aus der Stadt Aachen. / 

Abg. v. Beckerath: Ich erkläre mich für das dahin gerichtete Amende⸗ 
ment, daß den Juden das aktive Wahlrecht zu ſtändiſchen Verſammlungen 
zuerkannt werden möge. 

Abg. v. Manteuffel II.: Meine Herren! Ich appellire zunächſt an 

Ihre Gerechtigkeit; ich glaube, daß ich hierzu um ſo mehr ein Recht habe, 
als ich im Laufe dieſes Landtags faſt immer in der Minorität geweſen bin. 
Ich habe aber, ſobald ein Beſchluß gefaßt war, dieſen Beſchluß anerkannt 
und habe demgemäß konſequenterweiſe im Einklange mit dieſem Beſchluſſe 
meine ferneren Vota abgegeben und der Berathung beigewohnt. Ich muß 
geſtehen, daß von der Verſammlung gewiß die Wenigſten geſtern nur eine 
Ahnung von dem Amendement hatten, was uns heute als eine überraſchende 
Gabe am frühen Morgen dargebracht wird. (Gelächter.) Ich habe, als ich 
geſtern meine Stimme abgab, geglaubt, damit ſei dieſe Frage beendigt; und 
ſo wenig wie ich, wenn ich gegen die Anſicht der Majorität geſtimmt hatte, 
a 2 1 e 0 bin, ſo wenig glaube ich, ſollte 
ies von der anderen Seite geſchehen. Was indeß die i E 
wi n ie meins werner tee wee ale en daß 
wir auf ein Amendement eingehen, welches blos die Juden in Bezug auf 
die Stadtverordneten-Verſammlungen betrifft. Ich möchte mir die Frage 
erlauben, ob vielleicht ſpäterhin noch andere dergleichen Amendements einge⸗ 
bracht werden dürften. Es würde dies wenigſtens die Debatte abkürzen, 
indem man dann in Summa über alle Amendements ſprechen könnte. 

Abg. Graf v. Helldorff: Ich muß mich der Argumentation wider⸗ 
ſetzen, welche jetzt aus einzelnen Beſtimmungen der Städte⸗Ordnung verſucht 
wird, um daraus folgerechtlich ein aktives Wahlrecht für die Nicht⸗Chriſten, 
alſo für die Juden, deduziren zu wollen. Ich kann alſo nur die Bitte an. 
die Verſammlung richten, daß ſie das geſtrige Votum der Majorität, nämlich: 
Die Ausſchließung der Juden von allen politiſchen Rechten, durchgängig feſthalte. 

Abg. Prüfer: Ich habe andeuten wollen, daß die Regierung ihrerſeits 
von dem Prinzipe, die jüdiſchen Stadtverordneten von ſolchem Wahlrechte 
auszuſchließen, abgegangen iſt, weshalb wir uns um Dinge flreiten, die gar 
nicht vorhanden find. (Bravo!) (Ruf nach Abſtimmung.) 

Marſchall: Wenn die Verſammlung die Abſtimmung verlan fte 
werde ich nicht dagegen ſein. (Ruf nach Abſtimmung. Viele Mig eder 
erbitten das Wort.) Diejenigen, die wünſchen, daß die Diskuſſton über 
dieſen Gegenſtand geſchloſſen werde, bitte ich, aufzuſtehen. (Majorität.) 
„Soll den Juden das aktive ſtändiſche Wahlrecht beigelegt werden?“ (Da 
das Reſultat nicht erſichtlich, wird die Zählung vorgenommen. Das Er⸗ 
gebniß der Abſtimmung wird von dem Marſchall dahin bekannt gemacht, daß 
die gestellte Frage mit 249 gegen 191 Stimmen verneint worden fei.) f 

Referent Sperling: Was die Patrimonial- Gerichtsbarkeit anbelangt, 
ſo fand kein einziges Mitglied der Verſammlung einen Grund vor, weshalb 
in dieſer Beziehung ein Rückſchritt gegen die bisherige Obſervanz ftattfinden 
und dem Juden als Inhaber der Patrimonial-Berichtsbarkeit das Recht ge⸗ 
nommen werden ſollte, ſich ſeinen Gerichts⸗Verwalter (Juſtitiar) zu wählen. 
Dieſe Wahl kann nur auf einen Mann fallen, welchem der Staat die rich⸗ 
terliche Qualification beigelegt hat, und ihn in dieſer Wahl beſchränken, 
würde beinahe fo viel heißen, einem oder dem anderen Richter, be chen 
Jurisdictionair gegenüber, weniger vertrauen. Daher ſtimmte die Abtheilung 
einmüthig dahin: daß dem Juden als Inhaber der Gerichtsbarkeit die Wahl 
feines Gerichtshalters nach wie vor zuſtehend bleibe. Einzelne Mitglieder 
gingen aber noch weiter. Sie glaubten in Betracht ziehen zu müſſen, da 
die Jurisdiction ein Pertinenz des Gutes und den Juden durch den 5 11 
des Edikts vom 11. März 1812 der Erwerb von Grundſtücken jeder Art 
und ohne alle Einſchränkung freigegeben iſt, es alſo eine Verletzung der durch 
das Edikt ihnen eingeräumten Rechte in Beziehung auf den Erwerb von 
e e OUT.vje SRälle 
diction irgend einer Veſchränkung unterworfen werden ſollten. Sie nahmen 
auf die obige Ausführung Bezug, wonach, ihrer Anſicht gemäß, das Amt 
eines Richters kein ſolches iſt, von welchem der Jude ſeiner Religion wegen 
ausgeſchloſſen werden darf, machten insbeſondere in Betreff der Polizei⸗Ver⸗ 
waltung darauf aufmerkſam, daß der Jude ſchon als Dienſtherr über feine 
chriſtlichen Dienſtleute Disziplinar⸗ Ae dee eine Polizeigewalt habe, 
und ſentitten mit fünf Stimmen dahin: daß dem Juden als Inhaber einer 

GGortſetzung in der zweiten Beilage.) ee 
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(JFortſetzung aus der erſten Beilage) f 

Gerichtsbarkeit unter denſelben Umſtänden, wie dem Chriſten geſtattet werde, 
die Gerichtsbarkeit überhaupt und die Polizei- Gerichtsbarkeit insbeſondere 
perſönlich zu verwalten. Die anderen acht Mitglieder glaubten dagegen zwar 
dem Geſetz⸗Entwurſe, welcher der Staats-Behörde das Recht vorbehält, den 
Gerichtshalter und den Verwalter der Polizei» Gerichtsbarkeit zu ernennen, 
ſich nicht anſchließen zu können, jedoch andererſeits ebenfalls auf ihre oben 
gemachte Ausführung zurückkommen zu müſſen, wonach Juden zur Verwal- 
tung eines Richter⸗Amtes überhaupt nicht für geeignet zu halten find, und 
ſtimmten für eine Abänderung des Geſetz-Entwurfs dahin: daß dem jüdiſchen 
Gutsbeſtzer als Inhaber der Gerichtsbarkeit nicht zu geftatten ſei, die letztere 
unter Umſtänden, welche es bei Bekennern chriſtlicher Konfeſſion zuläſſig 
machen, ſelbſt zu verwalten, ihm jedoch es unbenommen bleibe, den Gerichts⸗ 
halter und den Verwalter der Polizei⸗ Gerichtsbarkeit unter Vorbehalt der 
Beſtätigung durch die betreffende Aufſichts⸗Behörde zu ernennen. Zur Ver⸗ 
theidigung des zweiten Antrages bemerke ich, daß das Geſetz die Beſtimmung 
enthält, daß ein Gerichtsherr der chriſtlichen Konfeſſion ſelbſt die Gerichts⸗ 
barkeit ausüben kann, wenn er zu einem Richteramte qualiſizirt und ver⸗ 
pflichtet iſt. Es kommt alſo darauf an, ob das auch den Juden zu geſtatten 
ſei? In Beziehung auf die Staats-Aemter iſt bereits die Qualification des 
Juden zu einem Richter⸗Amte ausgeſprochen. 8 

Abg. v. Wedell: In dem ehemals weſtphäliſchen Landestheile der Pros 
vinz Sachſen, dem ich angehöre, haben zwar die Gutsherren die Polizeige⸗ 
richts⸗Verwaltung, aber nicht die Ausübung der Polizeigerichtsbarkeit; dieſe 
haben wir müſſen den Juſtitiaren übertragen. Wenn dies nun den Chriſten 
aufgelegt iſt durch ein neues Gefeg, fo kann ich unmöglich glauben, daß den 
jüdiſchen Nittergutsbeſitzern die Ausübung der Polizeigerichtsbarkeit übertragen 
werden kann. f 

Referent Sperling: Darauf erlaube ich mir zu bemerken, daß der 
Antrag nur dabın geht, die Verwaltung der Gerichtsbarkeit den Juden unter 
denſelben Umſtänden, wie den Chriſten zu übertragen, das erhobene Bedenken 
alſo nicht ſtattfinden kann. 6 

Abg. Brufi: Ich glaube, daß es Unrecht wäre, wenn man den Juden 
dieſe Rechte entzöge und fie dann noch die darauf ruhenden Laſten tragen 
laſſen wollte. Fallen die Rechte weg, ſo können ſie auch keine weiteren Laſten 
tragen, als die, wozu fie gleich allen übrigen Unterthanen verbunden find. 

Abg. Dittrich: Mir ſcheint die Bejahung der Frage in der Konſeguenz 
zu liegen. Nachdem der Antrag geſtellt worden iſt, die Juden als befähigt 
zu erachten für Staatsämter, ſo folgt die Bejahung dieſer Frage auch hieraus, 
und wenn die Prämiſſen nicht ſo ſtattfinden können, ſo glaube ich, liegt das 
in der Prüfung zum Staatsamte. Wenn aber die Prufung erfolgt iſt, ſo 
zweifle ich nicht, daß die Qualification dieſelbe fein muß, als bei anderen 
Beamten. 

Abg. v. Gottberg: Ich muß mich vollſtändig dahin erklären, daß den 
Juden nicht allein geſtattet werden möge, den Gerichtshalter zu wählen, 
ſondern daß ihnen auch die Befugniß eingeräumt werde, die Gerichtsbarkeit 
und Polizei- Gerichtsbarkeit perſönlich zu verwalten. Sobald der Jude die 
Rittergüter erworben hat, jo hat er auch das Recht der Gerichtsbarkeit. Ich 
ſehe nun nicht ein, warum er, wenn er das Hoheitsrecht hat, nicht auch das 
Recht haben folll, den Gerichtshalter zu ernennen. 

Abg. Krauſe: Wenn ich in dieſer Angelegenheit nochmals das Wort 
erhalten habe, ſo wollte ich bemerken, daß ich nicht einſehen kann, warum 
ein Jude, der Gutsherr wird, nicht ſeinen Gerichtshalter ernennen ſoll, da er 
damit nur eigentlich eine Pflicht ausübt und ſie erfüllen muß. Ich ſehe es 
als eine Pflicht an, den Gerichtshalter anzuſtellen und zu ſalariren; ich glaube, 
daß dieſes Salariren und die übrigen Umſtände dabei eher Laſten find, als 
beſondere Ertrags-Rechte, und der Antrag, der dem Vereinigten Landtage 
vorliegt, daß dieſe Pflichten aufgehoben werden mochten oder wenigſtens um⸗ 
gewandelt, giebt mir den Beweis, daß man ſich nicht ſo ſehr daran hält, 

olizei⸗Beamter zu fein. Wahrlich, ich glaube, es iſt kein großes Recht, 
ſondern eine weit größere Pflicht, und ich bin nicht der Meinung, daß Je 
mand ſich das Polizeiamt, namentlich auf dem Lande, als Erwerbsquelle 
aneignen wird. Wenn ich nun, was die Patronatspfliht anlangt. .. (Ruf: 
So weit find wir noch nicht!) Ich wollte mir ſchließlich eine Verichtigung 
erlauben, die ich geſtern unterlaſſen habe, weil die Debatte bereits ſo lange 
gedauert hatte, daß es beinahe 4 Uhr war. Von einem geehrten Mitgliede 
aus Sachſen bin ich angeblich nicht verfianden worden, und damit es mir 
von dem geehrten Mitgliede nicht falſch ausgelegt werde, ſo wollte ich es 
noch einmal wiederholen. (Ruf: Zur Tagesordnung!) Es iſt etwas Per⸗ 
ſönliches, und ich glaube, daß ich dies zu berichtigen das Recht habe. Der 
geehrte Redner ſagte, er hätte alle die Vorurtheile, die ihn anklebten, bereits 
mit der Muttermilch eingeſogen. Und ich habe hierauf geſagt, fo ginge es 
den Juden ebenfalls, auch ſie hätten dieſe Vorurtheile mit der Muttermilch 
eingefogen, und darum hielten fie daran ſeſt und würden die Chriſten fo 
lange zu bevortheilen ſuchen, bis ſelbige den größten Theil ihres Vermögens 
an ſich geriſſen haben, um ſich dadurch nicht Achtung, ſondern Furcht zu 

ingen. Ich bitte zu bedenken, daß 16 Millionen Menſchen von 200,000 
Juden ausgebeutelt werden; denn ſchon der Judenjunge, wenn er mit dem 
chriſtlichen auf der Schule iſt, macht ihm Geld⸗Vorſchüſſe, weil er, da er 
verachtet wird ſich dafür in Furcht ſetzt. Es kann nur die Abſicht eines 
jeden 2 ſein, daß, wer gleiche Pflichten hat, auch gleiche Rechte 
haben muß. N 

Abg. v. Bismark: Der geehrte Redner iſt zum drittenmale auf dem 
etwas müde gerittenen Pferde auf mich eingeſprengt, welches vorn Mittel⸗ 
alter und hinten Muttermuch heißt. Geſtern hatte ich ihn nicht verſtanden, 
heute aber habe ich mich überzeugt, daß er mich vorgeſtern nicht verſtanden 
bat. Ich erkläre ihm daher, Mit Bezug auf das Mittelalter, daß ich mich 
bisweilen der Figur der Ironie bediene; es iſt dies eine Redefigur, mit der 
man nicht immer das ſagen will, was die Worte buchſtäblich bedeuten, ſmit⸗ 
unter ſogar das Gegentheil. Was nun den Ausdruck Muttermilch betrifft, 
ſo räume ich gern ein, daß ich im Feuer der Rede nicht immer die Eleganz 
des Ausdrucks erreiche, welche die Rede des Abgeordneten der ſchleſiſchen 
Landgemeinden charakteriſirt. i 

Abg. Krauſe: Meine Herren! Es ſcheint mir ſehr bedenklich, wenn 


Männer in dieſer Verſammlung ſagen, meine Worte haben einen anderen 
Sinn, als wie ich ſie geſprochen. Dies ſcheint mir ein Charakter, den ich 
nicht begreifen kann. Ich bin ein Landmann, der ſeine praktiſche Anſicht 
ee und nicht mit Redensarten kommt, welche andere Leute nicht ver⸗ 
ehen. 

Abg. Aldenhoven: Wir haben von einem verehrten Mitgliede der 
Ritterſchaft in der Niederlauſitz gehört, daß die Juden die Störung des 
öffentlichen Gottesdienſtes als Gerichtsherren oder als Ober⸗Aufſeher der Po⸗ 
lizei zu ſtrafen ſich veranlaßt ſinden möchten. Meine Herren] Ich gebe 
Ihnen zu bedenken, wenn ein cvangeliſcher Gutsbeſitzer die Störung der 
Frohnleichnams⸗Prozeſſion der Katholiken zu beſtrafen hätte, würde er ſich 
nicht in demſelben Verhältniß befinden, wie der Jude? (Große Aufregung. 
Viele Stimmen: Nein, Nein!) Mein Herren! Ich ſehe im Rechte des 
Patronats, im Rechte der Gerichtsbarkeit ein großes Hinderniß unſer ſozia⸗ 
len, unferer politiſchen Entwickelung. Weil aber dieſes Recht geſetzlich einmal 
beſteht, ſo trage ich darauf an, daß das Recht des Patronats und der Ge⸗ 
richtsbarktit auch den Juden zuerkannt werde. N 

Marſchall: Da ſich kein Redner mehr gemeldet hat, ſo ſchieße ich 
die Debatte. In Folge derſelben werden 1 Fragen zu ſtellen fein: Die erſte 
wird dahin gehen, ob den Juden zugeſtanden werden ſoll, die Kriminal- und 
Civil⸗Gerichtsbarkeit untet denſelben Umſtänden, wie ſie den Chriſten zuſteht, 
in perſon auszuüben? Die zweite: Ob fie die Polizei-Gerichtsbarkeit in 
Perſon ausüben dürfen? Die dritte: Ob fie die Gerichtshaltet ſelbſt wählen 
dürfen? und die vierte: Ob fie die Polizei-Verwalter ſelbſt wählen dürfen? 
(Es iſt überhaupt nur die Rede don den Rittergutsbefigern.) Die erſte 
Frage heißt alſo: „Soll den Juden zugeſtanden werden, die Kriminal- und 
Civil⸗Gerichtsbarkeit unter denſelben Umſtänden, wie dies den Chriſten zuge⸗ 
ſtanden iſt, auszuüben? Diejenigen, welche die Frage bejahen, bitte ich, auf⸗ 
zuſtehen (Da das Reſultat nicht erſichtlich iſt, ſo erſucht der Marſchall die 
Ordner, zu zählen.) Das Ergebuiß der Abſtimmung iſt folgendes: Die 
Frage iſt mit 231 Stimmen gegen 159 Stimmen verneint. Darf ich bitten 
daß die Herren wieder die Plätze einnehmen? Die zweite Frage lautet: 
„Soll den Juden geſtattet ſein, die Polizei-Gerichtsbarkeit und Polizei⸗Ver⸗ 
waltung in Perſon auszuüben?“ Diejenigen, welche dafür ſtimmen, bitte ich 
aufzuſtehen. (Es erhebt ſich keine Majorität dafür.) Die dritte Frage lautet: 
Diejenigen, welche die 


Marſchall: Verlangt Niemand das Wort? (Es erhebt ſich Niemand. 
Da Niemand das Wort verlangt, ſſo ſtelle ich die Frage, ob Val Antrag >) 


die ihn anehmen wollen, 


5 N 5 die Abtheilung auf der 
\ aß die Verwaltung d 
als mit dem Religionsverbande innig zuſammenhängend, a Ph kr pr 
befagt, dem Juden nicht überlaſſen werden können, vielmehr während ſeiner 
Beſitzeit von der betreffenden Staats- und kirchlichen Behörde auszuüben 
| | Jatronat reſultirende 
die Berufung des Pfarrers und die Aufficht über das ungen ren 
land eine Verſchiedenheit der Anſichten ſtatt. Was nämlich die Wahl des 
Pfarrers anbetrifft, wenn eine ſolcht während der Beſttzzeit des Juden ſtatt⸗ 
ſinden ſollte, jo wünſchten 11 Mitglieder gegen 2, „daß ſolche da, wo fie 
dem Patron zuſteht, der Kirchen-Gemeinde überlaſſen werde, weil die letztere dabei 
unſtreitig das nächſte Intereſſe habe; und die Aufſicht über das Kirchen⸗Vermögen 
anlangend, ſo ſchienen hier einzelnen Mitgliedern dieſelben Rückſichten obzu⸗ 
walten, welche oben in Betreff der Aufſicht über die Kommunal⸗Verwaltung 
ſich geltend gemacht hatten, daher ſie in der Zahl von 6 gegen 7 dahin 
ftimmten, daß ſolche dem Juden als Patron nicht zu entziehen ſel.“ 
Marſchall. Die Frage wird die ſein, ob der Antrag, welchen die 
Majorität der Abtheilung mit 11 Stimmen gegen 2 geſtellt hat, angenom⸗ 
men werden ſoll? Diejenigen. Mitglieder, welche die Frage bejahen 
belieben aufzuſtehen. (Dies geſchieht, die Ordner übernehmen die Zäh⸗ 
lung, und das Ergebniß der Abſtimmung if, daß die Frage mit 238 
gegen 146 bejaht wird.) Ein weiterer Antrag if in der Abtheilung dahin 
gemacht worden, daß den Juden die Aufſicht über das Kirchenvermögen zu⸗ 
ſtehen ſoll, er iſt aber in der Minorität geblieben und hat auch hier noch keine 
Unterflügung gefunden. Bevor ich ihn zur Abſtimmung bringen kann frage 
ich ob er unterſtützt wird? (Wird nicht unterſtützt. £ 
at 9 scat zwei „eranlaßte keine Erinnerung, 
ar Findet ier dagegen etwa in i ; 
3 5 ae ſich h f geg s zu erinnern? (Rein!) 
Referent (lieſt vor): „F. 37. Die für den Gewerbebetrieb i ' 
herziehen in Betreff der uländifgen Juden beſtehenden Beſchränkunten 
werden aufgehoben. Auch der Betrieb der in den SS. 51. 52. 54 und 55 
der Gewerbe Ordnung vom 17. Januar 1845 genannten Gewerbe wird den 
Juden fortan freigegeben; jedoch finden auch hier die Vorſchriften des F. 35 
Anwendung, wenn mit dem Gewerbebetriebe ein Staats⸗ oder Kommunal⸗ 
Amt verbunden if.” — Die Abtheilung fühlt ſich zu dem einſtimmigrn 
Wunſche veranlaßt, daß der in Rede ſtehende Paragraph folgende Faſſung 
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erhielte: „In Betreff des Gewerbebetriebes unterliegen die Juden keinen ans 
deren Beſchränkungen, als die Chriſten.“ 5 

Marſchall: Verlangt Jemand das Wort darüber? (Nein.) Da es 
nicht geſchieht, frage ich, ob der Antrag der Abtheilung angenommen werden 
fol? Die für die Annahme find, bitte ich aufzustehen. (Wird von der 
Majorität der Verſammlung angenommen.) a e 
Referent (lieſt vor): „F. 38. Die Juden find zur Führung ſeſtbe⸗ 
ſlimmter und erblicher Familien⸗Namen verpflichtet. Sie haben ſich bei Füh⸗ 
rung ihrer Handelsbücher entweder der deutſchen oder der ſonſtigen, unter 
der Bevölkerung ihres Wohnorts üblichen Landesſprache und deutſcher oder 
lateiniſcher Schriftzüge zu bedienen. Handlungsbücher, in welchen gegen dieſe 
Vorſchrift verſtoßen iſt, haben für den Juden keine Beweiskraft. Bei Ab⸗ 
faſſung von Verträgen und rechtlichen Willens⸗Erklärungen, wie bei allen 
vorkommenden ſchriftlichen Verhandlungen, iſt ihnen nur der Gebrauch der 
deutſchen oder einer anderen lebenden Sprache und deutſcher oder lateiniſcher 
Schriftzüge geſtattet. Im Uebertretungsfalle trifft ſie eine ſiskaliſche Geld⸗ 
ſtrafe von 50 Rthlen. oder ſechswöchentliches Gefängniß.“ — F. 38. des Gut⸗ 
achtens. „Hier war nur auf die Verſchiedenheit aufmerkſam zu machen, wel⸗ 
che zwifchen dieſem Paragraphen und dem F. 40. in Betreff der uu subsi- 
dium eintretenden Geldſtrafe ſtattfindet. Da in den Geſetzen allgemein eine 
Geldſtrafe von 50 Rihlr. einer Gefängnißſtrafe von ſechs Wochen gleicherach⸗ 
tet wird, fo dürfte dieſer Grundſatz auch hier beizubehalten ſein“ 


Marſchall: Wenn Niemand das Wort verlangt, ſo frage ich, ob der 
Antrag angenommen werden ſoll? (Es erhebt ſich die Majorität.) Der Anz 
trag 10 angenommen. 


Referent (lieſt vor): „F. 30. Was die Verpflichtung zur Ablegung 
eidlicher Zeugniſſe und die dieſen Zeugniſſen beizulegende Glaubwürdigkeit be⸗ 
trifft „ fo findet ſowohl in Civil- als Kriminal⸗Sachen zwiſchen den Juden 
und Unſeren übrigen Unterthanen kein Unterſchied ſtatt.“ 

Marſchall: Wenn nichts dagegen erinnert wird, ſo iſt dieſer Para⸗ 
graph als angenommen zu erachten. 

Referent (lieſt vor): „F. 40. So lange ein anderes nicht verordnet 
wird, vertritt unter Juden die Zuſammenkunft unter dem Trauhimmel und 
das feierliche Anſtecken des Ringes die Stelle der Trauung; das Aufgebot er⸗ 
folgt durch Bekanntmachung in der Synagoge. Der die Trauung vollziehen⸗ 
de Jude iſt verpflichtet, zu prüfen, ob derſelben ein geſetzliches Oinderniß 
entgegenſteht und, inſoweit von ihm hierbei den beſtehenden Geſetzen zuwider⸗ 
g ace wird, verfällt derſelbe in 50 Rthlr. ſiskaliſche Geld- oder 6wo⸗ 

entliche Gefängnißſtrafe. Für den Fall, daß vorhandene Ehe-Hinderniſſe 
ihm vor der Trauung bekannt geweſen ſind, wird dieſe Strafe verdoppelt. 
In den zum Bezirk des Ober⸗Appellationsgerichts zu Köln gehörigen Landes⸗ 
theilen bewendet es bei denen über das Aufgebot und die Vollziehung der 
e geſetzlich vorgeſchriebenen Förmlichkeiten.“ — 8. 40. des Gutachtens. 
un es auch, die Sache von Seiten der Juden betrachtet, ganz angemeſſen 
* een möchte, denſelben in ‚Beziehung auf die Förmlichkeiten der Ehe 
volle Freiheit zu kaſſen, ſo intereſſirt doch audexerſeits der Staat in Betracht 
der civilrechtlichen Wirkungen der Ehe ſehr weſentlich dabei, daß die Formen 
von der Art find, daß, fie keinen Zweifel in Beziehung auf den Zeitpunkt ih⸗ 
rer Wirkſamkeit und ihre Gültigkeit überhaupt zulaſſen. Dies ſcheint die 
Regierung ſelbſt empfunden zu haben, indem ſie den in Rede ſtehenden Pa⸗ 
ragraphen mit den Worten einleitete: „So lange ein Anderes nicht verordnet 
wird.“ Die Abtheilung erachtete es daher für wünſchenswerth, daß der in 
dieſen Worten ausgedrückte Vorbehalt gleich im vorliegenden Geſetze erledigt 
würde, und ſtimmte dieſelbe einſtimmig dafür, daß auch für die Juden die 
Civil⸗Ehe eingeführt, insbeſondere die für die christlichen Diſſidenten erlaſſene 
Verordnung vom 30. März d. J. für geltend erklärt werde. Für den Fall, 
daß dies geſchähe, entſtand die Frage, ob nicht auch die Ehe zwiſchen Chri⸗ 
ſten und Juden freizugeben wäre? Darüber, daß ſolches zweckmäßig ſein 
möchte, waren ſämmtliche Abtheilungs- Mitglieder einig, indem ihnen die Ehe 
zwiſchen Juden und Chriſten als das geeignetste Mittel erſchien, eine Ver⸗ 
miſchüng derſelben herbeizuführen und die Stammes⸗Sonderung, welche 10 
oft Ab Gegenftand der Klage iſt, zu befeitigen. Ja es konnte die Zweck⸗ 
mägßigkeit dieſer 5 8 um ſo weniger einem Bedenken unterliegen, als 
ſich auch ſchon in der Denkſchrift S. 7. die Anſicht ausgeſprochen findet, daß 
in der bisherigen Unzuläſſigkeit der Ehe ein Grund der Abſonderung der 
Juden von den Chriſten zu finden ſei. Aber eben fo erſchlen der Abtheilung 
diefe; Ehe auch vom religiöſen Standpunkte aus unbedenklich zuläſſig. — 
Denn in der chriſtlichen Religion. ift kein Glaubensſatz enthalten, welcher die 
Ehe zwiſchen Chriſten und Bekennern einer anderen Religion verbietet. Schon 
das Allg. Landrecht beſagt ſolches, indem es im §. 36. Tit. 1. Th. II. dis⸗ 
ponirt: Ein Chriſt kann mit ſolchen Perſonen keine Heirath ſchließen, welche 
e Gründſätzen ihrer Religion ſich den chriſtlichen Ehegeſetzen zu unter⸗ 


werfen berhindert werden, es alſo lediglich darauf ankommen läßt, ob auf 
Seiken des anderen, nichtchriſtlichen Theils religiöfe Hinderniſſe der Ehe em⸗ 
gegenfiehen, und daß Letzteres bei der jüdiſchen Religion nicht der Fall iſt, 
ergiebt as S. 7. der Denkſchrift mitgetheilte Gutachten des von Napoleon 
berufenen Sanpedrins, welches dahin lautet: Das jüdiſche Geſetz verbiet⸗ 
unbedingt nur die Ehe der Juden mit den ſieben kananitiſchen Völkerſchaf⸗ 
ten, mit den A ern, Moabitern und Aegyptern. Dieſes Verbot ſei da⸗ 
her nur auf abgötliſche Völker anwendbar, und der Talmud erkläre aus⸗ 
drücklich, daß als ſolche die Chriſten nicht zu betrachten ſeien, weil fie den 
währen Gott anbeten. 15 vom kirchlichen Standpunkte aus ſtellen ſich einer 
ſolchen Miſchehe Hinderniſſe Aden, Denn ſo wie nach chriſtlichen Reli⸗ 
gions⸗Gebräuchen es nicht leig angänglich fein würde, daß ein Jude von 
einem Diener der chriſtlichen Kirche getraut werde, ſo würde andererſeits auch 
von den Schriftgelehrten der Juden in dieſer Beziehung der Miſchehe Be⸗ 
denken entgegengeſetzt werden, indem iu dieſer Beziehung obiges Gutachten 
des Sanhedrins ferner lautet: „Die Meinung der Rabbiner ſei indeſſen al⸗ 
lerdings dagegen, da zur Eingehung der va nach dem Talmud gewifle re⸗ 
Ügisſe Ceremonien erforderlich ſeien, welche Au die Glaubensgenoſſen ver⸗ 

den können. Die Heiralh ſei ſonach bürgerlich ae gulung, werde jedoch 
von den Rabbihtrn nicht anerkannt, und es werden die Ebeteute ſich ohne 
eint iche uns trennen dürfen.“ Aber wie ſchon in der chriſili⸗ 
chen Bedenken gegen die Ehe von 


re Perſonen verſchiedener Konfeſſio⸗ 
nen beſtehen und der Staat darüber hinweggeht, eben fo gut kann er Letzte⸗ 


uns zu beſchäftigen 


an 

res bei einer Che zwiſchen Chriften und Juden thun, indem er unbekümmert 
um ſolche kirchliche Hinderniſſe die Form der 29 1 deren Wirkungen ci⸗ 
vilrechtlich beſtimmt. Aus dieſen Gründen erklärte ſich die Abtheilung, mit 
12 Stimmen gegen 3, dafür: daß es dem Vereinigten Landtage gefallen möge, 
bei Sr. Majeſtät dem Könige die Zulaſſung der Civil⸗Ehe zwiſchen Ch 
fien und Juden zu befürworten. ar n 
Marſchall: Es liegen zwei Anträge vor, die von einander zu unter⸗ 
ſcheiden find: ob bei Ehen zwiſchen Juden und Jüdinnen die Civil⸗Ehe, und 
ob fie auch bei Verheirathungen zwiſchen Juden und Chriſten geſtattet feih 16. 

Regierungs⸗Kommiſſar Brüggemann: Ich hatte mir bei dem Herrn 
Marſchall die Bitte erlaubt, es möge über den erſten Theil des Gutachtens 
der Abtheilung zuvörderſt der Veſchluß einer hohen Verſammlung herbeige⸗ 
führt werden, nämlich über die formelle Gültigkeit der Ehe unter Juden left. 
Wenn daran die Frage geknüpft iſt, ob die Ehe zwiſchen Juden und Chri⸗ 
ſten zuläſſig ſei, ſo erlaube ich mir darüber im Allgemeinen olgendes zu 
bemerken. Der vorliegende Geſetz⸗-Entwurf beschäftigt ſich ausſchließzlich mit 
Regulirung jüdiſcher Juſtände und Verhältniſſe; er verläßt den Kreis der jü- 
diſchen Glaubensgenoſſen nach keiner Seite hin; er ſchafft jüdiſche C ra⸗ 
tionen, die es lediglich mit Angelegenheiten, die Juden betreffend, zu 
haben ſollen. Die Frage aber, ob die Ehe zwiſchen Juden und Chrifte 
zuläſſig ſei, betrifft nicht blos die Frage, was den Juden zuſtehen ſoll, ſon⸗ 
dern ſchließt auch die Frage in ſich, was den Chriſten geftattet fein fol. Ueber 
dieſen Punkt hat aber auch der vorliegende Geſetz-Entwurf ſich gar nicht 
ausſprechen wollen, noch können; er hat konſequent nur jüdiſche Verhältniſſe 
behandelt und aus dieſem Grunde die jetzt angeregte Frage ganz ausgeſchie⸗ 
den. Sie iſt auch nicht mit in die Diskuſſton und Berathung von Seiten 
des Gouvernements hineingezogen worden, und eben ſo wenig bin ich für 
eine ſolche Diskuſſion vorbereitet; ich würde daher kaum in der Lage fein, 
als Vertreter des Miniſteriuus der geiſtlichen Angelegenheiten in eine ſolche 
Diskuſſion einzugehen oder erforderlichen Falls Auskunft zu ertheilen. 3 
muß daher die Bitte an die hohe Verſammlung richten, zu erwägen, ob ie 
Frage, was den Chriſten geſtattet fein ſoll, Gegenſtand der Diskuſſton wer⸗ 
den könne, und ob nicht dieſer Gegenſtand in Form einer beſonderen Pert 
tion an des Königs Majeſtät gebracht werden müſſe. Die Frage über die 
Zuläſſigkeit der Ehe zwiſchen Juden und Chriſten gehört in Beziehung auf 
die Chriſten in das Eherecht, welches in dieſer Beſtimmung Beſtimmüngen 
für ſämmtliche Unterthanen der Monarchie zu geben hat und wo auch dicke 
„Frage weiterer Entſcheidung entgegengeführt werden wird. 

Referent Sperling: Hierauf erlaube ich mir, zu erwidern, daß der 
Gefeg-Entwnrf zunächſt nur die Beſtimmung hat, die Verhältniffe der Ju⸗ 
den zu reguliren, aber offenbar doch auch ſehr viele Beſtimmungen enthält, 
welche die Cbriſten ſehr nahe angehen. Ich mache nur auſmerkſam auf $. 
35., der von der Zulaſſung der Juden zu Aemtern ſpricht. Ich glaube, in 
derſelben Weiſe, ſollen die Rechte der Juden in Beziehung auf die Ehe er⸗ 
weitert werden. (Zeichen der Nichtübereinſtimmung.) een erinnert 
worden, A egen —— — im Stande fein würdt, 
ſich über die vorliegende Frage zu erklären. Ich glaube aber, daß diefer 
Umſtand uns nicht verhindern kann, uns über das, was wir für zweckmäßig 
halten, in Form einer Bitte auszuſprechen. Es bleibt ja dem Gouvernement 
immer noch vorbehalten, die Sache zu prüfen und zu erwägen, ob darauf 
einzugehen ſei oder nicht. 

Regierungs-Kommiſſar Brüggemann: Ich muß mir zu bemerken er⸗ 
lauben, daß in Betreff der Zulaſſung zu Aemtern nirgends die Frage vor⸗ 
liegt, zu welchen Aemtern Chriſten zugelaſſen werden ſollen, ſondern nur 
die Frage, zu welchen Aemtern Juden zugelaſſen werden ſollen, und das 
trifft eben den Unterſchied, den ich hervorzuheben mir erlaubt habe. Im 
übrigen will ich dem Beſchluſſe nicht vorgreifen, ſondern habe nur die An⸗ 
ſicht des Gouvernements über ſeine Stellung zu der Frage andeuten wollen. 

5 (Beifallsbezeigung.) 

Abg. Graf Renard: Was der geehrte Rath der Krone uns bier ge⸗ 
ſagt hat, bezieht ſich nach meiner Anſicht lediglich auf die Frage: ſoll ein 
Antrag auf die Zuläſſigkeit einer Civil⸗Ehe zwiſchen Juden und Chriſten die 
Form und die Abſtimmungsregel einer Petition oder eines Amendements zu 
einer Propoſition annehmen? Inſofern muß ich dem geehrten Rath det 
Krone vollkommen beipflichten, daß es eine Petition iſt, die wir hier bei 
Gelegenheit der Berathung über die Propoſition anknüpfen. Nehme ich an, 
daß auch der moſaiſche Glaube das Geſetz der Liebe und Gerechtigkeit aner⸗ 
kennt, fo ſehe ich nicht ein, warum nicht eine civilrechtliche Ehe zwiſchen Ju⸗ 
den und Chriſten ſtattſinden ſoll, als Sühnemittel nationalen Haſſes. 
glaube nicht, daß die Geſetzgebung von der unbedeutenden Majorität, die 
mitunter ſogar in eine Minorität überging, Veranlaſſung nehmen werde, den 
von uns geſtellten Anträgen Folge zu geben, ich wünſchte aber, daß ſich ei⸗ 
ne ſo grohe Majorität für die ciwilrechtliche Ehe zwiſchen Juden und Chris 
ſten ausſpräche, daß das Gouvernement bewogen werden könnte, darauf ein⸗ 
zugehen. Im Allgemeinen muß ich auf meine früheren Aeußerungen zurük⸗ 
kommen und erklären, daß es gar nicht meine Meinung iſt, das Judenthum 
zu privilegiren, ſondern die Juden zu emanzipiren. 8 

Abg. Tſchocke: Ich erkläre mich mit beiden Vorſchlägen einperftanden, 
weil ich die volle Ueberzeugung habe, daß die ſchroffe Abſonderung der Ju⸗ 
den, die Abweichung ihrer Sitten und Gebräuche von deuen der Ehriſten 
durch gegenſeitige Verehelichung mit dieſen am ſchnellſen und ſicherſten be⸗ 
ſeitigt werden würden, ſicherer als durch die beſten Miſſtonsprediger. 

Abg. Graf von Schwerin: Meine Herren! Ich muß mich in diefer 
Frage entſchieden auf die Seite des Herrn Regierungs⸗Kommiſſars ſtellen. 
Ich glaube, die Frage, welche die Aotheilung uns hier zur Entſcheidung 
vorgelegt hat, gehört nicht zur Entſcheidung bei Gelegenheit dieſes ( 1 
Sie iſt herbeigezogen, und wir haben fo viele wichtige Fragen zu entſchel 
innerhalb der Gränzen des Geſezes, fo daß wir keine Veranlaſſung haben, 

mit Fragen, die außerhalb deſſelben liegen. Ih theile 
die Auffaſſung des Herrn Regierungs⸗Kommiſſars. Es handelt ſich in dem 
Geſetze nur um Anerkennung derjenigen Form der Eheſchließung, die der 
Staat verlangen will, und da trete ich dem erſten Aütrage der Abtheilung 
bei, daß es dem Staate vollſtändig genügen kann, wie es bei Per de 
Diſſtdenten genügt, wenn die Form der E det. Was dage⸗ 


5 ivil⸗Ehe ſtattſin g 
gen den zweiten Antrag betrifft, daß die Bitte geſtellt werden ſoll, St. Mas 
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jeſtät der König möge die Ehe zwiſchen Inden und Chriſten geftatten, fo ge⸗ 
— ib, * Nege 1 ſo tiefgehend, daß ich ſie weder affirmativ noch nega⸗ 
tiv heute entscheiden möchte, und ich möchte die hohe Verſammlung davor 
verwahren, ſich durch Entſcheidung auf die eine oder die andere Weiſe zu 
präjudiziren. Ich bitte zu beichließen, dieſe Frage jetzt von der Hand zu weiſen. 

Abg. v. Saucken: Es thut mir leid, diesmal gegen den von mir ſehr 
geehrten Redner der Provinz Pommern mich ausſprechen zu müſſen. Ich 
glaube, wir haben in Berathung — wie es mit Ausübung des Patronat- 
rechts gehalten werden ſoll, — gerade gezeigt, daß wir uns nicht blos mit 
den Rechten der Juden beſchäftigen, indem wir die Verhältniſſe der chriſtlichen 
Gemeinden den Königlichen Konſiſtorien gegenüber regulirt haben. Wir haben 
beſtimmte Beſchlüſſe darüber gefaßt und find alſo darauf eingegangen, welche 
Rechte Chriſten auszuüben haben. Wir haben nicht Anſtand genommen, 
darüber abzuſtimmen, weil das Erſte, das Verhältniß des Patrons, das 
Zweite, das Verhältniß der chriſtlichen Gemeinde, daraus folgt. In dieſer 
Beziehung kann ich nicht glauben, daß dieſe Veſtimmung fern davon liegt. 
Es iſt hier zu beſtimmen, wie die Che unter den Juden diejenige Gültigkeit 
haben ſoll, die der Staat ihnen beizulegen wünſcht oder nicht. Dabei die 
Regulirung der Ehen zwiſchen Juden und Chriſten zu berühren, gehört wohl 
hierher, und es kommt nur darauf an, ob die hohe Verſammlung ihre An⸗ 
ſicht dahin ausſprechen will, daß, wenn das Heiligſte, was in den Menſchen 
lebt — die Liebe, die zwei Menſchen für das ganze Leben verbindet, — wenn 
dieſe zwiſchen Chriſten und Juden beſteht, ob ihr Folge gegeben werden ſoll, 
oder ob Einer dann gezwungen fein ſoll, ſein Glaubensbekenntniß erſt abzu⸗ 
ſchwören. Ich würde bitten, dieſen Antrag alſo nicht als einen zu betrachten, 
der nicht hierher gehört, ſondern ihn als einen naheliegenden anzuſehen. Ich 
muß ihn entſchieden der hohen Verſammlung empfehlen. 

Abg. Steinbeck: Wenn wir den inneren Unterſchied des Charakters 
beider Ehen anerkennen, ſo wird es uns bedenklich erſcheinen, einer Che das 
Wort zu ſprechen, über die keine chriſtliche Kirche den Segen des Himmels 
herabwünſchen kann. Keine, ſage ich, laute es inhuman, wie es wolle. Es 
iſt der Geſichtspunkt aller, und dieſe Verſammlung beſleht bis zu dieſem 
Augenblicke noch nur aus Chriſten. d e 

Abg. v. Vyla: Was den erſten Punkt anlangt, nämlich die Che unter 
Juden, fo haben ſich bis jetzt darüber in der Verſammlung noch keine Be⸗ 
denken erhoben, und die im Gutachten dafür angeführten Gründe ſind wohl 
ſo genügend, daß es nicht nöthig, ſich hierüber noch weiter auszuſprechen. 
Was aber den zweiten Punkt anlangt, nämlich die Zulaſſung der Ehe zwiſchen 
Juden und Chriſten, jo habe ich mich in der Abtheilung ebenfalls dafür er- 
klärt, und zwar aus dem Grunde, welchen ich ſchon bei Gelegenheit der 
allgemeinen Verathung dieſes Geſetz-Entwurfs näher ausgeführt. Ich habe 
nämlich damals geſagt, wenn es uns wahrhaft Ernſt iſt, eine nachhaltige 
Gleichſtellung der Juden mit den Chriſten herbeizuführen, To ſei es durchaus 


nöthig, daß wir zuvörderſt die Hauptſchranken, welche gegenwärtig noch zwiſchen 


Juden und Chriſten beſtehen, niederreißen und dann auf dem hierdurch er⸗ 
langten freien Terrain die neue Verfaſſung der Juden gründen. Als eine 
ſolche Hauptſchranke betrachte ich aber auch das Verbot der Ehe zwiſchen 
Juden und Chriſten | 


Abg. Harthanfen: Ich erlaube mir eine allgemeine Bemerkung. Die 
Ehe zwiſchen Katholiken und Juden ift nach dem Geſetz der katholiſchen 
Kirche verboten und daher ungültig; da im Verlaufe der Diskuſſton ſchon 
mehreremale Meinungen geäußert und Vorſchläge gemacht find, welche die 
Rechte der katholiſchen Kirche verletzen, namentlich bei der Diskuſſton über 
die Beſetzung der Schulſtellen durch jüdiſche Lehrer bei chriſtlichen Schulen, 
alſo inkl. katholiſche Schulen, Gymnaſien, Seminarien und Univerſttäten, ſo 
ſehe ich mich bei dieſer Gelegenheit veranlaßt, hiermit einen Proteſt einzulegen, 
welcher die garantirten Rechte der katholiſchen Kirche ſichern ſoll, und ich 
erſuche diejenigen katholiſchen Mitglieder der Verſammlung, welche mir hierin 
beiſtimmen, dies durch Aufſtehen ... . > 

Marſchall: Eine ſolche Aufforderung können Sie nicht fiellen, fie 
könnte nur vom Marſchall ausgehen. (Der Redner verläßt die Tribüne.) 

Abg. v. Manteuffel II.: Ich kann nur denjenigen Anführungen voll- 
fländig beitreten, welche von dem hochgeehrten Herrn Abgeordneten der Ritter 
ſchaft aus Pommern hier bereits vorgetragen find und dahin gingen, den 
Gegenſtand aus der Berathung des vorliegenden Geſetzes überhaupt fallen 
zu klaffen. Ich muß mich daher entſchieden gegen jede geſetzliche Anordnung 
ausſprechen, weiche ein Familienleben herbeiführen würde, worm ein Theil 
dem chriſtlichen Glauben, ein anderer Theil dem jüdiſchen Glauben folgen 
müßte, und daß die Fortsetzung einer ſolchen Glaubensverſchiedenheit geſetzlich 
ſanctionitt werde, dadurch, daß die Miſchehen ein geſetzliches Fundament 
erhalten. 

5 Abg. Aldenhoven: Ich komme hierher, um mich dem Proteſt, welchen 
ein Mitglied der katholiſchen Kirche provozirt hat, nicht anzuſchließen; ich 
ſelbſt bin Katholit, und ich wünſche, daß die ehrenwerthe Verſammlung fort- 
fahten möge, die Kirche vom Staat zu emanzipiten. (Bravo von einigen 
Seiten.) Was bei der katholiſchen Kirche Nechtens iſt, daran haben wir uns 
hier nicht zu kehren. Die katholiſche Kirche erlaubt die Eheſcheidung nicht. 
Bier werden wir uns aber nicht einfallen laſſen, gegen eine Civil⸗Eheſchei⸗ 
dung zu ſprechen; die katholiſche Kirche verbietet Manches, was mit den 
ſtaatlichen Vethältniſſen nicht im Zuſammenhange ſieht. Wer ſich darum 
kümmern wiu, der mag es thun; er mag es mit feinem Gewiſſen vereinbaren, 
wir haben un pier aber nur auf den ſtaatlichen Standpunkt zu ſtellen, und 
von dieſem müſſen wir die Geſetze, die wir berathen, betrachten. (Bravo.) 
Aus diefem Grunde, abgeſehen davon, ob der vorliegende Vorſchlag in die 
Diskuſſton dieſes Geſetzes gehört, dieſen Gegenſtand will ich übergehen, aus 
dieſem Grunde wünſche ich, daß wir Alles herbeiführen, wodurch die Civil⸗ 
akte in Vollzug kommen kann. In Belgien und in Frankreich, dieſen deiden 
ganz katholiſchen Ländern, iſt kein Unterſchied gemacht, ob der Chriſt mit 
einem Juden eine Ehe eingeht. Die Civilſtands⸗Beamten kümmern ſich gar 
nicht darum. Dieſem Beiſpiele können wir in unſerem Lande, wo die Kon⸗ 
ſeſſionen fo gemiſcht find, gewiß folgen. Darum ſchließe ich mich dem An⸗ 
ttäge der Abtheilung an. (Bravo) N | 

Abg. Ftebig (vom Platz): Eine Bemerkung wollte ich mir erlauben. 
Die Ehe bei katholiſchen Chriſten iſt ein Sakrament, und es ſcheidet der Ka⸗ 
tholit, der eine Jüdin heirathet, aus dem katholiſchen Kirchenverbande ganz aus. 


Abg. v. Meding: Ich will auf die Erörterung der formellen Frage 
nicht eingehen, ob wir überhaupt berechtigt find, über den vorliegenden Ge⸗ 
genſtand, nämlich über die Einführung einer Ehe zwiſchen Juden und Chriſten, 
zu diskutiren. Ich will für dasjenige, was ich ſagen will, vorausfegen, daß 
wir formell dazu berechtigt wären. Wenn wir aber dazu berechtigt find, 
dann glaube ich die Verſammlung darauf aufmerkſam machen zu müſſen 
und fie zu bitten, daß es reiflich erwogen werde, ob für einen fo außerordentlich 
wichtigen Gegenſtand, wie dieſer doch ohne allen Zweifel if, bei uns eine 
gehörige Vorbereitung fiatigefunden hat. Es find uns Anführungen gemacht 
worden über die jüdiſchen Ehegeſetze; ich laſſe ganz dahingeſtellt fein, ob dieſe 
Anführungen richtig waren, aber ich glaube, daß die Verſammlung völlig 
überzeugt fein kann, daß fie in ganz überwiegender Majorität keine genaue 
und vollfiändige Kenntniß von den jüdiſchen Ehegeſetzen hat. Wir werden 
doch aber nicht wollen, daß die Juden, denen wir die Ehe mit den Chriſten 
geſtatten wollen, ohne weiteres von ihren Neligionsbegriffen abgehen ſollen, 
wenn fee Chen mit Chriſten eingehen. Es iſt nicht in Abrede zu ſtellen, daß 
die Zulaſſung der Ehe zwiſchen Juden und Chriſten die ganze chriſtliche Bes 
völkerung des Staates viel mehr berührt, als die Verleihung eines anderen 
bürgerlichen Rechtes an die Juden, indem das Erſtere in das tiefſte und 
innerſte Leben der chriſtlichen Bevölkerung eingreift. Von eben fo großer 
allgemeiner Bedeutung iſt die Frage, ob die Eivil- Ehe allgemein eingeführt 
werden ſoll; es laſſen ſich dafür ebenſalls ſehr viele und gute Srinde an- 
führen, aber es ſtehen auch gewiß eben jo gute Gründe entgegen. Eine ſo 
wichtige Frage, ſcheint mir, können wir unmöglich mit der Schnelligkeit, wie 
es jetzt verlangt wird, und ohne eine ſehr gründliche Erörterung aburtbeilen. 
5 (Ruf zur Abſtimmung.) 

Abg. u. Bardeleben: Es iſt vorgekommen, wie das nicht ausbleiben 
kann, daß Chen zwiſchen Juden und Chriſten in anderen Ländern geſchloſſen 
waren und daß die Eheleute zurückgekommen ſind und hier auf gerichtlichen 
Wege getrennt werden ſollten. Ein ſolcher Fall hat ſich in Königsberg in 
Preußen ereignet, woſelbſt eine ſolche gemiſchte und vollſtändig glückliche Ehe 
in der erſten richterlichen Inſtanz auf Veranlaſſung des Kultus⸗Miniſteriums 
als ungültig erklärt worden in. Ich erkläre, daß ein ſolches Verfahren nur 
Skandal bereitet, dem man für immer ein Ende machen muß, und kann ich 
mich daher für die geſetzliche Zulaſſung der Ehen zwiſchen Juden und Chriſten 
nur auf das beſtimmieſte entſcheiden. (Ruf zur Abſtimmung.) a 

Marſchall: Da fein Redner mehr das Wort verlangt, To ſchliehht ich 
die Debatte, und wir kommen zur Beſchlußnahme. Zuvörderſt werde ich die 
Frage auf denjenigen Vorſchlag der Abtheilung richten, welche den vorliegen ⸗ 
den Paragraph betrifft. Hier hat die Abtheilung beantragt, es ſoll für die 
Juden die Civil-Ehe eingeführt werden und dabei insbeſondere die für die 
diſſentirenden Chriſten ergangenen Beflinmungen in Anwendung kommen. 

Marſchall: Die Frage wird ſo gefiellt; Soll für die Juden dit Eivil⸗ 
Che eingeführt und insbeſondere die für die chriſlichen Diſſidenten erlaſſene 
Verordnung vom 30. März d. J. hierauf für geltend erklärt werden? (Durch 
Aufſtehen der Mitglieder zeigt ſich eine überwiegende Majorität für die Be⸗ 
jahung der Frage.) Wir kommen fetzt zum zweiten Gegenſtand, nämlich auf 
die Bitte, die bei dieſer Gelegenheit an Se. Winujeſtät gerichtet werden ſoll 
und dahin geht, daß die Ehe zwiſchen Juden und Chriſien zugelaſſen werden 
ſoll. Es iſt bemerkt worden, daß dies ein Gegenſtand ſei, der nicht in ein 
Geſetz, das nur von den Verhältniſſen der Juden handle, gehöre. Da dies 
kein formeller Einwurf iſt, ſo kann darüber nicht meine Entſcheidung, ſondern 
die der hohen Verſammlung ſtaltſinden. Bevor wir auf das Malerielle der 
Frage eingehen, frage ich daher, ob fie ſich hier damit beſchäftigen will? 
(Die Bejahenden erheben ſich auf den Wunſch des Marſchalls, und dur, 
eine Zählung ſtellt ih das Ergebniß heraus, daß die Verſammlung mit 227 
gegen 189 ſich dafür entſchloſſen hat, ſich mit dieſem Gegenfiande zu ber 
ſchäftigen.) Es iſt der Antrag geſtellt worden, die Beſchlußnahme darüber, 
ob gebeten werden ſoll, eine Civil-Che zwiſchen Juden und Ehrifien zuzulaſſen, 
auszuſetzen, bis nähere Erklärungen vom Herrn Kommiſſar eingegangen find. 
Diejenigen, welche für die Ausſetzung find, bitte ich aufzuflehen. Es iſt deim 
nicht e worden. Nun 8 10 die Frage ſiellen: Soll der Antrag 
der Abtheilung angenommen werden, welcher dahin geht, daß zwiſt iſtel 
und Juden die Civil⸗Che zugelaſſen werde? (Aer Site e 
Abſummung mittelſt Namensaufrufs an.) Es ist auf namentliche Abfüm. 
mung angetragen worden. (Andere Stimmen; Nein! Nein!) Das kann 
nicht auf dieſe Weiſe entſchieden werden, ſondern ich muß fragen, ob dit ger 
hörige Anzahl von Mitgliedern dem beitritt. Ich bitte diejenigen, welch 
wollen, daß durch Namensaufruf abgeſtemmt werde, aufzuſtehen. Es muß 
namentlich abgeflimmt werden. Ich bitte, daß die Herren ihre Plätze ein⸗ 
nehmen und ſich ruhig verhalten, ſonſt kann nicht abgeſtimmt werden. Die 
Frage it: Soll Se. Majeſtät der König allerunterthänigſt gebeten werden 
die Berlimmung zu erlaſſen, daß zwiſchen Chriſten und Juden die Eile 
zugelafien werde? (Abſiimmung. (Während der Abſtimmung wird ein 
ſchriftlices Votum, welches ein Mitglied, welches ſich entfernt, hinterlaſſen 
hatte, dem Secretair überreicht, von demſelben jedoch nicht angenommen, dag 
betreffende Mitglied vielmehr als abweſend notirt.) ; 

Abg. Schneider aus Schönebeck: Ich muß mir die Anzeige erlauben 
daß beim Aufruf der Abg. Zachau und Deinert für dieſelben geſtimmt wör⸗ 
den iſt, obgleich fie abweſend waren. \ 

Marſchall: Unter dieſen Umſtänden muß eruittelt werden, ob dieſtl⸗ 
ben jetzt hier find. (Antwort: Nein!) Dann wird ihr Votum geſirichen, und 
die Genannten werden als abweſend aufgeführt. k 

Abg. v. Olfers: Ich mochte bitten, daß die Veranflaltung getröfel 
würde, daß bei der namentlichen Abſtimmung die ſämmtlichen Mitglieder ſich 
ſetzen und diejenigen, welche antworten, ſich erheben mögen. 5 8 

Abg. Milde: Ich bitte nach erfolgter Abſtimmung ums Wort, um mich 
über die aus Prokura abgegebenen Stimmen ausſprechen zu können. 

Marſchall: Das Ergebniß der Abſtimmung iſt folgendes: Die Fragt 
iſt mit 281 Stimmen gegen 142 bejaht. 5 

Referent Sperling (lieſt vot): Abſchnitt 1 des F. 41 des Geſeß⸗Ent⸗ 
wurfs: „F. 41. Ausländiſche Jüdinnen erlangen durch die Vetheitathung mit 
inländiſchen Juden die Rechte, welche das gegenwärtige Belek giebt, jedoch 
nur auf dorgangigen Nachweis darüber, daß die m ca NEE 
Jüdinnen mit Juden des betreffenden Yuslandes dort ebenfalls geſetzlich ju⸗ 
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delaffen iſt. Vis dahin ift die Trauung unterfagt. Die ausnahmsweiſe Ge⸗ 
attung des Aufenthalts im Inlande vor Führung dieſes Nachweiſes hängt 
von der Genehmigung des Miniſters des Innern ab.“ Abſchnitt 1 des F. 41 
des Gutachtens: „Hier werden einzelne Perſonen, die auswärtigen Jüdinnen, 
für die Geſetzgebung ihrer Staaten gewiſſermaßen verantwortlich gemacht. 
Dieſe Beſtimmung ermangelt aller Begründung. Die Retorfion, welche zwi⸗ 
ſchen Staaten in allen übrigen Verhältniſſen immer mehr Feld verliert, fer⸗ 
ner zum Nachtheile dieſſeitiger Juden, welche ihr Lebensglück in der Heirath 
einer auswärtigen Jüdin begründen wollen, gelten zu laſſen und gar neu 
einzuführen, dürfte ſich noch wrniger rechtfertigen laſſen. Die Abth. erklärte 
ſich daher gegen die Dispoſttion des in Rede ſtehenden Abſchnitts und wünſchte 
einſtimmig, daß es in dieſer Beziehung bei der Beſtimmung der §§. 17, 18 
des Edikts vom 11. März 1812 verbleibe, welche lauten: $. 17. Ehebünd⸗ 
niſſe können inländiſche Juden unter ſich ſchließen, ohne hierzu einer beſon⸗ 
deren Genehmigung oder der Löſung eines Trauſcheines zu bedürfen, inſofern 
nicht nach allgemeinen Vorſchriften die von Anderen äbhängige Einwilligung 
oder Erlaubniß der Ehe überhaupt erforderlich iſt. F. 18. Eben dieſes findet 
ſtatt, wenn ein inländiſcher Jude eine ausländiſche Jüdin heirathet.“ 
Marſchall: Verlaugt Jemand das Wort? Wo nicht, fo ſtelle ich die 
Frage, ob in dem erſten Abſchnitt ſtatt §. 41 die 88. 17 und 18 des Edikts 
vom 11. März 1812 eintreten ſollen? (Die Frage wird mit großer Majori⸗ 
tät bejaht.) \ 

Referent Sperling (lieſt vor): Abſchnitt 2 des §. 41 des Geſetz⸗Ent⸗ 
wurfs: „Die Trauung eines ausländiſchen Juden mit einer Inländerin darf 
nur dann erfolgen, wenn neben den durch die beſtehenden Geſetze bereits vor⸗ 
geſchriebenen Erforderniſſen auch noch zuvor ein gehörig beglaubigtes Atteſt 
der Orts-Obrigkeit feiner Heimat beigebracht und der Polizei- Obrigkeit des 
Wohnorts der inländiſchen Jüdin vorgelegt worden, und nachdem es ihm, 
ſeinen Landesgeſetzen zufolge, erlaubt iſt, eine gültige Ehe mit der namentlich 
zu bezeichnenden Braut in dieſſeitigen Landen zu ſchließen, ſo daß bei ſeiner 
Rückkehr in die Heimat der dortigen Mitaufnahme ſeiner Ehefrau und der 
in der Ehe etwa erzeugten Kinder nichts im Wege ſteht.“ Abſchnitt 2 des 
§. 41 des Gutachtens: „Der Abſchnitt 2 gab zu keiner Bemerkung Veranlaſſung. 

Marſchall: Wenn die hohe Verſammlung nichts bemerkt, jo iſt er ans 
genommen. 

Referent Sperling (lieſt vor): Abſchnitt 3 des §. 11 des Geſetz-Ent⸗ 

wurfs: „Der Jude, welcher, dieſen Vorſchriften entgegen, eine Trauung zwis 

ſchen einer fremden Jüdin und einem inländiſchen Juden oder zwiſchen einem 
ausländiſchen Juden und einer inländiſchen Jüdin vollzieht, verfällt in die 
F. 40 angedrohte Strafe.“ Abſchnitt 3 des §. 41 des Gutachtens: „Der 
Abſchnitt 3 gab zu einer weiteren Bemerkung keine Veranlaſſung.“ 

Marſchall: Wenn nichts bemerkt wird, fo iſt auch dieſer Abſchnitt 
angenommen. 

Referent Sperling (lieſt vor): „§. 42. Zur Niederlaſſung ausländiſcher 


Juden bedarf es vor Ertheilung der Naturaliſations-Urkunde der Genehmi⸗ 


gung des Miniſters des Innern. Ausländiſche Juden dürfen ohne eine gleiche 
Genehmigung weder als Rabbiner und Synagogen-Beamte, noch als Gewerbs⸗ 
Gehülfen, Geſellen, Lehrlinge oder Dienftboten angenommen werden. Die 
Ueberſchreitung dieſes Verbots zieht gegen die betreffenden Inländer und den 
fremden Juden, gegen Letzteren, ſofern er ſich bereits länger als 6 Wochen 
in den dieffeitigen Staaten aufgehalten hat, eine ſiskaliſche Geldftrafe von 20 
bis 300 Rthlr. oder verhältnißmäßige Gefängnißſtrafe nach ſich. Fremden 
Juden ift der Eintritt in das Land zur Durchreiſe und zum Betrieb erlaub⸗ 
ter Handelsgeſchäfte nach näherem Inhalt der darüber beſtehenden polizeilichen 
Vorſchriften geſtattet. In Betreff der Handwerksgeſellen bewendet es jedoch 
bei den Beſtimmungen der Ordre vom 14. Oktober 1838 (Geſetzſ. S. 503) 
und den mit auswärtigen Staaten beſonders geſchloſſenen Verträgen.“ 
Marſchall: Wenn auch hier nichts bemerkt wird, fo wird dieſer Pa⸗ 
ragraph als angenommen betrachtet werden müſſen. 8 
Referent Sperling (lieſt vor): „§. 43. Die über die Schuldverhält⸗ 

niſſe einzelner jüdiſcher Corporationen ergangenen Vorſchriften und beſenders 
getroffenen Anordnungen bleiben bis zur Tilgung dieſer Schulden in Kraft. 
Ueber die Aufhebung und Ablöſung der noch beſtehenden perſönlichen Abga— 
ben und Leiſtungen der Juden an Kämmereien, Grundherren, Inſtitute ꝛc., 
bei denen es zur Zeit fein Bewenden behält, wird weitere Beſtimmung vor⸗ 
behalten.“ 5 IE uf 
Marſchall: Findet ſich dabei nichts zu bemerken? Da nicht, fo ift 
auch dieſer Paragraph angenommen. Wir kommen nun zu einem neuen Ab⸗ 
ſchnitt des Geſetzes, daher es angemeſſen ſcheint, morgen in deſſen Berathung 
fortzufahren, welches um 10 Uhr geſchehen wird. Nächſtdem kündige ich die 
ſchon heute auf der Tagesordnung geſtandenen Gutachten eventuell auf mor⸗ 
en zur Berathung an und erſuche die geehrten Mitglieder der Provinz 
a noch einen Augenblick hier verfammelt zu bleiben. 

2 (Schluß der Sitzung kurz vor 34 Uhr.) 


Sigung der Kurie der drei Stände am 19. Juni. 
Die Sitzung beginnt um 10 Uhr unter dem Vorſitze des Landtags⸗Mar⸗ 
ſchalls von Rohow. Das Protokoll der letzten Sitzung wird verleſen und 
genehmigt. Als Secretaire fungiren die Abg. v. Bockum⸗Dolffs und Kuſchke J. 
Marſchall: Bekannt zu machen habe ich der hohen Verſammlung, daß 
auf Befehl Seiner Majeſtät des Königs bei Gegenſtänden, welche die Bank⸗ 
Verhältniſſe betreffen, der Präſident des Hauptbank⸗Virektoriums, Herr von 
Lamprecht, dem Herrn Staats⸗Miniſter Rother aſſiſtiren, reſp. ihn vertreten 
wird. — Es find mir wieder verſchiedene Gegenſtände zur beſchleunigten Bes 
rathung empfohlen worden, en zwar mehrſtimmig die Erörterungen über 
den Haupt⸗Finanz⸗Etat, die rlaſſung einer Landgemeinde⸗Ordnung und die 
Vorlegung aller Gefege über das Prozeß⸗Verfahren an die Stände. Das 
Letztere ſteht bereits auf der Tages- Ordnung; die erſteren beiden werde ich 
alſo, ſofern die hohe Verſammlung Ps dagegen hat, auch vorzugsweiſe 
auf dieſelbe bringen. Andere Gegenſtände N noch befürwortet, aber bis 
in nur von 3 Mitgliedern; ich werde alſo abwarten, ob ſie mehr⸗ 

ache Unterſtützung finden. 

8 a Hanf N cas (vom Plage): Durch das, 97 der Sr. Landtags⸗ 
Marſchal .. .. (Mehrere Stimmen: Auf die Tribüne!) (Nachdem der Spre⸗ 
cher die Rednerbühne betreten): uns hinfichtlich der Tagesordnung mitgetheilt 


hat, wird doch nicht ausgeſchloſſen fein, 
Preß⸗Geſetzes berathen worden iſt, 
über die alsdann vorzunehmenden 


15 A nahen ie aan wegen des 
e hohe Verſammlung noch ihre Wün 
Gegenſtände ausſprechen tonne m 


Marſchall: Gewiß nicht. 
Referent (verlieſt den Abſchnitt II., betreffend die Verhältniſſe der Juden 
im Großherzogthum Poſen): „Das Gouvernement ne es 1 der Denk⸗ 


ſchrift ſelbſt an, daß die Verordnung vom 1. Juni 1833 au die Haltun 
der Juden im Großherzogthume ſehr an eingewirkt, A gaht 205 
welche ſich nüglichen Handwerken, der Fabrikation und dem ſtehenden Handel 
zugewendet, erheblich ſich vergrößert hat, die äußere Sitte unter denfelben um 
Vieles würdiger, die weltliche Erziehung der Kinder beſſer und das Beſtreben 
die nationale Eigenthümlichkeit abzulegen, ſichtbarer geworden iſt. Indeß 
nichtsdeſtoweniger beabſichtigt daſſelbe in dem Geſez⸗Entwurfe die weſentlich⸗ 
ſten Beſchränkungen, denen die Juden bisher unterworfen geweſen, ferner 
fortbefichen zu laffen, weil es annimmt, daß alle jene vortheilhaften Erſchei⸗ 
nungen in den Beſchräntungen ihren Grund haben, welchen die Juden durch 
die Verordnung vom 1. Juni 1833 unterworfen find. Wie dieſe Anſicht 
aber ſchon in einem Punkte durch die amtlichen Berichte der Regierungen zu 
Bromberg und Poſen, Inhalts derer die Vereinigung der Juden zu vürger⸗ 
lichen korporativen Verbänden nachtheilig auf fie eingewirkt hat, geradehin 
widerlegt wird, ſo kann man wohl mit gutem Grunde annehmen, daß ſie 
überhaupt auf einem Trugſchluſſe beruht, daß die wohlthätigen Folgen mehr⸗ 
gedachter Verordnung, fo weit ſie in die Erſcheinung getreten, nicht den Be⸗ 
ſchränkungen, welche die gedachte Verordnung mit ſich geführt, ſondern viel⸗ 
mehr allein der freieren Bewegung, welche darin den Juden im bürgerlichen 
Leben eingeräumt iſt ‚und den Verordnungen zuzuſchreiben if, welche in den 
Juden ein gewiſſes Selbſtgefühl und Liebe zum Vaterlande zu erwecken ge⸗ 
eignet waren. Dafür ſpricht die Erfagrung, daß, wie überhaupt die Civi⸗ 
liſation der Staatsbürger mit der Freiſinnigkeit der Geſetzgebung Hand in 
Hand geht, auch die Juden da auf einer allgemein höheren Bildungsfiufe 
ſtehen, wo ſie einer humaneren Geſetzgebung ſich erfreuen, und in denjenigen 
Landestheilen am wenigſten von ihren christlichen Mitbürgern ſich unterſchei⸗ 
den, wo ſie die Geſetzgebung den Letzteren am nächſten geſtellt hat. Immer⸗ 
hin mogen, meinte man, die Juden in dem Großherzogthum Poſen noch auf 
einer anderen Bildungsſtufe ſtehen, als die Juden in den anderen Landes⸗ 
theilen, fo läßt ſich doch mit Sicherheit annehmen, daß fie auf keiner niede⸗ 
reren Stufe ſtehen, als diejenige war, auf welcher die Juden der alten Pro⸗ 
vinzen im Jahre 1812 ſich befanden So wie dieſe das Edikt vom 11. März 
ertragen konnten, werden die Juden des Großherzogthums Poſen auch für 
die Verordnung, welche jetzt emaniren ſoll, reif und empfänglich fein. Bei 
ſolcher Betrachtung konnte die Abtheilung nicht die Anſicht gewinnen, daß die 
Juden im Großherzogthum Poſen ferner noch nach beſonderen Ausnahme⸗ 
Geſetzen zu behandeln ſeien, dies um ſo weniger, als ſich ein großer Theil 
ihrer früher zu dem ehemaligen Herzogthume Warſchau mit gehörigen Stam⸗ 
mesgenoſſen, deren Wohngebiete den Regierungs⸗ Bezirken Frankfurt und 
Marienwerder zugeſchlagen ſind, längſt ſich der e Nag der N an 
a 


der alten Provinzen erfreuen, ohne daß daraus ein chtheil für den Staat 
hervorgegangen, und die Anträge der Provinzialſtände des Großherzogthums 
Berückſichtigung finden müſſen. Dieſelbe ſprach ſich einſtimmig dahin aus: 
„daß an Se. Majeſtät den König die Bitte gerichtet werde, die Beſtimmungen 
des erſten Abſchnitts dieſes Gefeg-Entwurfs, wie ſolche amendirt werden, auch 
auf die Juden des Großherzogthums Poſen auszudehnen.“ Nichtsdeſtoweni⸗ 
ger hielt die Abtheilung ſich aber verpflichtet, über den Inhalt des Entwurfs 
eventuell ſich auszuſprechen, indem ſie dabei von dem Geſichtspunkte aus⸗ 
gehen zu müſſen glaubte, daß, wenn ſchon die Juden im Großherzogthum 
Poſen beſchränkenden Beſtimmungen überhaupt unterworfen ſein ſollen, es 
doch darauf ankommen müſſe, wenigſtens diejenigen einzelnen Beſtimmungen 
hervorzuheben, welche ihr dem Staats⸗Intereſſe widerſprechend erſcheinen. In 
dieſer Beziehung mußte ſie nun namentlich vor Allem den Wunſch ausſpre⸗ 
chen, daß die beſtehenden bürgerlichen Corporations-Verbände, den Anträgen 
der Regierungen zu Poſen und Bromberg gemäß, ſo bald als möglich in 
ſolche, welche ſich lediglich auf die Kultus- Angelegenheiten der Juden bezie⸗ 
hen, umgewandelt und dann auch allgemein den bezeichnenden Namen Sy⸗ 
nagogen= Gemeinden, wie in den anderen Provinzen, erhalten möchten. Ein 
Hinderniß für dieſe Umgeſtaltung ſchien ihr in den Schuldverhältniſſen der 
jetzigen Judenſchaften nicht enthalten zu ſein, weil letztere nach Inhalt der 
Verordnung vom 1. Juni 1833 lediglich nach den früheren Synagogen⸗ 
Verbänden gebildet ſind. Nach Vorausſchickung deſſen war bei §. 44. nichts 
weiter zu erinnern.“ 5 

Abg. v. Werdeck: Ich bitte um die Erlaubniß, mich gegen das Gut⸗ 
achten, wie es vorliegt, ausſprechen zu dürfen, nicht gegen die einzelnen 
Vorſchläge, welche zur Verbeſſerung des hier vorliegenden Geſetz-Entwurfes 
gemacht ſind, ſondern gegen das Prinzip, aus welchem das Gutachten die 
Verhältniſſe der Poſener Juden behandelt zu ſehen wünſcht. Ich bin im All⸗ 
gemeinen bei dem vorliegenden Geſetz-Entwurfe, das kann ich nicht leugnen, 
in einem gewiſſen Zwieſpalt mit mir geweſen, weil ich Bedenken gehabt habe, 
einem Volksſtamme, aus denen viele weiſe und gute Männer hervorgega 
ſind, meine Anerkennung dadurch zu verſagen, daß ich mich habe 1 
erklären müſſen, ihnen die volle politiſche Geltung einzuräumen; en Bezie⸗ 
hung auf die Poſener Juden, welche als nicht naturaliſirt bessachnet worden 
find, befinde ich mich jedoch in einem ſolchen Zwieſpalt nicht. Ich würde es 
ſehr bedenklich finden, wenn wir nach dem Gutachten der Abtheilung dieſe 
Klaſſe der Juden, beiläufig ein gutes Drittel ſämmtlicher Juden der Mo⸗ 
narchie, 65,000 an der Zahl, ſofort emanzipiren wollten. Es iſt bisher mit 
einer gewiſſen Vorſicht verfahren worden. Die Zahl der emanzipirten Juden 
in Poſen beträgt gegen 14,000; dies bat aber die Folge gehabt, daß fie ſich 
in großer Zahl in die angrenzenden Provinzen vertheilt haben. Gegen die 
unbedingte Ausgießung dieſer Klaſſe der Bevölkerung auf die übrigen Pro⸗ 
vinzen würde ich mich entſchteden erklären. Man kann fagen, daß in einer 
ſolchen Beſchränkung eine Ungerechtigkeit gegen das Großherzogthum liege; 
in einer gewiſſen Weiſe erkenne ich dies vollſtaͤndig an, auf der anderen Seite 
aber fragt es ſich, ob es weiſe iſt, eine Krankheit, welche auf einem gewiſſen 
Theil des Körpers haftet, über den ganzen Körper zu verbreiten, in der Vor⸗ 
ausſetzung, ſte dadurch zu heilen? ˖ 158 

Fortſetzung in der dritten Beilage.) 


den 28. Juni 1847. 


M147. Zeitung fü 


(Fortſetzung aus der zweiten Beilage.) 5 

Abg. v. Brodowski: Meine Herren! Ich habe mich bisher bei der 
Berathung des Geſetzes jedes Wortes enthalten, weil deſſen Gegenſtand mit 
fo. vieler Gründlichkeit, Beredtſamkeit und Herzlichkeit beleuchtet worden iſt, 
daß ich blos meine iuuigſte Freude über die herrlichen Geſtnnungen der Hu⸗ 
manität, des Fortſchrittes und der Nächſtenliebe, die fi von der großen 
Majorität ausgeſprochen haben, ausdrücken kann. Ich bin überzeugt, daß 
dieſe menſchenfreundlichen Geſinnungen Anklang finden werden bei den Beſſe⸗ 
ren im ganzen civiliſirten Europa. Ich habe mich in meinem Amendement 
den Anträgen der Abtheilung angeſchloſſen und würde es nicht nöthig haben, 
zu vertheidigen, wenn ich nicht ſo eben vernommen hätte von einem Gegner, 
daß man ein Volk, welches in einer Provinz der Monarchie lebt, ausſchlie— 
ßen will von den Geſetzen, welche für die übrigen Provinzen gelten ſollen. 


Ich kann überhaupt die Anſicht nicht theilen, daß ein Ausnahme⸗Geſetz für 


eine Provinz, im Verhältniß zu anderen Provinzen, nützlich oder zweckmäßig 
ſein könnte, und ich muß mich um fo mehr wundern, daß dieſes Ausnahme 
Geſetz erſchienen iſt, als auf dem Poſener Provinzial-Landtage vom Jahre 
1845 auf viel größere Fortſchritte Anträge gemacht worden find, als fie den 
Juden durch den allgemeinen Gejeg- Entwurf zu Theil werden ſollen. Das 
Großherzogthum Poſen hat ausdrücklich gebeten, und zwar einſtimmig, Se. 
Majeſtät den König zu bitten, das Geſetz vom 11. März 1812 auf feine 
urſprüngliche Veſtimmung wieder zurückzuführen, alſo alle ſeitdem ergange- 
nen beſchränkenden Veſtimmungen aufzuheben und das neue Geſetz auf alle 
Juden, alſo auch auf das Großherzogthum Poſen, in Anwendung bringen 
zu laſſen. Die Provinz Sachſen hat nicht darum gebeten, und dennoch dehnt 
ſich der Entwurf auch auf Sachſen aus. Ich kann hierbei meinen liefen 
Schmerz nicht unterdrücken, daß das Großherzogthum Poſen mit jo viel Aus⸗ 
nahme⸗Geſetzen überläſtigt wird und mit exceptionellen beſchränkenden Verord— 
nungen, welches Vergnügen die übrigen ſieben Provinzen nicht haben, warum 
dieſelben uns hoffentlich nicht beneiden. Wenn von mehreren Seiten der 
Einwand gemacht worden und auch in der Denkſchrift angegeben iſt, daß man 
für Poſen noch nicht in derſelben Weiſe wirken könne, wie für die anderen 
Provinzen der Monarchie, ſo kann ich dieſe Anſicht nicht theilen. Unſere 
Geſchichte lehrt, daß unter freiſinnigen Geſetzen die ſittliche Bildung des Vol— 
kes vorangeſchritten iſt, und wenn nicht die Geſetzgebung ſeit den letzten 50 
Jahren in Polen fortwährend ſchwankend und abgeändert worden wäre, jo 
würden die Juden in Poſen auf dieſelbe Bildungsſtufe gelangt ſein, wie jene 
in Preußen, wohin doch drei Kreiſe des ehemaligen Herzogthums Warſchau 
geſchlagen worden ſind. Ich glaube alſo, wenn bei der Vereinigung des 
Großherzogthums Poſen mit der Monarchie man den Juden dieſer Provinz 
dieſelben Garantieen gegeben hätte, wie fie in dem Edikt vom Jahre 1812 
enthalten find, fo wären die Juden in Poſen zu derſelben Bildungsſtufe "ges 
langt, wie jene. Man hat ihnen aber damals dies verweigert, wozu ich frei— 
lich keinen Grund einſehe. Ich ſehe ferner keinen Grund ein, warum heute 
noch, da wir doch die Ausbildung begünſtigen wollen, dem Streben der Ju— 
den nach Fortbildung und nach geiſtiger moraliſcher Entwickelung wicht gern 
die Hand bieten wollen. Wenn ſie nach achtzehn Jahrhunderten noch immer 
unter drückenden und beſchränkenden Geſetzen ſtehen, ſo wäre es wohl an der 
Zeit, dieſen Druck aufzuheben und nicht noch fernere Jahrhunderte kortbeſte⸗ 
hen zu laſſen. Die Geſchichte des Landes, dem ich angehöre, giebt ſeit Jahr— 
hunderten das Zeugniß von der höchſten Toleranz gegen Andersgläubige. 
Wenn man den Einwurf gemacht hat, daß die Juden in Poſen einen beſon— 
deren Stamm bilden und gleichſam als Fremde zu betrachten ſeien, ſo kann ich 
dieſe Anſicht nicht theilen. Urſprünglich ſind ſie nicht aus ihrem Mutterlande 
in Polen eingezogen, ſondern aus dem weſtlichen Europa und vorzugsweiſe 
aus Deutſchland. Unter der Regierung des großen Königs Kaſimir hat man 
ihnen in Polen ſchon im laten Jahrhundert ein freundliches Aſyl geſtattet, 
und diejenigen, die aus anderen Ländern verdrängt wurden, aufgenommen 
und ihnen die ganz freie Ausübung ihres Glaubens, ſo wie Gleichheit vor 
dem Geſetz, verliehen. Im 16ten Jahrhundert, als das Licht der Reforma— 
tion ſich weiter ausbreitete, wurden freilich von gewiſſer Seite wieder Rück⸗ 
ſchritte beabſichtigt, wobei aber nicht dem Volk die Schuld gegeben werden 
konnte, ſondern auswärtigen Einflüſterungen und beſonders gewiſſen heiligen 
und ſchlauen Brüdern, die zwar den Namen unſeres Hejlandes auf dem 
Schilde haben, aber die wahre Chriſtuslehre, Nächſtenliebe und Licht über 
die ganze Welt auszubreiten, nicht ſonderlich übten. Als dieſe dem König 
Stephan Bathory die dringendſten Vorſtellungen machten, daß er die Aus— 
breitung der Juden einſtellen möchte, daß er die Einwanderungen aus Deutſch⸗ 
land, das Fortbauen anderer als katboliſcher Kirchen und Schulen nicht ge- 
ſtatten möchte, indem dadurch der römiſch⸗katholiſche Glaube gefährdet werde, 
damals hat dieſer große König, der das Licht eben ſo wenig ſcheute, als er 
das Schwert kräftig gegen die Feinde ſeines Landes zu führen wußte, erwi⸗ 
dert: „Meine Herren! Das Volk hat mich auf den Thron erhoben, und 
unter Gottes VBeiſtand iſt mir die Krone aufgelegt worden. Gott aber hat 
ſich drei Dinge vorenthalten, über die ich nicht zu gebieten vermag. Dieſe 
find: Aus nichts etwas zu ſchaffen, die Zukunft und die Gewiſſensfreiheit; 
ich als König will und darf alſo nicht über das Gewiflen der Menſchen herr⸗ 
ſchen, und ich werde keine Beſchränkungen eintreten laſſen.“ Später haben 
freilich wieder Reibungen und Vedrückungen ftattgefunden, namentlich gegen 
das Ende des 18ten Jahrhunderts. Daß aber auch damals das polniſche 
Volk deſſenungeachtet ſtets treu an den toleranten Grundfägen ſeiner Väter 
hielt, das beweiſt das Conſtitutions⸗Geſetz vom 3. Mai 1791, das ſich über 
die Toleranz in folgender Weiſe ausſpricht: „Die herrſchende Religion ſoll 
zwar nach wie vor die römiſch⸗ katholiſche bleiben. Da uns aber dieſer hei⸗ 
lige Glaube Nächſtenliebe gebietet, ſo ſoll allen Andersgläubigen, ſie mögen 
zu einer Konfeſſion gehören, zu welcher fie wollen, die freie, unbeſchränkte 
Ausübung ihres Glaubens geſtattet und ihnen der Schutz gleicher bürgerlicher 
Rechte geſichert werden.“ Leider war dieſes Geſetz nicht von langer Dauer. 
Die politiſche Lage der Dinge hatte ſich ſo geſtaltet, daß dieſe herrlichen 
Grundſätze nicht zur Geltung kamen. Ich weiß nicht, ob man die Schuld 
den Juden oder den Chriſten zuschreiben ſoll, wenn behauptet wird, was ich 
aber in der Mehrheit nicht anerkennen kann, daß fie in der Bildungsſtufe 
zu weit zurückgeblieben find, da doch ſchon seit fo vielen Jahrhunderten die 
Juden von den Chriſten beherrſcht werden. Es ſind geſtern noch in dieſer 
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Verſammlung manche Anſichten kundgegeben worden, die leider von einem 
gewiſſen Widerwillen gegen die polniſchen Juden zeugen und große Beſorg⸗ 
niß darüber beurkunden, wenn die Juden Antheil an dieſer Verſammlung 
nehmen oder ein richterliches Amt bekleiden ſollten. Dieſe Furcht kann ich 
nicht theilen und bedaure, daß noch Vorurtheile ſtattfinden, die leider nicht 
von Nächſtenliebe zeugen. Von einer anderen Seite iſt die Furcht vor der 
Niederlaſſung der Juden in ſolche Kreiſe, wo jetzt gar keine anſäſſig ſind, 
wie vor dem Feuer ausgeſprochen worden. Zur Beruhigung des verehrten 
Redners ſei mir erlaubt zu ſagen, daß da, wo ſolche Furcht und ſolche Grund⸗ 
ſätze vorherrſchend ſind, ſich die Juden nicht hindrängen werden. Ich glaube 
vielmehr, ſie werden da zurückbleiben, wo freiſinnigere Gedanken und Ge⸗ 
fühle ausgetauſcht werden. Ich frage Sie aber, weine Herren, wenn man 
dergleichen Anſichten überall in der Welt gegen die Juden geltend machen 
wollte und ihnen in allen Kreiſen der Erde die Niederlaſſung verbieten wollte, 
wo ſie wohnen ſollten? Etwa im Monde? Und ich kann es gar nicht ta⸗ 
deln, daß fie mit fo viel Treue an dem Glauben ihrer Väter halten. Es 
iſt von dem Fortſchritt der Juden in der Bildung die Rede geweſen, und 
von einem verehrten Mitgliede der Stadt Berlin haben wir gehört, daß es 
hier ſehr gebildete, vortreffliche und tugendhafte Juden giebt. Wir haben in 
unſeren Provinzen ebenfalls gebildete, moraliſch gute und auch weniger ger 
gebildete Juden; daſſelbe findet aber auch unter den Chriſten ſtatt. Ich bitte 
deshalb die hohe Verſammlung, meinem Amendement, was beinahe ganz den 
Anträgen der Abtheilung entſpricht, inſofern beipflichten zu wollen, daß, wenn 
eine völlige Emancipirung für alle Juden der Monarchie ausgeſprochen wer⸗ 
den ſollte, die Provinz Poſen gleich den übrigen fieben Provinzen zu behan⸗ 
deln ſei. Ich beſchwöre Sie dabei, meine Herren, auf die höchſte Lehrt 
Chriſti Rückſicht zu nehmen, die da heißt: „Was Du nicht willſt, das man 
Dir thue, das thue auch keinem Anderen!“ 

Abg. Frhr. von Manteuffel: Ich bitte die hohe Verſammlung, ſte 
möge nach Anleitung des Geſetz-Entwurfs noch gewiſſe Reſtrictionen für die 
poſenſchen Juden fichen laſſen. Glaubt man künftig, die Zeit ſei gekommen, 
mehr zu gewähren und nachzugeben, ſo thue man es. Ich will dann gern 
dafür ſtimmen; aber mit einem Schlage des Prinzips wegen eine Sache aus 
zuführen, deren Folgen kaum zu überſehen ſind, halte ich für bedenklich und 
möchte davor warnen. (Von einigen Seiten: Bravo!) 

Abg. Naumann: Meine Herren! Es iſt nicht mehr die Aufgabe dar⸗ 
über zu berathen, ob überhaupt die Juden emancipirt werden ſollen — ich 
will mich dieſes allgemeinen Ausdruckes hier bedienen — ſondern es handelt 
ſich darum, ob die Juden in einem beſtimmten Landestheile — der iſt das 
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den Juden in den übrigen Provinzen des Staates eingeräumt werden. Ein 
verehrtes Mitglied dieſer Verſammlung hat ſich gegen dieſe Gleichſtellung 
ausgeſprochen. Das Intereſſe, welches daſſelbe geleitet hat, ſcheint mir we⸗ 
ſentlich das zu fein, daß es fürchtet, die Juden aus dem Großherzogthum 
Poſen würden in die benachbarten Kreiſe der Neumark eindringen. Ich folge 
dem geehrten Mitgliede in ſeinen Aeußerungen nicht; ich halte mich an das, 
was es zuletzt ausgeſprochen hat. Es ſagte, es würde eine Ungerechtigkeit 
für das Großherzogthum Poſen darin liegen, wenn man aus den von ihm 
angeführten Rückſichten ſie in dieſe Provinz bannen wollte. Ich hege zu dem 
verehrten Mitgliede das Vertrauen, daß es ſeinem Gefühle der Gerechtigkeit, 
welches es ſelbſt durch ſein Votum für verletzt erachtet, nachgeben werde und 
von dieſer Tendenz, die Juden länger zurückzuhalten, weil möglicherweiſe 
Unbequemlichkeiten für die benachbarten Kreiſe erwachſen könnten — ich ſage: 
möglicherweiſe erwachſen könnten — abgehe und nicht aus dieſen Grün⸗ 
den der Gerechtigkeit werde zu nahe treten wollen. Wenn es ſich darum han⸗ 
delt, ob man den Juden in dem Großherzogthum Poſen gleiche Rechte ge⸗ 
ben wolle und könne, wie den Juden in den übrigen Provinzen, ſo kommt 
es doch weſentlich auf die Frage an, ob denn die poſener Juden gegen die 
Juden in anderen Provinzen ſo bedeutend zurückſtehen, ob ſie ſo ſehr in ihrem 
Kultur⸗Zuſtande verſchieden find von den Juden in anderen Provinzen? Ich 
muß das vollſtändig in Abrede ſtellen, und ich bitte, namentlich nicht die ſo⸗ 
genannten polniſchen Juden mit den Juden im Großherzogthum Poſen zu 
verwechſeln, wie es im gewöhnlichen Leben wohl der Fall iſt. Das Groß⸗ 
herzogthum Poſen hat allerdings unter ſeinen Einwohnern eine bedeutende 
Zahl Juden, das iſt wahr, aber der Kultur-Zuſtand dieſer Juden hat ſich 
unter den milderen Geſetzen der Neuzeit bedeutend gehoben, und ich kann kei⸗ 
nen Unterſchied finden zwiſchen den Juden des Großherzogthums Poſen und 
den Juden in den übrigen Provinzen, namentlich denjenigen, welche in dem 
Regierungs-Vezirke Marienwerder und in Schleſien, namentlich in Ober⸗ 
Schleſien, leben. Die Beſorgniſſe, welche gehegt werden, es könnten die 
Juden des Großherzogthums Poſen von dieſer Provinz aus unter dem Eins 
fluſſe der Emancipation ſich über die anderen Provinzen ausſchütten, theile 
ich aus dem einfachen Grunde nicht, weil ja die milde Geſetzgebung und ins⸗ 
beſondere die Freizügigkeit noch nicht die Veranlaſſung gegeben haben, daß 
die Juden aus Weſtpreußen und aus den übrigen Theilen des Landes, wo fle 
in größer Zahl ſich befinden, nach anderen Provinzen hinüber gezogen find. 
Ich will aber ferner von der Frage abgehen, ob überhaupt ein Unterſchied 
zu machen ſei, ich will fragen, ob die Mittel, welche gegenwärtig durch die 
Verordnung vom 1. Junt 1633 angeordnet, und welche im Weſentlichen in 
den vorgelegten Gefeg-Entwurf wieder aufgenommen find, ob dieſe Mittel 
dahin führen, um die Juden in dem Großherzogthum Poſen weiter heranzu⸗ 
bilden, ob fie überhaupt geeignet find, eine ſolche Kategoriſtrung der Juden, 
wie fie der Geſetz-Eutwurf feſtſetzt, als wünſchenswerth und nothwendig er⸗ 
ſcheinen zu laſſen. Das Geſetz verlangt von dem Poſener Juden, wenn er 
überbaupt emancipationsfähig fein Toll: 1) feſten Wohnſttz. Ich frage, ob 
man bei einem Chriſten, der einen feſten Wohnſitz nicht hat, vorausfegt, daß 
er zu den beſonderen Rechten, zu denen die Emancipation führt, zugelaſſen 
werde? So wenig wie der Ehrilt, jo wenig wie der Jude in den anderen 

rovinzen ohne feſten Wohnſitz auf eine beſondere Prärogative Anſpruch er⸗ 
hält, eben ſo wenig kann der Poſener Jude, das gebe ich zu, dieſe beſonde⸗ 
ren Rechte erlangen. Wer keinen feſten Wohnſitz hat, der iſt im geſetzlichen 
Sinne ein Vagabund, und in dieſem Sinne kann für den Poſener Juden 
nichts Beſonderes geſetzlich vorgeſchrieben werden. Ich ſehe keinen Effekt von 
einer ſolchen Beſtimmung. Die zweite Veſtimmung für die Emancipation 
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ig yöltiae Unbeſcholtenheit. Für Jemand, der im Staate politiſche Rechte 
1 = ne ich = muß Unbeſcholtenheit da fein, ich weiß aber 
nicht, warum man bei den Poſener Juden die Unbeſcholtenheit als eine bes 
ſondere Bedingung hinſtellt, wonach folgerichtig bei den übrigen Juden ange⸗ 
nommen werden könnte, man abſtrahire von dieſer Unbeſcholtenheit. Ich ſehe 
keinen Grund, für die Poſener Juden dieſe ſpezielle Beſtimmung zu geben. 
Das Geſetz verlangt weiter 3) die Fähigkeit und die Verpflichtung, ſich der 
deutſchen Sprache zu bedienen. Ich bemerke hierbei, daß alle Poſener Juden 
der deutſchen Sprache mächtig ſind. Ob ſie unter ſich in dem jüdiſchen Jar⸗ 
gon ſprechen, darauf kommt es nicht an; ich glaube, daß dies eine Eigen⸗ 
thümlichkeit nicht allein der Poſener Juden, ſondern auch derjenigen iſt, die 
in anderen Provinzen und Ländern ſich befinden. Endlich verlangt man von 
den Poſener Juden 4) die Annahme eines beſtimmten Familien⸗Namens. Das 
iſt eine fo allgemeine Beſtimmung für das ſtaatliche Leben, daß nichts dagegen 
einzuwenden iſt; aber ich ſehe nicht ein, warum man ſte gerade den Poſenſchen 
Juden noch als eine beſondere Verpflichtung auflegen will. Nun geht indeß 
das Geſetz weiter Man ſollte annehmen, daß es für Leute, die nach dieſen 
Bedingungen als ehrliche Leute daſtehen, abgemacht wäre; aber nein, das Geſetz 
verlangt noch, daß die Juden in der Provinz Poſen, die emancipirt werden ſollen, 
„ſich einer Kunſt oder Wiſſenſchaft widmen und ſolche dergeſtalt betreiben, 
daß fie von ihrem Ertrage ſich erhalten können.“ Es iſt alſo ein Unterſchied 
zwiſchen der Möglichkeit gemacht, fich ſelbſiſtändig zu erhalten oder nicht, d. 
h. zwiſchen der Wohlbabenheit und Armuth. Ferner: „oder ein ländliches 
Grundſtück von dem Umfange beſitzen und ſelbſt bewirthſchaften, daß daſſelbe 
ihnen und ihrer Familie den hinreichenden Unterhalt ſichert.“ Auch hier 
iſt von einer gewiſſen Wohlhabenheit das Recht abhängig gemacht. Fer⸗ 
ner: „oder in einer Stadt ein nahrhaftes, ſtehendes Gewerbe mit einiger Aus⸗ 
zeichnung betreiben.“ Auch hier muß die hohe Verſammlung anerkennen, daß 
von der Wohlhabenheit das Recht abhängig gemacht wird. Ferner: „oder in 
einer Sladt ein Grundſtück von wenigſtens 2000 Rthlr. an Werth ſchulden⸗ 
frei und eigenthümlich beſitzen.“ Alle dieſe Beſtimmungen gehen wieder darauf 
hinaus, die Juden zu ſtimuliren, ſich in den Veſitz von Vermögen zu ſetzen. 
Die Juden ſagen: Ihr Chriſten weiſt uns immer darauf hin: ſchaffet Geld! 
für Geld iſt Alles feil. In dieſem Geldſinne ſehe ich gerade mit den Grund 
des niedergedrückten Kulturzuſtandes der Juden, und deſſenungeachtet kommt 
die Geſetzgebung mit Beſtimmungen, die dieſem Triebe der Juden wieder 
freies Feld bieten, fie gewiſſermahen in dieſelbe Richtung hineintreiben. Es 
kommen andere Beſtimmungen hinzu, gegen die ich natürlich nichts haben 
kann. Es ſind die, daß, wer der Heerespflicht genügt oder durch patriotiſche 
Handlungen ſich Verdienſt um den Staat erworben hat, den Juden in den 
übrigen Provinzen gleichgeſtellt wird. Ich habe geſagt, gegen dieſe Beſtim⸗ 
mungen kann ich an und für ſich nichts haben, aber ich habe auf der ande— 
ren Seite gegen dieſe Veſtimmungen als Bedingungen für die Emaneipation 
das einzuwenden, was für die Poſener Juden im Gegenſatze zu den Juden 
der anderen Provinzen verlangt wird, fie ſollen durch beſonderen Patriotis⸗ 
mus hervorragen oder der Heerespflicht genügt haben. Ich ſehe nicht ein, wie 
man in dieſen Beſtimmungen für die Poſener Juden eine Bedingung finden 
will, fie der Emancipation ſich würdig machen zu laſſen. Die letzte Beftim- 
mung, das muß ich geſtehen, paßt nun gar nicht in das Gefetz, ſie drückt ge⸗ 
wiſſermaßen der Ungerechtigkeit den legten Stempel auf. Sie ſagt: Juden, 
die aus anderen Provinzen in das Großherzogthum Poſen kommen, find eo 
ipso emanzipirt. Alſo bei den Juden, die aus anderen Provinzen hereinkom— 
men, abſtrahirt man von allen Bedingungen, die in dem Geſetze den Poſener 
Juden geſtellt ſind. Ich muß bekennen, ich ſehe keinen Grund zu allen den 
Beſtimmungen, welche für die Juden im Großherzogthum Poſen vorgeſchla— 
gen worden, und ſo lange ich einen Grund für das Geſetz nicht ſehe, ſo lange 
kann ich das Geſetz nicht für angemeſſen halten, zumal ein Ausnahme-Geſetz, 
wie es hier gegeben werden ſoll. Dieſes die Gründe, welche mich veranlaſſen, 
für das Gutachten der Abth. zu ſtimmin, welches dahin geht, daß man für 
das Großherzogthum Poſen ein Ausnahmegeſetz nicht gebe und die jetzige Aus⸗ 
nahme aufhebe, daß die Juden im Großherzogthum Poſen unter dieſelben 
Geſetze geſtellt werden, welche für alle übrigen Juden im preußiſchen Staate 
gegeben und geltend ſind. 

Abg. v. Patow: Ich bitte die hohe Verſammlung, mit einigen Modi- 
ſikationen, die ſich vielleicht im Laufe der Debatte ergeben werden, bezüglich 
der Poſener Juden, den Geſetzvorſchlag anzunehmen. 

Abg. v. Jaraczewski: Ich bin kein beſonderer Verehrer des Juden⸗ 
thums, die Juden aber betrachte ich als Menſchen und ſolglich als Mitbrü⸗ 
der. Wenn man nämlich die Geſchichte dieſes merkwürdigen Volkes verfolgt, 
ſo muß mau die Kraft einer Verfaſſung bewundern, welche Jahrtauſende und 
faſt alle Verfaſſungen überlebt hat, dieſe einzige im Namen eines zwar uns 
erbittlichen Gottes geſchrieben blieb unverſehrt. Die Juden, ſowohl zur Zeit 
ihres Glanzes, als zur Zeit ihres Falles, ließen ſich ſowohl mit den überwun⸗ 
denen als mit den benachbarten Völkern in gar keine Gemeinſchaft ein; die 
Beſtegten verſtanden fie nur auszurotten, wußten aber nicht, dieſelben ſich zu 
aſſtmiliren. Dieſelbe Urſache, die jetzt ihrem Untergange und ihrer Verſchmel— 
zung im Wege ſteht, hat ſie gehindert, je groß und mächtig zu werden. Jeder 
Feind ſchleppie fie in Gefangenſchaft, in welcher fie immer fanatiſcher und 
rachedurſtiger als ſonſt wurden. Die Juden, die zur Zeit der babyloniſchen 
Gefangenſchaft in dieſen entfernten Ländern verblieben und unter dem Namen 
Karaiten noch dort leben, find gutmüthige und wenig fanatiſche Leute, aber 
außer der Schrift ſoll ihnen der Talmud und die rabbiniſtiſchen Schriften, 
die Literatur der Unterdrügung gar nicht bekannt ſein. Wenn aber die Juden 
in dem erſten Theile ihrer Geſchichte uns mit Grauſen erfüllen, fo müſſen 
wir ihnen unſere Bewunderung zollen, als ſie allein, durch Vaterlandsliebe 
geleitet, eine Handvoll heroiſche Verſechter die heiligen Mauern ihrer Water 
ſtadt, gegen die Allmacht Roms zu wahren ſich erdreiſteten. Das Volk, mit 
welchem wir uns heute beſchäftigen, iſt immer der unglückliche Stamm, der, 
aus ſeiner Heimath vertrieben, jahrelangen Druck verträgt. Alle feine ſchlech⸗ 
en Eigenſchaften find die Folgen des letzteren, und wahrlich für feine Intoleranz 
iſt es ſchrecklich bereits ſeit 18 Jahrhunderten beſtraft worden. Uneingedenk 
der Worte unſeres Erlöſers: „Vater verzeihe Ihnen, denn fie wiſſen nicht, 
was ſie thun,“ ſtrafen wir ohne Maaß nicht bis zur zehnten, ſondern bis zur 
ſechzigſten Generation. Aber auch Druck erzeugt Haß. Die Juden, von aller 
Mitwirkung an dem Leben der chriſtlichen Staaten fern gehalten, haben ſich 


der meiſten Kapitalien bemächtigt; bei jeder Veraulaſſung, bei jedem Kriege, 
leihen und zahlen ſie den Chriſten Geld, damit ſich dieſe gegenſeitig ausrot⸗ 
ten möchten. Wir dürfen uns nicht verhehlen, daß ſte uns haſſen und daß 
wir den rechtſchaffenen Boog der Bibel in den rachedürſtigen Shylock des 
Shakeſpeare verwandelt haben. Die Juden, die aber durchgängig ſich der 
deutſchen Sprache bedienen und ohne Urſache polniſche Juden genannt wer⸗ 
den, beſitzen die Eigenſchaften ihrer weſtlichen Brüder in ſtärkerem Grade. 
An der äußerſten Spitze der Civiliſation, nach Oſten zu, waren wir Polen 
zu ſehr mit Kriegen beſchäftigt, um uns mit ſyſtematiſcher Organiſation die⸗ 
ſes Volkes beſchäftigen zu können. Verſuche ſind jedoch gemacht worden. Unter 
Kaſtmir dem Großen bereits im I4ten Jahrhundert find den Juden Freihei⸗ 
ten bewilligt worden; wenn hierüber auch Manche ſagen, daß es der ſchönen 
Eſther wegen geſchehen fein ſolle, fo muß ich dieſes beſtreiten, weil derſelbe 
große Fürſt auch den Namen eines Bauern⸗Königs ſich erworben hat. Unter 
Stanislaus Auguſt Poniatowski ging der Vekehrungseifer ſo weit, daß man⸗ 
che Familien, die chriſtlich wurden, den Ramen und das Wappen ihres Tauf⸗ 
pathen, auch den Adel erhielten. Obgleich nur Wenige davon Gebrauch mach⸗ 
ten, der gute Eindruck zur Zeit des Großherzogthums Warſchau büeb nicht 
ohne Erfolg; viele Juden kämpften in polniſchen Reihen und hatten das Recht, 
auch Offtzierſtellen zu erwerben; die Poſener Nationalgarde, meiſtens aus 
Juden beſtehend, ſchlug ſich 1809 bei Peiſern, und der Tod des Oberſt⸗Lieu⸗ 
tenant Berek bei Kock wurde von der ganzen Armee betrauert. Jedoch eine 
durchgreifende Maßregel iſt mit dieſem Volke nie durchgeführt worden, 
Schmach, Verfolgung, Ungerechtigkeit haben fie ertragen und find unbeweg⸗ 
lich geblieben, die heiligen Waſſen der Gleichheit und der Liebe hat man dagegen 
gegen ſie bis jetzt unbenutzt gelaſſen. Nach dem neuen Geſetzvorſchlage will man 
die Juden im Großherzogthum Poſen nicht gleichmäßig mit den anderen behandeln, 
ſondern beſchränken und abſondern. Es iſt traurig, zu Gottesgeſchöpfen zu ſagen: 
ſeid Chriſten oder ſeid reich, dann werdet ihr erſt Menſchen.“ Nach den an⸗ 
deren Theilen des ehemaligen Polen dürfen ſie nicht gehen, was bleibt ihnen 
alſo überlaſſen, wenn man ihnen die freie Bewegung in den anderen Pro⸗ 
vinzen des preußiſchen Staats abkürzt? Volle und gleiche Rechte mit allen 
anderen Bürgern, wenn ſie uns nicht die Anhänglichkeit der der bisher Be⸗ 
drückten ſichern, wenigſtens ſollen ſie allen Grund zum Haſſe entfernen. Meine 
Hereen, erlauben Sie mir, mit einem einfachen Beiſpiele von einem Land- 
manne zu ſchließen. Wir Landwirthe, wenn wir Waſſer haben, was durch 
Aufſtauung ſumpfig und uns gefährlich werden könnte, ſuchen dies durch Gra⸗ 
ben zu durchſchneiden und abzuleiten, um daſſelbe der geſunden Luft, den 
ſegnenden Sonnenſtrahlen auszuſetzen. Das Waſſer verliert dann ſeine ſchäd⸗ 
lichen Eigenſchaften, eignet ſich die guten an. Thun wir in der moraliſchen 
Welt daſſelbe mit den Juden, entziehen wir dieſelben der ſegnenden Einwir⸗ 
kung der Civiliſation nicht; im Gegentheil, laſſen wir ſie ſich frei unter uns 
bewegen, damit, wie alle Gewäſſer im Becken des großen Oceans, wir ohne 
Haß und Neid hier leben und in der Ewigkeit uns begegnen mögen. 
(Bravo! Ruf zur Abſtimmung) 

Abg. Siegfried: Ich erkläre mich für das Gutachten der Abth. und 
erſuche die verehrte Verſammlung, vorzugsweiſe auf die Deputirten von Po⸗ 
ſen zu hören. (Vielfacher Ruf nach Abſtimmung. 

Abg. Frhr. v. Manteuffel II. Ich erkenne in dem Geſetz einen we⸗ 
ſentlichen Werth und Vortheil darin, daß das Geſetz die Tendenz befolgt, 
die Poſener Juden nach und nach zu der Stellung zu führen, auf welcher 
die übrigen Juden der preußiſchen Monarchie ſich befinden, und ich würde 
nur wünſchen, daß ein Zuſatz gemacht werde, wonach geſagt würde: nach 20, 
25 Jahren behalten wir uns vor, zu prüfen..... (Aufregung.) ob das Geſetz 
auch dann noch auf Poſen Anwendung finden kann. Dadurch würde man 
die Iſoltrung beſeitigen und den Poſener Juden den beſten Sporn geben, 
den übrigen Juden an Bildung gleich zu kommen. (Beifall u. Widerſpruch.) 

Marſchall: Der Herr Abg. Neumann hat noch das Wort. (Vielfa⸗ 
cher Ruf nach Abſtimmung.) Wenn der Herr Abg Neumann verzichtet, ſo 
will ich die hohe Verſammlung fragen, ob fie den Schluß der Debatte wünſcht? 
Dieſe Frage wird bejaht: Ich bitte diejenigen, welche den Schluß der De- 
batte wünſchen, aufzuſtehen. (Viele erheben ſich.) Er iſt mit überwiegen⸗ 
der Majorität gewünſcht. Die Abtheilung hat darauf angetragen, daß die- 
ſer ganze Abſchnitt wegfallen ſolle und ſonach die Juden den Großherzogthums 
Poſen denen der übrigen Monarchie gleichgeſtellt werden. Dieſe Frage werde 
ich aber nicht eher ſtellen können, als bis wir die einzelnen Paragraphen die⸗ 
ſes Abſchnitts durchgegangen ſind und die hohe Verſammlung über jeden ein⸗ 
zelnen berathen hat. Dieſe Berathung wird nur eine eventuelle ſein, und 
ſchließlich wird gefragt werden, ob der ganze Abſchnitt wegfallen foll. 

Referent (luft): „§. 45. Desgleichen finden die Vorſchriften der 88. 
16. bis 34. Abſchnitt J. über das Kultusweſen, über die Armen- und Krän⸗ 
kenpflege, fo wie über die Schul-Angelegenheiten und wegen der Vorbereitung 
jüdiſcher Knaben zu einem nützlichen Verufe, auch hier Anwendung. Dieje⸗ 
nigen jüdiſchen Schulen, welche nach §. 10. der Verordnung vom 1. Juni 
1833 als öffentliche jüdiſche Schulen errichtet worden ſind, bleiben als ſolche 
beſtehen, ſo lange nicht eine anderweitige Einrichtung von den Regierungen 
für nothwendig erachtet wird. — F. 45. des Gutachtens. Wenn es nach der 
Ausführung zu §. 30. allgemeinen Prinzipien nicht entſprechend iſt, die Juden 
dahin zu drängen, daß fie eigene öffentliche Schulen anlegen, ſo läßt ſich 
noch weniger die Veſtimmung rechtfertigen, durch welche ſie da, wo ſie ſolche 
Schulen eingerichtet haben, dieſelben fortbeſtehen zu laſſen und aus ihren be⸗ 
ſonderen Mitteln ferner zu erhalten verpflichtet ſein ſollen. Die Abtheilung 
ſtimmte in dieſer Hinſicht einſtimmig für die Weglaſſung des zweiten Satzes, 
welcher mit den Worten anhebt: diejenigen jüdiſchen Schulen, welche c.“ 

Marſchall: Da Niemand das Wort verlangt, fo ſtelle ich die Frage, 
ob der Antrag der Abtheilung angenommen werden ſoll. Diejenigen, welche 
für die Bejahung der Frage ſind, bitte ich, aufzuſtehen. Er iſt mit Mehr⸗ 
heit angenommen. 

Referent (lieſt vor): „§. 46. Die bisherige Unterſcheidung der jüdi⸗ 
ſchen Bevölkerung des Großherzogthums Poſen in naturaliſirte und nicht⸗ 
naturaliſirte Juden, ſo wie die daraus hervorgehende Verſchiedenheit der 
Rechte beider Klaſſen, bleibt zur Zeit noch beſtehen. — §. 46. des Gutach⸗ 
tens unterlag keiner Ausſtellung.“ 

Marſchall: Wenn nichts bemerkt wird, iſt der 
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(Schluß folgt.) 


